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1 De�nition

1.1 sozial

Das Wort sozial (von lat. socius = gemeinsam, verbunden, verbündet) bezeich-
net wechselseitige Bezüge als eine Grundbedingtheit des Zusammenlebens,
insbesondere des Menschseins (der Mensch als soziales Wesen). Es taucht in
mehreren Bedeutungen auf.
1. den Zusammenhang, das Zusammenleben der Menschen in der Gesell-

schaft betre�end
2. die ökonomische und politische Struktur einer gegebenen Gesellschaft be-

tre�end
3. die Zugehörigkeit der Menschen zu verschiedenen Klassen, Gruppen oder

Schichten innerhalb der Gesellschaft betre�end
4. die wirtschaftliche Situation vieler Mitglieder der Gesellschaft betre�end

1.2 Sozialstaat

Der Begri� Sozialstaat bezeichnet einen Staat, der soziale Sicherheit garantiert
und soziale Gerechtigkeit anstrebt, um die Teilnahme aller an den gesellschaft-
lichen und politischen Entwicklungen zu gewährleisten. Die konkrete Gestal-
tung des Sozialstaats erfolgt in der Sozialpolitik. Ausdruck des Sozialstaats-
prinzips in Deutschland sind die Grundsicherung (Sozialhilfe und Arbeitslosen-
geld II), verschiedene weitere Transferleistungen wie Kindergeld, Elterngeld,
Bafög und Wohngeld sowie die Sozialversicherungen (Krankenversicherung,
Rentenversicherung, Unfallversicherung, P�egeversicherung und Arbeitslosen-
versicherung). Der Ausdruck Wohlfahrtsstaat wird teils synonym zu Sozial-
staat verwendet, teils aber auch zur Abgrenzung gegenüber einem empfunde-
nen Ausufern des Sozialstaats.

1.3 Sozialismus

Der Sozialismus ist eine der im 19. Jahrhundert entstandenen drei groÿen po-
litischen Ideologien neben dem Liberalismus und Konservatismus. Sozialisten
betonen besonders die Grundwerte Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität
und legen meist Wert auf eine enge Wechselbeziehung zwischen praktischen so-
zialen Bewegungen und theoretischer Gesellschaftskritik, um beide miteinander
in Richtung einer sozial gerechten Wirtschafts- und Sozialordnung weiterzuent-
wickeln.
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1 De�nition

1. gesetzmäÿig aus der sozialistischen Revolution hervorgehende erste Ent-
wicklungsstufe der sozialökonomischen Gesellschaftsformation des Kommu-
nismus, die auf der Herrschaft der Arbeiterklasse im Bündnis mit allen werk-
tätigen Schichten des Volkes und auf der führenden Rolle der marxistisch-
leninistischen Partei beruht, in der das gesellschaftliche Eigentum an den Pro-
duktionsmitteln errichtet und die Ausbeutung des Menschen durch den Men-
schen beseitigt wird:
der Aufbau, Grundlagen, Sieg, Verwirklichung, Vollendung, Zeitalter des So-

zialismus; der Kampf für, der Weg zum Sozialismus; den Sozialismus aufbauen;
im Sozialismus leben; im Sozialismus gibt es keine antagonistischen Klassen
mehr; im Sozialismus werden die Bürger zu immer bewuÿteren und erfolgrei-
cheren Gestaltern aller gesellschaftlichen Verhältnisse; der Sozialismusscha�t
gleiche Entwicklungsmöglichkeiten für alle Mitglieder der Gesellschaft

2. Gesamtheit der Prinzipien, Lehre, Theorie vom Aufbau und der Ent-
wicklung der sozialistischen und kommunistischen Gesellschaft: der Begri�,
Siegeszug des Sozialismus; der wissenschaftliche Sozialismus (Gesamtheit des
Marxismus-Leninismus, besonders aber derjenige Bestandteil des Marxismus-
Leninismus, der die Lehre vom Klassenkampf des Proletariats, von der sozialis-
tischen Revolution und dem Aufbau der sozialistischen und kommunistischen
Gesellschaft zum Inhalt hat);
hist. der utopische Sozialismus (vormarxistische sozialistische Lehre, die im

Unterschied zum wissenschaftlichen Sozialismus nicht oder noch nicht realisier-
bare Pläne einer soz. Gesellschaft entwickelte)

zu 2. Sozialismus in Zusammensetzungen, die den Begri� des wissenschaft-
lichen Soz. verfälschen oder miÿbrauchen, z. B./ Nationalsozialismus

1.4 Sozialdemokratie

Sozialdemokratie ist die Bezeichnung für eine internationale Bewegung, die mit
Hilfe eines demokratischen Staates und sozialer Gesetze eine freiheitliche und
sozial gerechte Gesellschaft scha�en möchte. Bis etwa Anfang der Sechziger
Jahre des 20. Jahrhunderts gehörte auch die Verstaatlichung der Produktions-
mittel (teilweise heute noch immer) zu den Zielen der Sozialdemokratischen
Bewegung � ein Ziel, das in Deutschland mit dem Godesberger Programm der
SPD 1959 aufgegeben wurde. Der Begri� Sozialdemokratie und die entspre-
chenden Ableitungen sind in Deutschland durch die SPD rechtlich geschützt.

1.5 Kommunismus

Kommunismus (vom lateinischen communis = 'gemeinsam') bezeichnet das
politische Ziel einer klassenlosen Gesellschaft, in der das Privateigentum an
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1 De�nition

Produktionsmitteln aufgehoben ist und das erwirtschaftete Sozialprodukt ge-
sellschaftlich angeeignet wird, das heiÿt allen Menschen gleichermaÿen zugäng-
lich ist.

Mit dem Manifest vollzogen Marx und Engels die ideologische Abgrenzung
vom utopischen Sozialismus Weitlings und seiner Vorläufer sowie von anderen
Frühsozialisten, an denen sie scharfe, teilweise polemische Kritik übten. Sie
propagierten den internationalen Klassenkampf der lohnabhängigen Arbeiter-
klasse gegen die Bourgeoisie und beschrieben auch die Stellung und Aufgabe
der Kommunisten als entschiedene Elite innerhalb der Arbeiterparteien, die
dem Proletariat die Einsicht in die historischen Bedingungen seiner Bewegung
voraus habe. Eine gesonderte Partei sollten die Kommunisten jedoch ausdrück-
lich nicht bilden. Als Aufgabe der Arbeiterparteien de�nierte das Manifest:
'Bildung des Proletariats zur Klasse, Sturz der Bourgeoisherrschaft, Eroberung
der politischen Macht durch das Proletariat'. Es weist ihnen damit einerseits
eine politische Führungsrolle, andererseits die Unterordnung unter das proleta-
rische Gesamtinteresse zu: nämlich eine Gesellschaftsform zu �nden, in der 'je-
der nach seinen Fähigkeiten' tätig sein und 'jedem nach seinen Bedürfnissen'
der produzierte Reichtum o�en stehen solle (Marx: 'Kritik des Gothaer Pro-
gramms'). Als Grundlage der Revolution und der von Marx selbst so genann-
ten globalen Theorie galt der Klassenkampf, der als unvermeidbarer Ausdruck
der strukturellen Gewalt der sozialen Verhältnisse gesehen wird. Im letzten
Abschnitt des Manifests heiÿt es:
'Die Kommunisten verschmähen es, ihre Ansichten und Absichten zu ver-

heimlichen. Sie erklären es o�en, daÿ ihre Zwecke nur erreicht werden können
durch den gewaltsamen Umsturz aller bisherigen Gesellschaftsordnungen. Mö-
gen die herrschenden Klassen vor einer kommunistischen Revolution zittern.
Die Proletarier haben nichts in ihr zu verlieren als ihre Ketten. Sie haben eine
Welt zu gewinnen. Proletarier aller Länder � vereinigt euch!'
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2 Vorläufer der Sozialdemokratie

2.1 Altertum

Das Gemeineigentum, das allen Menschen gleichermaÿen zugänglich sein und
damit soziale Unterschiede erübrigen sollte, ist schon in einigen alten Religio-
nen bekannt, z.B. bei den persischen Mazdakiten1, im Taoismus und im Ju-
dentum. Diese verstehen die lebensnotwendigen Güter als Gabe eines Gottes
oder einer universalen Ordnung an alle Menschen und leiten daraus Forderun-
gen an ein Kollektiv ab, den Besitz gerecht zu verteilen oder gemeinsam zu
verwalten.
In altorientalischen Klassengesellschaften wurde häu�g eine Urzeit beschwo-

ren, in der es noch keine Spaltungen in Besitzende und Besitzlose gegeben ha-
be: so das Ideal der Groÿen Gemeinsamkeit im Konfuzianismus.
In der biblischen Prophetie seit etwa 700 v. Chr. wird das vergessene Gottes-

recht des Erlaÿjahrs (Lev 25) Bestandteil der Endzeiterwartung.
In der Griechischen Philosophie tauchen seit etwa 400 v. Chr. Entwürfe ei-

nes idealen Staates auf, der kein Privateigentum kennt und in die Urzeit oder
eine �ktive Inselwelt projiziert wurde: so in Platons Staat, bei Phaleas von
Chalkedon oder im utopischen Sonnenstaat des Iambulos.

2.2 Mittelalter

Im Mönchstum verschiedener Religionen, etwa des Jainismus2, des Hinayana-
buddhismus3 und der Armutsorden des christlichen Mittelalters, wird Gemein-
eigentum und Besitzlosigkeit als Lebensform einer religiösen Elite fernab der
Mehrheitsgesellschaft realisiert. Zudem gab es in den sogenannten Ketzer- und

1Die Mazdakiten (um 500) waren eine religiöse Gruppierung, die das persische Sassani-
denreich über mehrere Jahre hinweg in Unruhe versetzte. Es handelt es sich bei ihnen
um eines der rätselhaftesten Phänomene der spätantiken Geschichte, denn es sind fast
alle entscheidenden Punkte � Namensgeber, Ziele oder die Beziehung zum persischen
Groÿkönig Kavadh I. � umstritten. Eine sichere Rekonstruktion der tatsächlichen Vor-
gänge sowie der Ziele der Mazdakiten ist aufgrund der komplizierten Quellenlage fast
unmöglich.

2Der Jainismus, auch Jinismus (Anhänger des Jina) ist eine in Indien beheimatete Reli-
gion, die etwa im 6. Jh / 5. Jh. v. Chr. entstanden ist. Ein historisch faÿbarer Gründer
ist Mahavira (ca. 599 � 527 v. Chr). Dem Jainismus gehören 2001/02 etwa 4,4 Millionen
Gläubige an, davon etwa 4,2 Millionen in Indien

3Hinayana (kleines Fahrzeug) bezeichnet einen der beiden groÿen Hauptströme des Bud-
dhismus, die zeitlich dem Mahayana, der anderen Hauptrichtung, vorausging.
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2 Vorläufer der Sozialdemokratie

Armutsbewegungen des Mittelalters verschiedene Anläufe zu Gütergemein-
schaften und antihierarchischen ausgerichteten Kirchenreformen.

2.3 Frühe Neuzeit

Der Humanismus des 16. Jahrhunderts hatte � parallel zu den durch wirt-
schaftliches Elend hervorgerufenen Bauernaufständen � Ideen einer gerechten,
von allen Bürgern gleichermaÿen getragenen Gesellschaftsordnung entwickelt,
die ihrerseits auf die antike Polis und ihre Demokratie-Vorstellungen zurück-
gri�en.
Folgenreich war besonders der lateinische Bildungsroman Utopia des engli-

schen Staatsrechtlers Thomas Morus von 1516. Ohne den Begri� zu kennen,
stellte Morus hier eine Art Kommunismus als Gegenbild zur europäischen Feu-
dalherrschaft dar: Alle arbeiten und besitzen alles gemeinsam, auch und gera-
de Grund und Boden (die damaligen Produktionsmittel); zugleich darf jeder
dem Glauben anhängen, der ihm gemäÿ ist. Diese Religionsfreiheit unterschied
sein Zukunftsideal von älteren verwandten Sozialutopien. Damit nahm er we-
sentliche Ideen der Aufklärung vorweg.
Auch Tommaso Campanella gri� 1602 in seinem Werk La città del Sole er-

neut auf die Idee des Sonnenstaats zurück.

2.4 Neuzeit

Im 17. und 18. Jahrhundert machten Naturwissenschaften und Fertigungstech-
niken rasante Fortschritte. Sie erlaubten im Manufaktur- und Verlagswesen
bereits eine Massenherstellung von Produkten, noch ohne maschinelle Produk-
tionsmittel. Dies veränderte die Lebensbedingungen und Interessenlagen für
groÿe Bevölkerungsteile enorm.
Im Zuge der Aufklärung entstanden mit der Idee der Menschenrechte Vor-

stellungen eines gleichberechtigten und herrschaftsfreien Zusammenlebens. In
zahlreichen � stets von der Obrigkeit bedrohten � Geheimbünden und Verei-
nen suchten mittellose Handwerker, Bauern und Intellektuelle ein Forum und
Anhänger für ihre Ideen. Sie waren kaum an der wissenschaftlichen Erhebung
empirischer Daten interessiert, entwickelten ihre Vorstellungen aber aus der
widersprüchlichen Erfahrung enttäuschter Demokratieho�nungen und relativer
Rechtsfortschritte. Doch erst mit der Emanzipation des Bürgertums bekamen
diese Ideen eine politische Stoÿkraft.
François Noël Babeuf (1760 � 1797) war wahrscheinlich der erste Autor der

Neuzeit, der den Sozialismus als Staatsform anstrebte. Er gründete dazu wäh-
rend der Französischen Revolution die 'La société des égaux' ('Gesellschaft
der Gleichen'): Damit begann der Frühsozialismus sich politisch zu organisie-
ren. Über Filippo Buonarotti gelangten Babeufs Ideen zu den Frühsozialisten
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2 Vorläufer der Sozialdemokratie

Charles Fourier (Theorie der vier Bewegungen und der allgemeinen Bestim-
mungen, 1808) und Louis-Auguste Blanqui (1805 � 1881). Von seinen Ideen
und denen Henri de Saint-Simon war wiederum der 1834 in Paris gegründe-
te Bund der Geächteten beein�uÿt. Von ihm spaltete sich 1836 der Bund der
Gerechten ab, dessen Führung bis 1848 der Schneider Wilhelm Weitling über-
nahm.

2.5 Frühe Sozialisten

Frühe Sozialisten waren auch der deutsch-jüdische Philosoph
Moses Hess (1812 � 1875), der den sozialistischen Flügel des Zionismus begrün-
dete, Hermann Kriege und der deutsche Journalist Karl Grün (1817 � 1885).
Der deutsche Ökonom Karl Rodbertus (1805 � 1875) gilt als Begründer des
Staatssozialismus.

2.6 Verhältnis zum Marxismus

Karl Marx löste Weitling 1848 ab und vollzog eine fundamentale Abgrenzung
von allen früheren sozialistischen Theoretikern, deren Ideen er als nicht wissen-
schaftlich begründeten Idealismus kritisierte. Seit dem Kommunistischen Mani-
fest von Marx und Friedrich Engels werden die frühsozialistischen Gleichheits-
und Demokratisierungsbestrebungen, die sich auch auf die Ökonomie erstreck-
ten, als Utopischer Sozialismus zusammengefaÿt.

Der Marxismus grenzt damit alle Vorläufer und sozialistischen Gegenströ-
mungen von seiner Theorie des wissenschaftlichen Sozialismus ab. Er sieht im
utopischen Sozialismus eine ausgehende bürgerliche und belletristische Phrase,
die aus linken Strömungen des Junghegelianismus hervor gegangen sei und den
proletarischen Klassenkampf negiere (vgl. Marx/Engels, Die deutsche Ideolo-
gie, 1845/46). Dabei sind utopische Sozialisten auch nach marxistischer Auf-
fassung durchaus mit dem Ziel der klassenlosen kommunistischen Zukunftsge-
sellschaft einverstanden, verfolgen dieses jedoch nach ihrer Ansicht auf unrea-
listische und zum Scheitern verurteilte Weise, weil der Klassenantagonismus
und die Frage nach den Bedingungen einer erfolgreichen Revolution in ihrem
Denken keine primäre Rolle spielt.

Nach dieser Kritik sind Utopien reine Gedankenkonstruktionen, die vom his-
torischen Wachstum der Machtverhältnisse abstrahieren und in denen so die
politische Anschauung von den gesellschaftlichen (insbesondere ökonomischen)
Grundlagen abgekoppelt wird. Die Utopisten versuchen demnach ein System
aus dem Kopf heraus zu entwickeln, statt die revolutionäre, umstürzlerische
Seite des zeitgeschichtlichen Elends zu erkennen. Der wissenschaftliche Sozia-
lismus versteht die Entstehung des Sozialismus im Unterschied zu den Uto-
pisten als eine notwendige prozeÿhafte und dialektische (widersprüchlich vor-
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2 Vorläufer der Sozialdemokratie

wärtstreibende) Entwicklung aus der konkreten historischen Situation heraus
(Engels, Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft,
1882).

Andere Theoretiker waren später im Gegensatz zu Marx und Engels weit
weniger überzeugt von der Zwangsläu�gkeit der historischen Entwicklung zu
Fortschritt und Sozialismus. Ernst Bloch entwickelte auf den utopischen Ge-
halt fast aller sozialistischen Ideen aufbauend sein Prinzip Ho�nung (Geist der
Utopie, 1918/1923; Freiheit und Ordnung. Abriÿ der Sozial-Utopien, 1946; Das
Prinzip Ho�nung, 1955). Mit dem Begri� der Konkreten Utopie leistete er ei-
ne konstruktive Kritik am utopischen Gehalt des Frühsozialismus und gegen
dessen abstrakte Utopien.
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3 Sozialdemokratie

3.1 Sozialistische Parteien

Als Sozialistische Partei werden in einem allgemeinen und übergreifenden Sinn
seit etwa Mitte des 19. Jahrhunderts politische Parteien bezeichnet, die sich an
der Sozialdemokratie, am Sozialismus oder auch am Kommunismus orientie-
ren und damit den Anspruch erheben, die Interessen der Arbeiterbewegung zu
vertreten � auch wenn sich nicht alle sozialistischen Parteien in ihrem Namen
als solche benennen. So gilt beispielsweise auch die britische Labour Party (frei
übersetzt: Arbeitspartei) in einem verbreiteten Verständnis als sozialistische
bzw. sozialdemokratische Partei.

In der Gegenwart sind die gemäÿigten, im pluralistischen Sinn demokratisch
ausgerichteten sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien in der So-
zialistischen Internationale vereint, unter ihnen auch die Sozialdemokratische
Partei Deutschlands und die Sozialdemokratische Partei Österreichs. Viele der
groÿen sozialistischen/sozialdemokratischen Parteien Westeuropas haben sich
in den 1950er und 1960er Jahren von der spezi�schen Interessenpolitik für die
Arbeiterbewegung losgesagt und sich ideologisch einem breiteren Wählerpoten-
zial zu ö�nen versucht. Sie gelten seither als Volksparteien.

Die Vorläuferorganisation der Sozialistischen Internationale wurde nach der
1876 erfolgten Au�ösung der Ersten Internationalen 1889 in Paris gegründet
und gilt in der chronologischen Reihenfolge der verschiedenen � ideologisch dif-
ferierenden � Internationalen der Arbeiterbewegung als Zweite Internationale.

Die meisten sozialistischen Parteien gingen bis zum Beginn des 20. Jahr-
hunderts noch konform mit den revolutionären Theorien des Marxismus, be-
gründet von Karl Marx und Friedrich Engels. Bis zum Ersten Weltkrieg setz-
te sich in ihnen eine reformorientierte Richtung durch. Daraufhin kam es ab
1917 nach der russischen Oktoberrevolution durch die Bolschewiki um Lenin
und Trotzki zu revolutionären Abspaltungen von der Sozialdemokratie und
zur Gründung von revolutionär sozialistischen bzw. kommunistischen Parteien.
Diese grenzten sich von der reformorientierten Sozialdemokratie ab und bilde-
ten auf Initiative Lenins 1919 in Moskau die Kommunistische Internationale
(Komintern), die bis 1943 Bestand hatte.

3.1.1 Geschichte der deutschen Sozialdemokratie

Die Geschichte der deutschen Sozialdemokratie reicht bis in die erste Hälfte
des 19. Jahrhunderts zurück. In dieser Zeit entstanden zunächst frühsozialis-
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3 Sozialdemokratie

tisch orientierte Exilorganisationen und 1848 mit der Allgemeinen Deut-
schen Arbeiterverbrüderung eine erste parteiähnliche Organisation in
Deutschland selbst.

Nach dem Ende der Reaktionsära begannen sich in den 1860er Jahren neue
sozialdemokratische Parteien zu bilden. Im Jahr 1863 wurde der Allgemeine
Deutsche Arbeiterverein gegründet, geführt zunächst von Ferdinand Las-
salle. Daneben entstand die 'Eisenacher Richtung' vor allem geprägt von Au-
gust Bebel und Wilhelm Liebknecht (1866 Sächsische Volkspartei, 1869 So-
zialdemokratische Arbeiterpartei). Beide Richtungen schlossen sich 1875
zur Sozialistischen Arbeiterpartei zusammen. Von 1878 bis 1890 wurde
die Geschichte der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung durch das repres-
sive Sozialistengesetz geprägt. Nach dem Ende des Gesetzes erfolgte 1890 die
Umbenennung der Partei zur Sozialdemokratischen Partei Deutschlands
(SPD). Sie entwickelte sich in den folgenden Jahren zu einer Massenpartei
hinsichtlich ihrer Mitgliederzahlen und der Wahlergebnisse. Die SPD wurde
1912 � bezogen auf ihre Abgeordnetenmandate � das erste Mal die stärkste
Fraktion im Reichstag.

Ideologisch gab es anfangs verschiedene Elemente. Da waren etwa Reste ra-
dikaldemokratischer Strömungen, ein�ussreich waren lange Zeit die Ideen von
Ferdinand Lassalle. Auf längere Sicht setzte sich der Marxismus als dominie-
render Orientierungsrahmen durch. Marx' Analyse der sozialen und ökonomi-
schen Gesellschaftsbedingungen sowie ihrer geschichtlichen Entwicklung, und
die daraus gefolgerten revolutionären Handlungskonzepte haben die Sozial-
demokratie bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts ideologisch geprägt.
Dennoch entwickelten sich innerhalb der Partei verschiedene Strömungen. In
der politischen Praxis verstärkten sich spätestens durch die innerparteiliche
Revisionismusdebatte der SPD ab etwa Ende der 1890er Jahre eher an Refor-
men orientierte Umsetzungsversuche der marxistischen Inhalte.

Während des Ersten Weltkrieges spaltete sich 1917 die Unabhängige Sozi-
aldemokratische Partei Deutschlands (USPD) aus Protest gegen die Burgfrie-
denspolitik von der Mehrheitssozialdemokratie (MSPD) ab. Aus dem linksrevo-
lutionären Flügel der USPD, dem Spartakusbund , ging nach der Novemberre-
volution im Januar 1919 die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) her-
vor. Die linke Mehrheit der USPD schloss sich 1920 der KPD an (vgl. VKPD).
Der gröÿte Teil der verbleibenden Partei schloss sich 1922 der SPD an. Als
USPD blieb in den folgenden Jahren nur eine Splitterpartei bestehen.

3.2 Erste Ansätze im Vormärz und der Revolution von
1848/49

Die sozialdemokratische Bewegung in Deutschland hat bis in den Vormärz und
die Revolution von 1848/49 zurückreichende Wurzeln. Ideologisch spielte zu-

13



3 Sozialdemokratie

nächst der französische Frühsozialismus eines Charles Fourier, Auguste Blan-
qui oder Henri de Saint-Simon eine wichtige Rolle. Hinzu kamen Ideen der auf-
kommenden radikaldemokratischen Strömungen der vormärzlichen Opposition.

Erste organisatorische Ansätze waren die Auslandsvereine deutscher Hand-
werker und politischer Emigranten. Dazu zählen der 1834 in Bern gegrün-
dete Geheimbund des Jungen Deutschland und der im selben Jahr in Paris
entstandene Bund der Geächteten. Von diesem spaltete sich, beein�usst von
Wilhelm Weitling, 1836 der Bund der Gerechten ab. Allerdings verschob sich
der Schwerpunkt des Bundes in den 1840er Jahren immer mehr nach London.
Unter dem Ein�uss von Karl Marx und Friedrich Engels benannte er sich in
Bund der Kommunisten um. Für diesen schrieben Marx und Engels 1848 das
Kommunistische Manifest. Während der Revolution löste sich der Bund vor-
übergehend auf, nach seiner Neugründung kam es zu ideologischen Kon�ikten
und zu Spaltungen. Nach dem Kölner Kommunistenprozess hörte er auf zu
bestehen. In Deutschland selbst hatte sich während der Revolution unter maÿ-
geblicher Beteiligung von Stephan Born mit der Allgemeinen Deutschen Ar-
beiterverbrüderung1 eine erste überregional verbreitete Organisation gebildet,
die bereits viele Merkmale einer modernen Partei aufwies und daneben auch
gewerkschaftlich aktiv war. Nach der Revolution �el die Arbeiterverbrüderung
der Reaktionspolitik im Deutschen Bund zum Opfer.

3.3 Soziale Basis

Die organisierte politische Arbeiterbewegung seit den 1860er Jahren knüpf-
te personell vielfach an die Traditionen von 1848/49 an. Sie war überwiegend
städtisch geprägt. Ihr Kern waren nicht ungelernte Fabrikarbeiter, sondern ge-
lernte Handwerker, Arbeiter mit Handwerksausbildung und zunehmend Fach-
arbeiter. Wichtig waren Branchen wie die Tabakarbeiter oder Buchdrucker,
in denen handwerkliche Arbeitsabläufe eine beträchtliche Rolle spielten. Un-
gelernte Arbeiter in neuen Massenberufen wie dem Bergbau oder der Eisen-
und Stahlindustrie waren dagegen nur vergleichsweise schwach vertreten. Von
groÿer Bedeutung war nicht zuletzt die Verbindung der Arbeiter mit Teilen
der städtischen antifeudalen und radikaldemokratischen Intellektuellen. Von

1Wenn von Arbeitern während der Revolution von 1848/49 die Rede ist, sind damit nur in
relativ geringem Umfang Fabrikarbeiter gemeint, die Masse der Arbeiter war in dieser
Zeit noch Teil der kleingewerblich-handwerklichen Lebenswelt. Beteiligt an den Organisa-
tionsversuchen waren daher vor allem die in ihrer Existenz gefährdeten Handwerksmeis-
ter und die Handwerksgesellen
Es gab durchaus auch enge Beziehungen zu dem Bund der Kommunisten um Karl

Marx. So gab es etwa eine Reihe von Doppelmitgliedschaften, in der Arbeiterverbrüde-
rung wurde das kommunistische Manifest rezipiert, und Stephan Born schlug sogar eine
Art Arbeitsteilung vor. Danach sollte sich der Kommunistenbund vor allem um die Pro-
grammatik kümmern, während die Arbeiterverbrüderung für die praktische Organisation
zuständig sein sollte.
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Anfang an war die Sozialdemokratie zudem eine überwiegend in protestanti-
schen Regionen erfolgreiche Bewegung. Im katholischen Deutschland sorgte
insbesondere der Kulturkampf2 für die Entstehung eines auch die Arbeiter ein-
schlieÿenden Milieus.

3.4 Allgemeiner Deutscher Arbeiterverein seit 1863

Ein Wiederbeginn des politischen Lebens nicht nur in Preuÿen wurde ab 1858
mit der sogenannten Neuen Ära, d. h. der liberalen Wende in der preuÿischen
Innenpolitik, möglich. Es entstanden, häu�g gefördert von liberal oder demo-
kratisch gesinnten Bürgern, Handwerker- und Arbeiterbildungsvereine. Dabei
wurde bald deutlich, dass ein Teil der Mitglieder auch soziale und politische
Interessen vertreten wollte. Als sich zeigte, dass dies im Rahmen des libera-
len Deutschen Nationalvereins nicht möglich war, wandte sich 1863 ein in
Leipzig entstandenes Central-Comitee zur Berufung eines allgemeinen Deut-
schen Arbeiterkongresses an den Autor Ferdinand Lassalle. Unter dessen
maÿgeblicher Leitung entstand am 23. Mai 1863 der Allgemeine Deutsche Ar-
beiterverein (ADAV) als erste Deutsche Arbeiterpartei. Dem Verein gelang
es zwar, in einigen Gebieten eine nennenswerte Zahl von Anhängern zu ge-
winnen, aber entgegen den Erwartungen Lassalles entwickelte er sich nicht zu
einer Massenbewegung. Nach dem frühen Tod des Gründers spaltete sich die
Organisation. Erst unter der Führung von Johann Baptist von Schweitzer kam
es ab 1867 zu einer Konsolidierung.

3.5 Die Eisenacher Richtung

Nach der Gründung des ADAV wurde unter maÿgeblicher Leitung des Natio-
nalvereins zur Bindung der Arbeitervereine an das bürgerliche Lager der Ver-
einstag Deutscher Arbeitervereine gegründet. Allerdings gelang es nicht, die
Politisierung eines Teils der Mitglieder zu verhindern. Auÿerdem begann mit

2Der Begri� Kulturkampf wurde erstmals am 17. Januar 1873 im preuÿischen Abgeordne-
tenhaus von Rudolf Virchow gebraucht, der damit die Befreiung der Kultur vom Ein�uss
der Kirche postulierte.
Anlass des Kulturkampfes war erstens die Verö�entlichung eines Verzeichnisses moder-

ner theologischer und gesellschaftlicher Anschauungen und Lehren durch Papst Pius IX.
im Jahre 1864, die von der Kirche abzulehnen seien (Syllabus Errorum). Dies bedeutete
u. a. sowohl die Ächtung philosophischer Vorstellungen, wie die des Naturalismus, Pan-
theismus und Rationalismus, als auch die Ablehnung von Sozialismus, Kommunismus,
Nationalismus und Liberalismus. Zweitens wurde im Ersten Vatikanischen Konzil 1870
das Dogma der Unfehlbarkeit des Papstes de�niert, wenn er in Fragen des Glaubens und
der Sitte eine Lehre 'ex cathedra' verkündet. Insbesondere im deutschen Sprachraum gab
es Proteste gegen dieses neue Dogma, woraufhin es zu einer kirchlichen Abspaltung kam.
Den sogenannten 'Altkatholiken' wurde deswegen von der Kirche die Lehrbefugnis entzo-
gen. Weil die Professoren aber auch Staatsdiener waren, sah der Staat dies als Eingri� in
seine Belange an.
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der Gründung gewerkschaftlicher Organisationen die wirtschaftliche Interes-
senvertretung an Gewicht zu gewinnen. Innerhalb des Vereinstags gewannen
Wilhelm Liebknecht und August Bebel an Ein�uss. Unter dem Vorsitz
von Bebel beschloss die Generalversammlung des Vereinstages 1868 den An-
schluss an die Internationalen Arbeiterassoziation (Erste Internationale). Die
weiterhin liberal gesinnten Vereine spalteten sich daraufhin ab. Ebenfalls unter
maÿgeblicher Beteiligung von Bebel und Liebknecht war 1866 die Sächsische
Volkspartei gegründet worden. Diese zielte ursprünglich auf ein Bündnis aus
bürgerlichen Demokraten und Arbeitern ab. Nachdem der Erfolg im Bürger-
tum weitgehend ausblieb, dominierten auch dort immer stärker die Arbeiter.
Am 8. August 1869 schlossen sich der Vereinstag Deutscher Arbeitervereine,
die Sächsische Volkspartei und vom ADAV abgespaltene Gruppen in Eisenach
zur Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (SDAP) zusammen.
Programmatische Grundlage der neuen Partei war das Eisenacher Programm.

Dieses Programm übernahm mit nur wenigen kleinen Änderungen die Statu-
ten der Internationalen Arbeiterassoziation. Daneben übernahm es aber auch
Konzepte der Lassalleanhänger auf. So wurde die Wahlrechtsfrage in den Vor-
dergrund gestellt und die Forderung nach Arbeiterassoziationen übernommen.
Ziel der Partei war die Errichtung eines freien Volksstaates. Zur Ab-
scha�ung der Klassenherrschaft setzte sie auf die Überwindung der auf dem
Lohnsystem beruhenden Produktionsweise durch genossenschaftliche Arbeit.
Auÿerdem bekannte sie sich zum internationalistischen Standpunkt der Inter-
nationalen Arbeiterassoziation.

3.6 Von der Konkurrenz zur Vereinigung

ADAV und SDAP bekämpften sich in den folgenden Jahren und waren etwa
in der deutschen Frage unterschiedlicher Meinung. Während der ADAV klein-
deutsch ausgerichtet war, stand die SDAP auf Seiten der Groÿdeutschen. Auch
ideologisch gab es Unterschiede. Das auf Lassalle zurückgehende eherne Lohn-
gesetz führte beim ADAV zu einem ausgeprägten Etatismus und einer gewerk-
schaftskritischen Haltung. Dagegen stand die SDAP dem Gewerkschaftsgedan-
ken positiv gegenüber, lehnte aber eine Zusammenarbeit mit dem bestehenden
Staat ab. Die Gegensätze verloren nach der vollzogenen Reichsgründung 1871
an Bedeutung. Gleichzeitig sorgten die antisozialdemokratischen Maÿnahmen
des Staates für ein Zusammenrücken beider Parteien. Dies führte schlieÿlich
auf dem Vereinigungsparteitag, der vom 22. und 27. Mai 1875 in Gotha statt-
fand, zum Zusammenschluss zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands
(SAP)
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3.7 Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands von 1875

3.7.1 Programmatik

In dem vor der Vereinigung ausgehandelten Gothaer Programm �nden sich
Programmbestandteile beider Vorgängerorganisationen wieder. So stammte
die Formulierung 'Verwandlung der Arbeitsmittel in Gemeingut der Gesell-
schaft' von Vertretern der SAP, während die Forderung nach Einrichtung so-
zialistischer Produktivgenossenschaften auf Gedankengut Lassalles zurückging.
Ein Groÿteil der Nahziele entstammte dem Eisenacher Programm. Dagegen
war die Abquali�zierung der Gegner als reaktionäre Masse und die Forderung
nach einem Zerbrechen des ehernen Lohngesetzes wiederum Gedankengut des
ADAV. Das Bekenntnis, mit allen gesetzlichen Mitteln den freien Staat
und die sozialistische Gesellschaft zu erstreben, ging auch auf die dro-
henden und teilweise schon eingesetzten staatlichen Repressionsmaÿnahmen
zurück.

3.7.2 Die Sozialdemokratie unter dem Sozialistengesetz 1878 � 1890

Spätestens seit dem o�enen Bekenntnis von Bebel und Liebknecht zur revolu-
tionären 'Commune', die während des von Preuÿen, namentlich von Bismarck
initiierten Deutsch-Französischen Krieges von 1870/71 in Paris ausgerufen wor-
den war, galten die Sozialdemokraten als Staatsfeinde. Ihre führenden Reprä-
sentanten, aber auch einfache Mitglieder waren verschiedenen Verfolgungsmaÿ-
nahmen ausgesetzt. Bebel und Liebknecht etwa wurden 1872 in einem Hoch-
verratsprozess zu jeweils zwei Jahren Festungshaft verurteilt. Allerdings führ-
ten diese Maÿnahmen nicht zu einer Schwächung der sozialdemokratischen Be-
wegung. Bei den Reichstagswahlen von 1877 kam die vereinigte Partei auf über
9 % der Stimmen.

Zwei von Einzeltätern ausgeführte Attentate auf Kaiser Wilhelm I. im Mai
und Juni des Jahres 1878 waren für Bismarck der Anlass für eine nunmehr
aggressivere antisozialdemokratische Politik. Die regierungsnahe Presse tat al-
les, um die Attentäter in die Nähe der Sozialdemokraten zu rücken. Nachdem
der erste Versuch, ein Ausnahmegesetz auf den Weg zu bringen, am Wider-
stand der Mehrheit im Reichstag gescheitert war, führte das zweite Attentat,
bei dem der Monarch schwer verletzt wurde, und die darauf folgende Au�ö-
sung des Parlaments zur Bereitschaft auch der meisten Nationalliberalen, dem
Sozialistengesetz zuzustimmen. Sie hatten im Wahlkampf eine entsprechende
Stimmung im Volk ge- und verspürt.

Das Gesetz ermöglichte das Verbot von Vereinen, Versammlungen, von Druck-
schriften und Geldsammlungen. Zuwiderhandlungen konnten mit Geld- oder
Gefängnisstrafen belegt werden. Auch konnten Aufenthaltsverbote ausgespro-
chen oder über bestimmte Gebiete der kleine Belagerungszustand verhängt
werden. Allerdings war das Gesetz befristet und musste daher vom Parlament
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immer wieder bestätigt werden. Eine erste Bestätigung folgte 1881. In der Fol-
ge wurde das Gesetz mehrfach verlängert.

Die Sozialistische Arbeiterpartei wurde für zwölf Jahre faktisch in die Ille-
galität gedrängt. Neben anderen sozialdemokratischen Publikationen wurde
das o�zielle Parteiorgan, der Vorwärts ebenso verboten wie ö�entliche Auf-
tritte oder Versammlungen der Partei. Das Gesetz richtete sich nicht nur gegen
die SAPD selbst, auch weitere Arbeiterorganisationen wie die Gewerkschaften
wurden aufgelöst. Einzig die Mitglieder der Länderparlamente und der
Reichstagsfraktion der SAPD behielten ihre Mandate bzw. konnten
sich als Einzelkandidaten in den Wahlkreisen weiterhin zu Wahlen
aufstellen lassen3. Viele Parteimitglieder sahen sich zur Emigration gezwun-
gen oder wurden aus ihren Wohnorten ausgewiesen. Allerdings sah sich die
Partei im Zuge der antisozialdemokratischen Repressionsmaÿnahmen veran-
lasst, sich nach und nach ihres linken, sozialrevolutionären und tendenziell an-
archistischen Flügels zu entledigen. So wurden 1880 deren wichtigste Vertreter
� Johann Most und Wilhelm Hasselmann � die zeitweilig auch der Reichstags-
fraktion der SAPD angehört hatten (Most von 1874 � 1877, Hasselmann bis
1880), aus der Partei ausgeschlossen.

Da in Deutschland keine Parteitage mehr möglich waren, fanden geheime
Konferenzen der SAPD im angrenzenden Ausland statt. Dies geschah etwa im
August 1880 auf Schloss Wyden im Kanton Zürich. Dort beschloss die Partei
das Wort 'gesetzlich' aus dem Parteiprogramm zu streichen, da dieses nun-
mehr sinnlos sei. Die Partei strebe nunmehr mit allen Mitteln nach ihren Zie-
len. Ein ähnlicher Kongress fand 1883 in Kopenhagen statt. Ein spektakulä-
rer Höhepunkt der antisozialdemokratischen Maÿnahmen war der zwischen
dem 26. Juli und 4. August 1886 vor dem Landgericht von Freiberg in Sachsen
statt�ndende sogenannte 'Geheimbundprozess'. Angeklagt wurden führende

3Der Reichstag war ab 1871 bis 1918 das Parlament im deutschen Kaiserreich. Die Reichs-
verfassung vom 16. April 1871 änderte an der Rechtsgestalt des Parlamentes, wie sie für
den Reichstag des Norddeutschen Bundes durch seine Verfassung vom 17. April 1867
vorgezeichnet war, zunächst nichts.
Der Reichstag verkörperte neben dem Kaiser die Einheit des Reichs. Gemeinsam mit

dem Bundesrat übte er die Reichsgesetzgebung aus und besaÿ die Mitentscheidungsge-
walt über das Haushaltsgesetz. Allerdings hatte sich der Reichskanzler dem Reichstag
gegenüber nicht zu verantworten.
Im Jahr 1871 bestand der Reichstag aus 382, seit dem Jahr 1874 aus 397 Abgeord-

neten, die in allgemeiner, gleicher und geheimer Wahl gewählt wurden. Gewählt wurde
in Einmannwahlkreisen mit absolutem Mehrheitswahlrecht. Die Abgeordneten waren
Vertreter des gesamten Reichsvolkes und an Weisungen nicht gebunden. Die Parlamen-
tarier genossen Immunität und Indemnität. Indemnität bezeichnet die Freistellung
von straf- (u. U. auch zivil-)rechtlicher Verfolgung. Sie stellt ein Verfahrenshindernis im
Strafprozess dar, während Immunität für Abgeordnete lediglich die Strafverfolgung für
die Zeit des Mandats hemmt und daher kein echtes Verfahrenshindernis darstellt.
Die Wahlperiode betrug zunächst drei, nach 1888 fünf Jahre. Der Reichstag wurde

alljährlich vom Kaiser einberufen. Zur Au�ösung des Reichstages war ein Beschluss des
Bundesrates unter der Zustimmung des Kaisers notwendig.
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Parteimitglieder, denen die Staatsanwaltschaft vorwarf, an einer geheimen Ver-
bindung beteiligt gewesen zu sein. Als solche betrachtete sie die Kongresse von
Wyden und Kopenhagen. Ignaz Auer, August Bebel, Karl Frohme, Karl Ul-
rich, Louis Viereck sowie Georg von Vollmar wurden zu jeweils neun Monaten;
eine Reihe weiterer Angeklagter zu jeweils sechs Monaten Gefängnis verurteilt.
Diesem Prozess folgen mehrere andere Gerichtsverfahren gegen Teilnehmer der
beiden Kongresse. Allein in Frankfurt wurden 35 Angeklagte zu bis zu einem
Jahr Gefängnis verurteilt. In Magdeburg waren es 1887 51 Verurteilte

3.7.3 Grenzen des Gesetzes

Dem Staat gelang es mit der Ausnahmegesetzgebung letztlich nicht, die sozial-
demokratische Bewegung dauerhaft zu schwächen. Vielmehr hielten die Partei-
mitglieder auf informeller Ebene und in Tarnvereinen Kontakt miteinander.
Die Beerdigungen prominenter Parteimitglieder wurden regelmäÿig Anlass zu
Massenversammlungen, die nach auÿen die Weiterexistenz der Bewegung deut-
lich machten. So nahmen 1879 an der Beerdigung von August Geib4 in Ham-
burg 30.000 Arbeiter teil.
Die sogenannte 'Rote Feldpost', geleitet von Joseph Belli und Julius Motteler,

schmuggelte Agitationsschriften und vor allem die seit 1879 in Zürich erschei-
nende Zeitung 'Sozialdemokrat' ins Reich ein, deren verantwortlicher Redak-
teur Georg von Vollmar war. Mitarbeiter waren unter anderem Karl Kautsky
und Eduard Bernstein. Die Handhabung des Sozialistengesetzes war in den
einzelnen Bundesstaaten und im Zeitverlauf unterschiedlich. Die mildere Pra-
xis in Süddeutschland ermöglichte ab 1883 die Herausgabe der theoretischen
Zeitschrift 'Die Neue Zeit'. Die seit 1881 auch in Preuÿen milder gewordene
Verfolgungspraxis wurde seit 1886 wieder deutlich verschärft.

Besonders die Ergebnisse der Reichstagswahlen zeigten die begrenzte Wir-
kung des Sozialistengesetzes. Auch die neuen Sozialversicherungen, die auch
das Ziel hatten, die Arbeiter für den Staat zu gewinnen, waren in dieser Hin-
sicht nur wenig erfolgreich. Zwar ging der Stimmenanteil der SAP bei den
Reichstagswahlen von 1881 auf 6,1 % zurück, aber bereits bei den Reichstags-
wahlen von 1884 stieg er wieder auf über 9 % an. Der Erfolg hatte auch eine
deutliche Zunahme der Fraktionsmitglieder zur Folge. In den nächsten Jah-
ren zeigte sich erstmals ein Eigengewicht der Fraktion. Mitglieder der Füh-
rungsgruppe der Partei wie Bebel, Friedrich Engels und Bernstein warnten vor
'parlamentarischen Illusionen' und es gelang, den Ein�uss der Fraktion, die in

4(* 1842 in Duchroth an der Nahe; � 1879 in Hamburg) war ein frühsozialistischer Lyri-
ker, Buchhändler und Mitglied des deutschen Reichstages. Als Schriftsteller benutzte
er auch das Pseudonym Wilhelm Leopold. An seiner Beerdigung in Hamburg nahmen
etwa 30.000 Personen teil, die zu einem Gutteil den sonst üblichen schwarzen Trauer�or
durch rote Bänder ersetzt hatten. Neben dem Respektbezeugung für einen der Mitbe-
gründer der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung, war sie eine der eindrucksvollsten
Demonstrationen für die verbotene Partei während des Sozialistengesetzes überhaupt.
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einigen Fragen gegenüber anderen Parteien gröÿere Kompromissbereitschaft
gezeigt hatte, wieder zu begrenzen. Ein Grund war auch, dass die Partei bei
der Reichstagswahl von 1887 zwar leicht auf über 10 % zulegen konnte, aber,
da sie in einigen Stichwahlen verloren hatte, weniger Abgeordnete stellte.

Auf einem erneuten Auslandskongress im Oktober 1887 in St. Gallen gelang
es August Bebel endgültig, seine Führungsrolle in Partei und Reichtagsfraktion
durchzusetzen, die er bis zu seinem Tod behaupten sollte. Auf internationaler
Ebene kam es zwischen dem 14. und 20. Juli 1889 in Paris zur Gründung der
II. Internationale, und trotz der Verfolgungen galt die SAP als ein�ussreichste
sozialistische Partei.

In Deutschland lieÿ die Unterstützung für das Sozialistengesetz immer deut-
licher nach, und als die Regierung gegen Ende des Jahres 1889 ein neues, nun-
mehr zeitlich unbegrenztes Gesetz vorlegte, wurde die Vorlage vom Reichstag
mit klarer Mehrheit am 25. Januar 1890 abgelehnt. Noch vor dem endgülti-
gen Auslaufen des Ausnahmegesetzes kam die SAP bei der Reichstagswahl
von 1890 auf fast 20 % der Stimmen und war damit die nach Zahl der Wäh-
ler stärkste Partei. Allerdings sorgte die Wahlkreiseinteilung dafür, dass sich
dies nicht vollständig in der Zahl der Mandate niederschlug.
Als am 1. Oktober 1890 das Sozialistengesetz endgültig auslief, hatten die

Behörden während seiner Geltungsdauer 155 periodische und 1200 nicht-periodische
Druckschriften verboten, 900 Ausweisungen ausgesprochen und 1500 Personen
zu insgesamt 1000 Jahren Gefängnis verurteilt.

3.8 Aufstieg zur Massenpartei

3.8.1 Soziale Basis

Das Ende der 1880er Jahre bedeutete nicht nur organisatorisch einen Wende-
punkt. In diese Zeit �el auch ein Generationenwechsel. Wichtiger als die al-
ten Handwerkerarbeiter wurden nunmehr die fachlich gut quali�zierten auf-
stiegsorientierten Lohnarbeiter in der Industrie als Massenbasis der Bewegung.
Allerdings wiesen die politisch Aktiven weiterhin zumeist noch einen hand-
werklichen Hintergrund auf. Die Aktivmitglieder kamen nicht selten aus dem
Bauhandwerk im weitesten Sinn. Wichtig blieben die Buchdrucker. Diese so-
ziale Basis hatte zur Folge, dass bürgerliche Werte in der sozialdemokratischen
Bewegung keine geringe Rolle spielten. Leitbilder waren Disziplin, Bildungsbe-
�issenheit, Orientierung an der bürgerliche Familie und der entsprechenden
Sexualität, Fortschrittsgläubigkeit und Wachstumsorientierung. Jürgen Kocka
spricht von einem Brückenkopf der Bürgerlichkeit im Unterschichtenbereich.
Er macht aber auch darauf aufmerksam, dass die antibürgerliche Ideologie
nicht nur bloÿe Rhetorik war. Die sozialistische Arbeiterbewegung wurzelte
in Lebens- und Erfahrungsmilieus, die den Verbürgerlichungsambitionen enge
Grenzen setzte.
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3.8.2 Parteiorganisation

Nach dem Auÿerkrafttreten des Sozialistengesetzes im Herbst 1890 änderte die
Partei auf dem Parteitag in Halle ihren Namen in 'Sozialdemokratische Par-
tei Deutschlands'. Auÿerdem wurde ein neues Organisationsstatut beschlossen.
Die Partei wurde aus vereinsrechtlichen Gründen auf einem Vertrauensmän-
nersystem aufgebaut. Die organisatorische Basis bildeten meist Arbeiterwahl-
vereine auf der Ebene der Wahlkreise. Wenn ein Wahlkreis sich über mehrere
Kommunen erstreckte, konnten darunter Ortsvereine gegründet werden. Diese
Vereine schlossen sich zu Bezirken und Organisationen auf der Ebene der Mit-
gliedsstaaten des deutschen Reiches zusammen. Oberstes Organ der Partei war
der Parteitag, der auch den teilweise besoldeten Vorstand aus zwölf Personen
wählte. Der Vorstand wurde auf dem jährlichen Parteitag jeweils neu gewählt.
In der Praxis wurden die Mitglieder allerdings meist in ihrem Amt bestätigt.
Zusammen mit der Kontrollkommission bildete der Vorstand die Parteileitung.
Sowohl Vorstand wie Reichstagsfraktion hatten Weisungen der Parteitage

auszuführen und hatten Rechenschaft abzulegen. Sitz der Partei war Berlin.
Organ der Partei wurde das 'Berliner Volksblatt', dass kurze Zeit später den
Titel 'Vorwärts � Berliner Volkszeitung. Centralorgan der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands' erhielt. Neben verschiedenen anderen Beschlüssen
wurde der 1. Mai zum dauernden Feiertag der Arbeiter erklärt und der Partei-
tag beauftragte den Vorstand, ein neues Parteiprogramm zu erarbeiten.

Zwar gab es aus vereinsrechtlichen Gründen in den 1890er Jahren noch keine
festen Parteimitgliedschaften oder -beiträge. Die Partei blieb zunächst �nan-
ziell auf den Verkauf von Zeitschriften und anderen Druckwerken angewiesen.
Aber die Bindung der Anhänger an ihre Partei war erheblich. Nach dem neu-
en Organisationsstatut von 1905 wurde die SPD im Gegensatz zu den meisten
anderen deutschen Parteien zu einer regelrechten Mitgliederpartei. Ein ausge-
prägtes Parteileben aus regelmäÿigen Versammlungen sowie einem ritualisier-
ten sozialistischen Festkalender band die Mitglieder an die Partei. Ihre Zahl
ist etwa seit 1906 genauer bekannt. Hatte die Partei zu diesem Zeitpunkt etwa
384.000 Mitglieder, wuchs ihre Zahl bis 1914 auf über eine Million an.

Das Anwachsen der Mitgliederzahlen führte etwa seit 1903 zum Ausbau des
hauptamtlichen Parteiapparats. An dieser Entwicklung gab es schon früh Kri-
tik. Aber angesichts der groÿen Mitgliederzahl war der Apparat eher klein.
Für die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg lässt sich nicht von einer 'verkalkten
Bürokratie' sprechen, waren die besoldeten Funktionäre doch durchschnitt-
lich etwa fünfunddreiÿig Jahre alt. Wie auch die Beschäftigung als Redakteur
in einer Parteizeitung war die Stellung als Parteisekretär für besonders aktive
Mitglieder, die in der freien Wirtschaft oder im ö�entlichen Dienst keine Be-
schäftigung mehr fanden, oft die einzige Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt
zu verdienen. Für eine gewisse Professionalisierung der Funktionäre sorgte seit
1906 bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges die Reichsparteischule.
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3.8.3 Entstehen eines sozialdemokratischen Milieus

Nach dem Auslaufen des Sozialistengesetzes begannen sich auch die der Par-
tei nahestehenden freien Gewerkschaften zu reorganisieren. Mit der General-
kommission unter dem Vorsitz von Carl Legien entstand 1890 eine Dachorga-
nisation. Die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder stieg in den folgenden Jahr-
zehnten deutlich schneller als die der Parteimitglieder, was den Funktionären
der Gewerkschafen erhebliches politisches Gewicht verlieh. Betrug die Zahl
der Mitglieder in den freien Gewerkschaften 1890 etwa 300.000, waren es 1913
2,5 Millionen. Damit waren die freien Gewerkschaften die mit Abstand stärks-
te Richtungsgewerkschaft des Kaiserreichs.

Neben Partei und Gewerkschaften bildete ein sozialistisches Genossenschafts-
und Konsumvereinswesen (Centralverband Deutscher Konsumvereine) die drit-
te Säule der sozialistischen Arbeiterbewegung. Im Jahr 1911 gab es über 1100
lokale Konsumgenossenschaften mit zusammen 1,3 Millionen Mitgliedern.

Daneben entwickelte sich ein weitgespanntes sozialdemokratisches Vereins-
wesen angefangen von den Arbeiterbildungsvereinen, über Arbeitergesang-
vereine, Vereine von Arbeiterturnern, -radfahrern bis hin zu Freidenker5- und
Feuerbestattungsvereinen6. Insgesamt entstand ein von der Wiege bis zur Bah-
re reichendes Organisationswesen.
Die Forschung spricht seit einigen Jahren in diesem Zusammenhang von ei-

nem sozialdemokratischen Milieu. Die Ursprünge reichten zwar bis in die
Entstehungsphase der sozialdemokratischen Bewegung zurück, es erfuhr nun-
mehr aber seine charakteristische und in der Ö�entlichkeit wahrnehmbare Aus-
prägung.

3.8.4 Die Sozialdemokratie bei den Reichstagswahlen 1893 bis 1912

Der Aufschwung der Sozialdemokratie spiegelte sich nicht zuletzt in den Er-
gebnissen der Wahlen. Bei den Reichstagswahlen von 1893, 1898 und 1903
konnte die Partei ihren Stimmenanteil steigern. Lag sie 1893 noch bei 23,3 %,
waren es 1903 über 31 %.

5Freidenker sind Menschen ohne Bindung an eine etablierte Religion (jedoch nicht grund-
sätzlich Atheisten), die sich an wissenschaftlichen Erkenntnissen orientieren und sich zum
Humanismus bekennen. Ein verwandter und älterer Begri� ist Freigeist, der jedoch zur
Entstehungszeit des Begri�s Freidenker oft abwertend gebraucht wurde.
Freidenker bestehen zwar auf ihrer Unabhängigkeit von Glaubensregeln wie Tabus und

Dogmen, beziehen sich aber ausdrücklich auf ethische Grundsätze von Freiheit, Gleich-
heit, Toleranz und Gewaltverzicht.

6Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts wurde von Freidenkern die Feuerbestattung gezielt
propagiert, häu�g in bewusster Abgrenzung zur christlichen Bestattungskultur. Dies
führte 1905 zur Gründung des Verbandes 'Freidenker für Feuerbestattung'.

Die Evangelischen Kirchen standen gegen Ende des 19. und am Anfang des 20. Jahr-
hunderts der Feuerbestattung zunächst auch überwiegend ablehnend gegenüber. Bald
setzte sich aber eine tolerierende, wenn auch nicht fördernde Haltung durch.
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Die besonderen Umstände der Reichstagswahl von 1907 (Hottentottenwah-
len)7 mit ihren nationalistischen Untertönen und der Bildung des Bülowblocks
führten zu leichten Verlusten bei den Stimmenanteilen. Einen tiefen Einbruch
musste die Partei wegen der Stichwahlabkommen der bürgerlichen Parteien bei
den Reichstagsmandaten hinnehmen. Die Zahl der Fraktionsmitglieder halbier-
te sich fast von 81 auf 43. Dieser Einbruch erwies sich jedoch als vorüberge-
hend; 1912 erreichte die SPD fast 35 % der Stimmen und stellte 110 Reichs-
tagsmitglieder.
Allerdings verteilten sich diese Erfolge nicht gleichmäÿig über das Reich.

Der Wahlerfolg hing zum einem von der Sozialstruktur ab, in Groÿ- und In-
dustriestädten war der Erfolg der Partei um ein Vielfaches gröÿer als auf dem
Land. Ein anderer wesentlicher Faktor war die Konfessionsstruktur. Die SPD
war unabhängig von der persönlichen Haltung der Wähler stark vor allem in
überwiegend protestantischen Bereichen. In katholischen Regionen �el es ihr
schwer, Fuÿ zu fassen. Im stark industrialisierten Rheinland, im Ruhrgebiet,
im Saarrevier und in Oberschlesien blieben viele Arbeiter in das katholische
Milieu integriert und wählten die Zentrumspartei.
Auch im protestantischen Teil Deutschlands gab es im Übrigen weiterhin ei-

ne beachtliche Zahl von Arbeiterwählern, die für eine der bürgerlichen Parteien
stimmten.

3.8.5 Innere und programmatische Entwicklung

Zwar wurde die SPD im Laufe der Zeit zu einem nicht zu unterschätzenden so-
zialen und politischen Faktor. Ihre Integration in die bestehende staatliche und
gesellschaftliche Ordnung blieb aber beschränkt. Auch nach dem Auslaufen des
Sozialistengesetzes hielten der Staat und die ihn tragenden Gruppen
an der Ablehnung der Sozialdemokratie fest. Zeitweise waren wie 1894
mit der Umsturzvorlage oder 1899 mit der Zuchthausvorlage neue Ausnahme-
gesetze geplant. Bis auf das Lex Arons scheiterten diese zwar an der Reichs-
tagsmehrheit, bestärkten aber ebenso wie die Gründung des Reichsverbandes
gegen die Sozialdemokratie (1904) die Sozialdemokraten in ihrer Fundamental-
opposition.

7Die Wahl wurde als Hottentottenwahl bezeichnet, weil ihre Ursache und der Wahlkampf
durch den Hererokrieg (vor allem aber durch den Namakrieg) im Schutzgebiet Deutsch-
Südwestafrika bestimmt waren. Durch den anhaltenden und mit hohen Kosten verbun-
denen Kolonialkrieg kam es in Deutschland zu einer politischen Krise, nachdem die deut-
sche Regierung am 2. August 1906 im Reichstag einen Nachtragshaushalt in Höhe von 29
Millionen Mark für den Krieg in Deutsch-Südwestafrika beantragt hatte. Vor allem die
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) weigerte sich angesichts rücksichtsloser
Kriegsführung mit zahlreichen Opfern unter den geschätzten 20.000 Nama (der Ausdruck
'Hottentotten' wird heute als abwertend gesehen), weiteren Geldern zuzustimmen.
ein interessanter Link: http://www.dhm.de/ausstellungen/namibia/stadtspaziergang/reichstag.htm
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3.8.6 Erfurter Programm

Im Inneren der Partei setzte sich der Marxismus während des Sozialistenge-
setzes als herrschende Ideologie gegenüber anderen Politikvorstellungen, etwa
denen Lasalles, durch. Den o�ziellen Kurs der SPD formulierte 1891 das auf
dem Parteitag in Erfurt verabschiedete Erfurter Programm. Karl Kautsky hat
dabei vor allem den grundsätzlichen Teil geprägt, während Eduard Bernstein
für den praktischen Teil zuständig war. Dieser letzte Teil mit den Forderungen
nach einer gesamtgesellschaftlichen Demokratisierung und sozialen Reformen
war zwar deutlicher als in den Vorgängerprogrammen formuliert, unterschied
sich aber nicht grundsätzlich von diesen. Dagegen war der erste Teil, der skiz-
zenhaft auch eine knappe Gesellschaftsanalyse enthielt, klarer als früher marx-
istisch orientiert. Das Programm gipfelte in Formulierung:

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands kämpft also nicht
für neue Klassenprivilegien und Vorrechte, sondern für die Ab-
scha�ung der Klassenherrschaft und Klassen selbst und für gleiche
Rechte und P�ichten aller ohne Unterschied des Geschlechts oder
der Abstammung. Von diesen Anschauungen ausgehend bekämpft
sie in der heutigen Gesellschaft nicht bloÿ die Ausbeutung und Un-
terdrückung der Lohnarbeiter, sondern jede Art von Ausbeutung
und Unterdrückung, richte sie sich gegen eine Klasse, eine Partei,
ein Geschlecht oder eine Rasse.

3.8.7 'Die Jungen' und der Reformismusstreit

Die Durchsetzung des Marxismus bedeutete jedoch keineswegs ein Ende des
inneren Pluralismus oder der Auseinandersetzungen über den richtigen Kurs.
Ohne den Druck der Verfolgung einerseits und durch das Wachsen der Mitglie-
derzahlen andererseits bildeten sich innerhalb der Partei unterschiedliche Strö-
mungen heraus. Dabei wurde die nunmehr marxistisch argumentierende Par-
teiführung grundsätzlich von zwei Seiten kritisiert. In den frühen 1890er Jah-
ren kam die linke Opposition von den so genannten 'Jungen'. Diese kritisier-
ten etwa das Verhalten der Parteiführung zum 1. Mai 1890 nicht zu Arbeits-
niederlegungen zur Durchsetzung des 8-Stundentages aufgerufen zu haben.
Andere Kritik richtete sich gegen die noch immer starke Stellung der Reichs-
tagsfraktion und die Reformisten. Weil sich ihre Ziele innerhalb der SPD nicht
durchsetzen lieÿ, spaltete sich ein Teil der Jungen ab und gründete den Ver-
ein unabhängiger Sozialisten, der sich bald unter dem Ein�uss von Gustav
Landauer anarchistischen Tendenzen zuwandte.

Auf der anderen Seite des innerparteilichen Spektrums standen die reformis-
tische Kräfte insbesondere aus Süddeutschland. So hat Georg von Vollmar
bereits 1891 Reformpolitik auf der Grundlage der bestehenden Staats- und
Gesellschaftsordnung und die Zusammenarbeit mit allen progressiven Kräf-
ten gefordert. 'Dem guten Willen die o�ene Hand, dem schlechten die Faust.'
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Bereits in den frühen 1890er Jahren stimmte die bayerische Landtagsfraktion
dem anstehenden Haushaltsentwurf zu und die Reformisten drängten auf ein
Agrarprogramm, um die Wählerbasis zu verbreitern.
Beides stieÿ während des so genannten Reformismusstreits in der Gesamt-

partei auf heftigen Widerstand. Letztlich setzte sich dabei Karl Kautsky mit
seiner strikt marxistischen Haltung durch. Eine Folge der Entscheidung war,
dass sich das Wählerpotential der Partei immer mehr auf die Industriear-
beiterschaft verengte. Die Agitation in ländlichen Regionen wurde dagegen
vernachlässigt.

3.8.8 Der Revisionismusstreit

Teilweise an die ältere Diskussion anknüpfend, teilweise auf eigenen theoreti-
schen Überlegungen fuÿend, fachte Eduard Bernstein in der zweiten Hälfte
der 1890er Jahre den Revisionismusstreit in der Partei an. Ein zentraler Aus-
gangspunkt war die These, dass die wirtschaftliche und politische Entwicklung
keineswegs automatisch auf den Zusammenbruch des Systems hinauslaufen
würden. Auch der einfachen Reduktion der Gesellschaft auf den Gegensatz von
Kapital und Arbeit stand Bernstein angesichts der sozialen Di�erenzierung
skeptisch gegenüber. Stattdessen strebte auch er ein Bündnis mit den progres-
siven Kräften des Bürgertums an.
'Ihr Ein�uss würde ein viel gröÿerer sein als er heute ist, wenn die Sozial-

demokratie den Mut fände, sich von der Phraseologie zu emanzipieren, die tat-
sächlich überlebt ist, und das scheinen zu wollen, was sie heute in Wirklichkeit
ist: eine demokratisch-sozialistische Reformpartei.'

Ignaz Auer sprach in vielen Teilen für die Parteiführung insgesamt, wenn er
den Charakter einer sozialdemokratischen Reformpartei anerkannte, aber mit
Blick auf die Einheit der Partei davor warnte, die für die Identität der Partei-
mitglieder wichtigen ideologischen Zukunftsho�nungen zu zerstören.
'Mein lieber Ede, das was du verlangst, so etwas sagt man nicht, so etwas

tut man.'
Die entschiedene Gegenposition zu Bernstein formulierte Rosa Luxemburg.

Sie verteidigte dabei nicht den heimlichen Revisionismus der Parteiführung,
sondern verlangte eine Revision der Parteilinie in Richtung eines revolutio-
nären Aktivismus. Reformarbeit im bestehenden System lehnte sie ab, da dies
das Überleben des bürgerlichen Systems nur verlängern würde. Gegen die-
se linke Position wehrten sich insbesondere die Funktionäre der erstarkten
Gewerkschaftsbewegung. Carl Legien äuÿerte 1899 'gerade wir gewerkschaft-
lich organisierten Arbeiter wünschen nicht, dass es zum so genannten Klad-
deradatsch kommt . . . Wir wünschen den Zustand der ruhigen Entwicklung.'
Wichtiger als theoretische Überlegungen waren für diese Gruppe der weite-
re Ausbau der Organisation. Sowohl die revolutionäre wie die reformistische
Perspektive waren in sich durchaus schlüssig, entsprachen aber nicht der po-
litischen Wirklichkeit im Kaiserreich. Gegen einen möglichen gewaltsamen
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Umsturzversuch stand ein wohlorganisierter Staat, der notfalls auf die Armee
zurückgreifen konnte. Auf der anderen Seite stand Bündnissen mit anderen
Parteien die tief verwurzelte antisozialdemokratische Haltung in weiten Teilen
des Bürgertums gegenüber. Das Ende der letztlich fruchtlosen Debatte erfolg-
te auf dem Parteitag von 1903, als dieser unter Einschluss der Revisionisten
beschloss, die 'bisherige bewährte und siegesgekrönte auf dem Klassenkampf
beruhende Taktik' fortzusetzen.

3.8.9 Massenstreikdebatte und Mannheimer Abkommen

Ausgelöst insbesondere vom Streik der Bergleute im Ruhrbergbau und der rus-
sischen Revolution im Jahr 1905 kam es zu Auseinandersetzungen darüber, ob
ein Generalstreik, wie er bereits in anderen europäischen Ländern zur Durch-
setzung von politischen Forderungen angewandt worden war, auch in Deutsch-
land etwa beim Kampf gegen das preuÿische Dreiklassenwahlrecht übernom-
men werden sollte. Als Kontrahenten standen sich in der Massenstreikdebatte
die freien Gewerkschaften beziehungsweise der Gewerkschafts�ügel in der SPD
auf der einen Seite und eine bemerkenswerte Koalition aus Parteivorstand, Re-
visionisten und Linken gegenüber.
Die Gewerkschaften lehnten politische Streiks vollständig ab. Der Gewerk-

schaftskongress von 1905 beschloss mit breitester Mehrheit:
'Den Generalstreik, wie er von Anarchisten und Leuten ohne jegliche Erfah-

rung auf dem Gebiete des wirtschaftlichen Kampfes vertreten wird, hält der
Kongress für indiskutabel; er warnt die Arbeiterschaft, sich durch die Aufnah-
me und Verbreitung solcher Ideen von der täglichen Kleinarbeit zur Stärkung
der Arbeiterorganisationen abhalten zu lassen.'

Dagegen verabschiedete der Parteitag der SPD im selben Jahr einen Antrag,
in dem der Massenstreik einerseits als wirksames Kampfmittel gewertet wurde,
um mögliche politische Angri�e auf die Arbeiterklasse abzuwehren. Anderer-
seits sei er ein o�ensives Mittel zur Befreiung der Arbeiterklasse.

Um den Bruch zwischen Gewerkschaften und Partei zu vermeiden suchten
beide Seiten nach einem Kompromiss. Auf dem Mannheimer Parteitag von
1906 wurde beschlossen, dass ein Massenstreik ohne Unterstützung der Ge-
werkschaften keine Aussicht auf Erfolg haben könnte. Dies bedeutete letztlich
das Ende des politischen Massenstreikkonzepts für Deutschland. Im so genann-
ten Mannheimer Abkommen wurde zudem die Rolle von Gewerkschaften und
Partei neu de�niert. Das mittlerweile erlangte organisatorische Gewicht der
Gewerkschaften zwang die SPD, die alte Vorstellung von den Gewerkschaf-
ten als Rekrutenschule für die Partei zu revidieren und ihnen einen gleichbe-
rechtigten Status zuzuerkennen. 'Um bei Aktionen, die die Interessen der Ge-
werkschaften und Partei gleichermaÿen berühren, ein einheitliches Vorgehen
herbeizuführen, sollen die Zentralleitungen der beiden Organisationen sich zu
verständigen suchen.'
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3.8.10 Die Sozialdemokratie vor Beginn des Ersten Weltkrieges

In den letzten Jahren vor dem Beginn des Ersten Weltkrieges kam es auf dem
Parteitag von 1910 noch einmal zu einem Kon�ikt zwischen süddeutschen Re-
formern und der Parteimehrheit über die Zustimmung zu den Länderhaushal-
ten. Allerdings begann auch in der Reichspartei allmählich der Widerstand
gegen die Zusammenarbeit mit den bürgerlichen Parteien zu bröckeln. Trotz
innerparteilicher Kritik kam es vor den Reichstagswahlen von 1912 zu Stich-
wahlabkommen mit den Linksliberalen, was in hohem Maÿ zum groÿen Wahl-
erfolg der SPD beitrug. Innerhalb der SPD stieÿ diese Politik beim linken Flü-
gel auf entschiedene Ablehnung.
Auÿerhalb der Partei verstärkten die konservativen Kräfte noch einmal ihre

antisozialdemokratischen Bemühungen etwa in Form des Kartells der scha�en-
den Stände. Der Druck auch des Obrigkeitsstaates verhinderte letztlich eine
positive Eingliederung in den bestehenden Staat und verstärkte die negative
Integration in ein abgesondertes sozialdemokratisches Milieu.
In der Partei selbst kam es nach dem Tode August Bebels, der die sozialde-

mokratische Bewegung seit den 1860er Jahren geprägt hatte, zu einem Genera-
tionenwechsel. Die neue Parteispitze bildeten Friedrich Ebert und Hugo Haase.
Beide wurden weder zu den Revisionisten noch zum linken Flügel gerechnet,
sondern repräsentierten die zentristische Vorstandslinie, wenngleich es zwi-
schen ihnen auch deutliche Unterschiede gab. Von Beiden erho�te sich die
Partei die Fortsetzung des Kurses zwischen dem reformistischen und dem re-
volutionären Flügel.

3.9 Erster Weltkrieg, Spaltung und Revolutionszeit

3.9.1 Entscheidung für die Kriegskredite

Als sich die politische Lage in der Julikrise 1914 nach der Ermordung des
österreichischen Thronfolgers zuspitzte, rief die SPD zu Friedensdemonstratio-
nen auf, ohne dass dies irgendwelche Auswirkungen auf die Ereignisse gehabt
hätte. Die Haltung der führenden Parteimitglieder zu einem möglichen Krieg
war unterschiedlich.
Für die radikale Linke um Rosa Luxemburg war er eine unvermeidliche Kon-

sequenz der imperialistischen Gegensätze und eine aktive Friedenspolitik daher
illusorisch. Es gab insgesamt nur wenige überzeugte Pazi�sten in der Partei-
führung. Diese kamen wie Kautsky, Bernstein, Haase oder Kurt Eisner aus
unterschiedlichen innerparteilichen Lagern.
Ein Groÿteil der SPD-Führung lieÿ sich von der Reichsleitung überzeugen,

dass Deutschland sich in einem Verteidigungskrieg gegen das zaristische Russ-
land und dessen Verbündete befände. Zentraler Prüfstein für die Haltung der
Partei zum Krieg war die Bewilligung der Kriegskredite durch die Reichstags-
fraktion. Schon vor der Abstimmung hatte sich der rechte Flügel nicht zuletzt
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unter dem Eindruck, dass die freien Gewerkschaften bereits dem wirtschaft-
lichen Burgfrieden zugestimmt hatten, für die Annahme entschieden. Um die
Einheit der Partei nicht zu gefährden, stimmten auch die eher linken Abgeord-
neten den Krediten zu. In einer Erklärung vom 4. August 1914 hieÿ es: 'Nicht
für oder gegen den Krieg haben wir heute entschieden, sondern über die Fra-
ge, der für die Verteidigung des Landes notwendigen Mittel.' Von den rechten
Fraktionsmitgliedern hinzugefügt wurde der Satz: 'Wir lassen in der Stunde
der Gefahr das Vaterland nicht im Stich.' Auf der äuÿersten Rechten der SPD
wurden von der so genannten Lensch-Cunow-Haenisch-Gruppe sogar so etwas
wie eine sozialdemokratische Variante der bürgerlichen Kriegszielforderungen
erhoben.

3.9.2 Parteispaltung

Allerdings wuchs in Teilen der Partei bald die Einsicht, dass die These vom
Verteidigungskrieg falsch war. Als im Dezember 1914 neue Kriegskredite nötig
wurden, stimmte Karl Liebknecht o�en gegen die Fraktionsmehrheit. In der
Folge schloss sich dem auch Otto Rühle an. Beide wurden daraufhin aus der
Fraktion ausgeschlossen. Die innerparteilichen Spannungen wuchsen, als Bern-
stein, Haase und Kautsky 1915 ein Manifest unter dem Titel 'Das Gebot der
Stunde' verö�entlichten, das angesichts der Annexionspläne von Wirtschaft,
Regierung und Teilen der bürgerlichen Gesellschaft ein Ende der Kriegsunter-
stützung forderte. Daraufhin begannen Politiker vom eher rechten Flügel wie
Eduard David o�en über einen Ausschluss der Kritiker nachzudenken. Im De-
zember 1915 stimmten dann nur noch 66 für und 44 gegen neue Kredite. Im
März 1916 wurden die Kriegsgegner schlieÿlich aus der Fraktion ausgeschlos-
sen.
Diese schlossen sich zu einer 'sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft'

zusammen, beabsichtigten in ihrer Mehrheit aber keine Parteispaltung. Eine
Reichskonferenz mit Delegierten beider Seiten im September sollte noch ein-
mal Einigungsmöglichkeiten ausloten. Dort stellte die Opposition etwa 40 %
der Delegierten. Allerdings scheiterte dies an der kompromisslosen Haltung der
Mehrheit. Hinzu kam, dass mit der russischen Februarrevolution von 1917 der
angebliche Kriegsgrund entfallen war.
Im April 1917 kam es daher in Gotha zur Gründung der Unabhängigen Sozi-

aldemokratischen Partei (USPD). Ihr schlossen sich unter anderem die beiden
ehemaligen Kontrahenten des Revisionismusstreits Kautsky und Bernstein an.

Bereits 1916 war der linksrevolutionäre Spartakusbund unter Federführung
von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg als 'Gruppe Internationale' gegrün-
det worden. Auch der Parteihistoriker Franz Mehring schloss sich ihr an. Der
Spartakusbund selbst wurde Teil der USPD. Er bildete in der Partei den lin-
ken Flügel, betrieb aber weiterhin eine eigenständige Politik. Die Gründung
fand in einem aufgeheizten Umfeld statt. So kam es im April 1917 gerade in

28



3 Sozialdemokratie

den USPD-Hochburgen in Berlin und Leipzig zu politisch motivierten Streiks
gegen den Krieg und den Hunger.
Sie machten aber auch deutlich, dass die Position der MSPD immer mehr

an Unterstützung in der sozialdemokratischen Wählerschaft verloren hatte.
Diese sah sich daher letztlich zu einer Korrektur ihrer Haltung gezwungen.
Zwar hielt sie am Prinzip der Landesverteidigung fest, plädierte aber auch für
einen raschen Friedensschluss. Nicht zuletzt aus Angst vor einer Revolution im
eigenen Land wurde im Reichstag im Juli 1917 mit den Stimmen der MSPD,
des Zentrums und der Linksliberalen eine Friedensresolution beschlossen.
Im Januar 1918 kam zu Protesten und Streiks von zahlreichen Arbeitern

gegen den harten Friedensvertrag von Brest-Litowsk, den das revolutionäre
Russland unter Lenin abschlieÿen musste. Damit verbunden waren auch innen-
politische Forderungen nach Frieden und Reformen. Vertreter beider sozialde-
mokratischer Parteien traten in die Streikleitung ein. Dazu gehörten auf Seiten
der MSPD Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Braun, auf Seiten der USPD
Haase, Wilhelm Dittmann und Georg Ledebour. Es ging ihnen darum, die
Bewegung wieder unter Kontrolle zu bringen und eine mögliche Ra-
dikalisierung zu verhindern.

3.9.3 Max von Baden im letzten Kriegsmonat

Als man im Oktober 1918 in Berlin � den drohenden militärischen Zusammen-
bruch vor Augen � hastig einen glaubwürdigen Regierungschef für die anste-
henden Wa�enstillstandsverhandlungen sucht, scheint Prinz von Baden der
richtige Mann zu sein. Man ho�t darauf, dass er wegen seiner nationalen und
internationalen Reputation und wegen seines Eintretens gegen den uneinge-
schränkten U-Boot-Krieg vom amerikanischen Präsidenten Wilson akzeptiert
wird.
Aber auch innenpolitisch ist die Oberste Heeresleitung zu Zugeständnis-

sen bereit, um die Glaubwürdigkeit des Gesuchs zu untermauern. Ludendor�
selbst fordert die Umwandlung des Reiches in eine parlamentarische Monarchie
unter Einbeziehung der oppositionellen Parteien, v.a. der Sozialdemokraten,
um das Wa�enstillstandsgesuch nicht selbst übergeben und die Verantwortung
für die militärische Niederlage übernehmen zu müssen. Auch hier scheint Prinz
Max von Baden als Liberaler und Mitglied des badischen Fürstenhauses für
Sozialdemokraten und Konservative gleichermaÿen ein annehmbarer Kandidat.
Noch-Reichskanzler Georg von Hertling schlägt ihn als seinen Nachfolger vor
und am 3. Oktober 1918 ernennt ihn der Kaiser zum Reichskanzler und preu-
ÿischen Ministerpräsidenten.
Max von Baden bildet noch am selben Tag eine parlamentarische Regierung,

in die mit Philipp Scheidemann erstmals auch ein sozialdemokratischer Minis-
ter berufen wird. Am 4. Oktober übermittelt er � auf Drängen der Obersten
Heeresleitung � das vorbereitete Wa�enstillstandsgesuch an Wilson. Doch die-
ser macht deutlich, dass er an eine Demokratisierung des Deutschen Reiches
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nicht glaubt, so lange der Kaiser noch immer im Amt sei.
Der Prinz von Baden weiÿ, dass mehr als nur kosmetische Korrekturen nötig

sind, um die Alliierten zum Einlenken zu bewegen. Er beendet den U-Boot-
Krieg und setzt am 26. Oktober die Entlassung Ludendor�s, des mächtigsten
Mannes im Reich, aus der Obersten Heeresleitung durch.
Als die Novemberrevolution ausbricht, ist die Stellung Kaiser Wilhelms nicht

mehr zu retten. Um zumindest die Monarchie als solche zu retten und die Re-
volutionäre zu beschwichtigen verkündet Max von Baden am späten Vormittag
des 9. November 1918 eigenmächtig und verfassungswidrig die Abdan-
kung des Kaisers, der sich zu dieser Zeit im Hauptquartier der Obersten Hee-
resleitung im belgischen Spa be�ndet, sowie den Thronverzicht des Kronprin-
zen. Diese Handlung Max von Badens wird durch den Kaiser und dessen Sohn
erst im Nachhinein schriftlich bestätigt (vom Kaiser am 28. November 1918
und vom Thronfolger am 1. Dezember 1918).

Am 9. November 1918 hat Max von Baden zur Einhegung der Bewegung die
Abdankung von Wilhelm II. durchgesetzt und formal gegen die Verfassung
Friedrich Ebert mit dem Amt des Reichskanzlers beauftragt.

Philipp Scheidemann proklamierte gegen den Willen Eberts, der noch immer
versuchte, einem strikten Legalitätskurs zu verfolgen, die Republik:
'Das Alte und Morsche, die Monarchie ist zusammengebrochen. Es lebe das

Neue, es lebe die deutsche Republik!'
Fast zeitgleich rief Karl Liebknecht die sozialistische Republik aus.

3.9.4 Die Sozialdemokratie in der Novemberrevolution 1918

Nach der Parlamentarisierung des Reiches (Oktoberreformen) im Ok-
tober 1918 waren in der Regierung von Max von Baden erstmals auch Mehr-
heitssozialdemokraten vertreten. Zwar reichten der USPD die Reformen
'von oben' nicht aus, sie setzte aber auch nicht auf einen revolutionären Wan-
del, sondern plädierte für die Wahl einer Nationalversammlung.
Alle Überlegungen wurden von der sich von Kiel aus über das ganze Reich

ausbreitenden Novemberrevolution zunächst hinfällig gemacht. Anfangs wa-
ren die fast überall entstandenen Arbeiter- und Soldatenräte die Träger der
Bewegung. Die radikale Linke (Spartakusbund und andere) hatte in diesen Or-
ganisationen nur einen begrenzten Ein�uss. Ein Groÿteil der Mitglieder stand
den Sozialdemokraten (beider Richtungen) und den Gewerkschaften nahe. Das
Ziel der Räte war überwiegend nicht die Errichtung einer Räteherrschaft nach
dem russischen Vorbild, vielmehr ging es ihnen um die Beendigung des Krie-
ges, die Sicherung der Versorgungslage, die Entmachtung der Militärherrschaft
und eine Demokratisierung des Staates.

Die MSPD und die USPD bildeten am 10. November den Rat der Volks-
beauftragten. Beteiligt waren Ebert, Scheidemann und Otto Landsberg für
die MSPD und Haase, Dittmann und Emil Barth für die USPD. Um die USPD
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für die Regierungsbeteiligung zu gewinnen, musste die MSPD ausdrücklich die
revolutionären Grundlagen des politischen Neubeginns anerkennen. Der Rat
der Volksbeauftragten verkündete, dass die politische Gewalt in den Händen
der Arbeiter- und Soldatenräte liege und diese möglichst bald zu einer Vollver-
sammlung zusammenkommen sollten.

Allerdings wandte sich die MSPD entschieden gegen jede Form der
Räteherrschaft und warnte vor einer Bolschewisierung. Die Partei be-
kämpfte daher die entschiedene Linke, obwohl deren tatsächlicher Rück-
halt begrenzt war. Vor dem Hintergrund einer befürchteten weiteren Radika-
lisierung und der Furcht vor dem Zusammenbruch der staatlichen Organisati-
on verzichtete die MSPD auf die Durchsetzung von weitergehenden Reform-
schritten in der ersten Revolutionsphase. Stattdessen gab es Absprachen et-
wa mit der Obersten Heeresleitung unter General Wilhelm Groener und
Friedrich Ebert. Auch im Regierungsapparat blieben selbst erklärte Gegner der
Revolution auf ihrem Posten. Der Kompromiss mit den alten Gewalten führte
dazu, dass diese sich behaupten konnten. Nach der Konsolidierung der Verhält-
nisse war später eine Demokratisierung und Republikanisierung insbesondere
des Militärs kaum noch möglich.

Die angekündigte Versammlung der Arbeiterräte fand als so genannter Reichs-
rätekongress Mitte Dezember 1918 statt. Die Mehrheit der Delegierten von
fast 60 % stand der MSPD nahe. Trotz einiger weiterreichender Beschlüsse
wie die Sozialisierung der Industrie unterstützte die Versammlung im Kern die
Politik Eberts und legte gegen den Willen der USPD, die eine Nationalver-
sammlung möglichst spät einberufen wollte, um bis dahin nach revolutionären
Recht noch Fakten scha�en zu können, den Wahltermin auf den 19. Januar
1919 fest. Für den radikalen Flügel der USPD, die sich an der Oktoberrevolu-
tion orientierten, war dies nicht akzeptabel. Nicht zuletzt aus diesem Grund
spaltete sich zum Jahreswechsel 1918/19 die KPD als eigenständige Partei von
der USPD ab.

Über die Kompetenzen des vom Reichsrätekongresses beschlossenen Zentral-
rats gab es heftige Kon�ikte zwischen USPD und MSPD. Die Koalition schei-
terte endgültig an der Frage nach dem Einsatz von Militär Weihnachten 1918.
Nach dem Austritt der USPD aus der Regierung, trat unter anderem Gustav
Noske in das Gremium ein. Während des so genannten Spartakusaufstan-
des im Januar 1919 übernahm Noske den Auftrag zur Niederschlagung des
Aufstandes mit den Worten: 'Einer muss den Bluthund machen.' Obwohl zu
diesem Zeitpunkt durchaus republikanische Schutztruppen vorhanden waren,
gri� er auf Freikorps zurück. Diese schlugen den Aufstand blutig nieder und
ihre O�ziere, die der extremen Rechten nahestanden, befahlen darüber hinaus
die Ermordung zahlreicher Politiker und Anhänger der KPD. Unter
diesen waren Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht.

Bei der Wahl zur Deutschen Nationalversammlung erfüllten sich die Ho�-
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nungen der Sozialdemokraten auf eine absolute Mehrheit und damit einen
groÿen politischen Entscheidungsspielraum nicht. Die MSPD kam auf 37,9 %
und die USPD auf 7,6 %. Zusammen waren dies 45,5 %. Anstelle der erho�-
ten Arbeiterregierung bildeten MSPD, die katholische Zentrumspartei und die
linksliberale DDP die so genannte Weimarer Koalition.
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4 Reichstagswahlen

4.1 Ergebisse während des Kaiserreichs

Stimmenanteil und Zahl der Sitze der Sozialdemokratie, National-Liberale und
Zentrum bei den Reichstagswahlen 1871 � 1912

Jahr Stimmen Sitze
ADAV+SDAP National-Liberale Zentrum gesamt

1871 3,2 % 2 125 61 382
1874 6,8 % 9 152 91 397

SAP
1877 9,1 % 12 126 93 397
1878 7,6 % 9 97 93 397
1881 6,1 % 12 45 98 397
1884 9,7 % 24 50 99 397
1887 10,1 % 11 98 98 397

SPD
1890 19,8 % 35 41 106 397
1893 23,3 % 44 52 96 397
1898 27,2 % 56 46 102 397
1903 31,7 % 81 51 100 397
1907 28,9 % 43 54 105 397
1912 34,8 % 110 45 91 397

4.2 Wahlberechtigung

Wahlberechtigt waren zur Reichtagswahl ca. 20% der Bevölkerung, weil
1. nur Männer über 25 Jahre; 34% der Bevölkerung war jünger als 15 Jahre
2. nicht wählen durfte, wer durch rechtskräftiges Urteil die bürgerlichen

Rechte verloren hatte oder ö�entliche Armenunterstützung erhielt

Quelle:
http://www.wahlen-in-deutschland.de/krtw.htm

viele interessante Funde fand ich auch bei
http://germanhistorydocs.ghi-dc.org/search/search.cfm
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5 Wichtige Personen

5.1 Wilhelm Weitling

Wilhelm Weitling (* 5. Oktober 1808 in Magdeburg; � 25. Januar 1871 in New
York City) war ein Frühsozialist und entwickelte eine Theorie des Kommunis-
mus.

5.1.1 'Lebensmotto'

'Die Namen Republik und Konstitution,
So schön sie sind, genügen nicht allein;
Das arme Volk hat nichts im Magen,
Nichts auf dem Leib und muÿ sich immer plagen;
Drum muÿ die nächste Revolution,
Soll sie verbessern, eine soziale sein.'

Vorbemerkung Weitlings zu: Die Menschheit. Wie Sie ist und wie sie sein sollte
aus dem Jahr 1838/39.

5.1.2 Lebenslauf

Wilhelm Weitling war das uneheliche Kind des Dienstmädchens Christiane
Weitling und des später in Ruÿland vermiÿten französischen Besatzungso�ziers
Guillaume Terijon. Er wuchs unter ärmlichen Verhältnissen auf und verstarb
auch in ärmlichen Verhältnissen.

Weitling war von Beruf Schneidergeselle und schloÿ sich 1836 in der fran-
zösischen Emigration in Paris dem 'Bund der Geächteten', an. Dieser Bund
war eine Vereinigung vor allem deutscher Handwerksgesellen, die wegen ihrer
demokratisch-revolutionären Gesinnung aus den deutschen Kleinstaaten ver-
folgt worden waren und in Frankreich im Exil lebten. Ideologisch standen sie
in der Tradition des französischen Frühkommunisten Gracchus Babeuf 1 und
1François Noël Babeuf, genannt Gracchus Babeuf (* 23. November 1760 in Saint Nicaise
bei Saint-Quentin; � 27. Mai 1797 in Vendôme) war Journalist und ein linksrevolutio-
närer französischer Agitator während der ersten französchen Revolution. Nach dem Sturz
Robespierres und dem Ende des Terreurs im Jahr 1794 war er ein radikaler Kritiker der
Herrschaft des Direktoriums und forderte als Gründer der Gemeinschaft der Gleichen die
Einsetzung des Verfassungsentwurfs der französischen Republik von 1793.
Babeufs historische Bedeutung liegt darin, dass er als erster den Sozialismus als prak-

tische Politik vorschlug und im Sinn einer frühkommunistischen Ideologie ein wichtiger
Ideengeber der sozialrevolutionären Bewegungen war, die in den späteren französischen
Revolutionen von 1848 (Februarrevolution) und 1871 (Pariser Commune) eine tragende
Rolle spielten.
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dessen Revolutionstheorien, wie sie durch die Schriften des Italieners Buo-
narotti2 überliefert waren. Über Kontakte mit umherziehenden Wandergesellen
verbreitete der Bund seine Ansichten im deutschsprachigen Raum.

5.1.3 Bund der Gerechten

Unter dem Ein�uÿ Weitlings wurde die Geheimgesellschaft in Bund der Ge-
rechten umbenannt, inhaltlich drückte dies eine Hinwendung zur sozialen Agi-
tation weg von der Verschwörungstaktik. Der Bund der Gerechten verlegte
1839 seinen Sitz von Paris nach London, nachdem ein Aufstandsversuch gegen
die französische Juli-Monarchie unter Bürgerkönig Louis Philippe gescheitert
war. In London wurde die Organisation verstärkt von Karl Marx und Friedrich
Engels beein�uÿt. 1847 wurde der Bund der Gerechten in Bund der Kommu-
nisten umbenannt.

Weitling propagierte eine These des kommunistischen Klassenkampfs und
wandte sich von den Ideen der französischen Utopisten, der humanitären Früh-
sozialisten Saint-Simon und Charles Fourier, die in Frankreich die Genossen-
schaftsbewegung vertraten, ab. Weitling sah in den Interessen der Arbeiter-
schaft und denen des Bürgertums einen unvereinbaren Widerspruch. Er forder-
te nicht nur eine politische, sondern auch eine soziale Revolution, in der es zu
einer Umwälzung der herrschenden Einkommensverhältnisse kommen
sollte, für Weitling die wesentliche Voraussetzung der Befreiung der Arbei-
terklasse. Er setzte sich für die politische Aufklärung der Arbeiter ein, um im
Proletariat die Bedingungen für einen selbständigen Kampf der Arbeiter für
ihre eigenen Interessen zu scha�en.

Im Jahr 1846 lernte Weitling Karl Marx und Friedrich Engels kennen.
Weitling und Marx gerieten mit ihren Führungsansprüchen aneinander und
hatten unterschiedliche Au�assungen über eine Revolution. Es kam daraufhin
zum Bruch mit Marx. Weitlings Anhänger wurden aus dem Bund der Kom-
munisten ausgeschlossen. Weitling reiste nach New York und blieb dort, abge-
sehen von einem Aufenthalt im Europa der bürgerlich-liberalen Märzrevoluti-
on von 1848 und 1849. Er heiratete 1854 die Deutsche Karoline Toedt in New
York und arbeitete dort im Einwanderungsbüro.

Trotz der späteren Auseinandersetzungen achteten Marx und Engels den
'genialen Schneider' (Rosa Luxemburg) sehr hoch und betrachteten ihn als
ersten Theoretiker des deutschen Proletariats.

2Filippo Michele Buonarroti (* 11. November 1761 in Pisa; � 16. September 1837 in Paris)
war ein italienischer Politiker und Publizist. Er beteiligte sich aktiv an den Ereignis-
sen der Französischen Revolution und gestaltete gemeinsam mit Babeuf die Ideen für
die sozialistischen Bewegungen des 19. Jahrhunderts. Des Weiteren gilt Buonarroti als
Vorkämpfer für die staatliche Einheit Italiens.
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5.1.4 Werke

Die Menschheit. Wie Sie ist und wie sie sein sollte, (1838/39)3

Das Evangelium eines armen Sünders, (1845)

Garantien der Harmonie und Freiheit, 1849

3online verfügbar: http://www.marxists.org/deutsch/referenz/weitling/1838/mensch/index.htm
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5.2 Karl Marx

Karl Heinrich Marx (* 5. Mai 1818 in Trier; � 14. März 1883 in London) war
ein deutscher Philosoph, politischer Journalist sowie Kritiker der bürgerlichen
Gesellschaft und der klassischen Nationalökonomie. Er strebte eine wissen-
schaftliche Analyse und Kritik des Kapitalismus an und gilt als ein�uÿreichster
Theoretiker des Kommunismus. Seine Theorien werden bis heute kontrovers
diskutiert.

5.2.1 Jugend und politische Anfänge (1818 � 1841)

Karl Marx wurde 1818 als drittes Kind des Anwaltes (Hirschel) Heinrich Marx
(* 1777; � 1838) und Henrietta Marx (* 1788; � 1863; geborene Presborck) in
Trier geboren.

Heinrich Marx stammte aus einer bedeutenden Rabbinerfamilie (ursprüng-
lich Marx Levi). 1816 (oder 1817) konvertierte der Vater zum Protestantismus,
da er als Jude unter der preuÿischen Obrigkeit sein unter napoleonischer Re-
gierung angetretenes Amt als Justizrat nicht hätte weiterführen dürfen. 1824
wurden die Kinder, auch Karl, konvertiert.

Von 1830 bis 1835 besuchte Karl Marx das Friedrich-Wilhelm-Gymnasium
in Trier, wo er zusammen mit seinem Freund und späteren Schwager Edgar
Freiherr von Westphalen mit 17 Jahren das Abitur ablegte. 1836 verlobte er
sich in Trier mit dessen Schwester Jenny von Westphalen (1814 � 1881).

1835 ging er zum Jurastudium nach Bonn wo er der 'Landsmannschaft der
Treveraner' (Trierer) beitrat; ein Jahr später nach Berlin, heutige Humbolt-
Universität, wo das Jura-Studium in den Hintergrund trat gegenüber Philoso-
phie und Geschichte. Hier stieÿ Marx zum Kreis der Jung- oder Linkshegelia-
ner.
1841 wurde Marx an der Universität Jena mit einer Arbeit zur Di�erenz der

demokritischen und epikureischen Naturphilosophie zum Doktor der Philoso-
phie promoviert.

5.2.2 Übergang zum Kommunismus (1842 � 1849)

1841 � 1843 Rheinische Zeitung für Politik, Handel und Gewerbe in Köln

1843 heiratete Marx seine vier Jahre ältere Verlobte Jenny von Westphalen
in der Kreuznacher Pauluskirche. Aus der Ehe gingen sieben Kinder hervor,
von denen nur drei Töchter überlebten: Jenny, Laura und Eleanor.

Im gleichen Jahr ging Marx nach Paris und begann dort, zusammen mit Ar-
nold Ruge, die Deutsch-Französischen Jahrbücher herauszugeben.
Die Ökonomisch-philosophischen Manuskripte aus dem Jahre 1844 sind

Marx' erster Entwurf eines ökonomischen Systems, der zugleich die philoso-
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phische Inspiration deutlich macht. Marx entwickelt dort erstmals ausführlich
seine an Hegel angelehnte Theorie der 'entfremdeten Arbeit'.
Allerdings beendete Marx diese so genannten Pariser Manuskripte nicht,

sondern verfasste kurz darauf auf dem Höhepunkt der zeitgenössischen Diskus-
sion um den Junghegelianismus zusammen mit Friedrich Engels das Werk Die
heilige Familie.

Marx hatte sich auÿerdem an der Redaktion des in Paris erscheinenden
deutschen Wochenblattes Vorwärts! beteiligt, das den Absolutismus der deut-
schen Länder � besonders Preuÿens � angri�, unter Marx' Ein�uss bald mit
deutlich sozialistischer Ausrichtung. Die preuÿische Regierung setzte deswe-
gen seine Ausweisung aus Frankreich durch, so dass Marx Anfang 1845 nach
Brüssel übersiedeln musste, wohin Engels ihm folgte.

Marx gab im Dezember 1845 die preuÿische Staatsbürgerschaft auf, nach-
dem er erfahren hatte, dass die preuÿische Regierung vom belgischen Staat
seine Ausweisung erwirken wollte.

Anfang 1846 gründeten Marx und Engels in Brüssel das Kommunistische
Korrespondenz-Komitee, dessen Ziel die inhaltliche Einigung und der organi-
satorische Zusammenschluss der revolutionären Kommunisten und Arbeiter
Deutschlands und anderer Länder war; so wollten sie den Boden für die Bil-
dung einer proletarischen Partei bereiten.

So traten sie schlieÿlich in Verbindung mit Wilhelm Weitlings sozialisti-
schem Bund der Gerechten, in dem Marx 1847 Mitglied wurde. Noch im sel-
ben Jahr setzte er die Umgründung zum Bund der Kommunisten durch und
erhielt den Auftrag, dessen Manifest zu verfassen. Es wurde im Revolutions-
jahr 1848 verö�entlicht und ging als Kommunistisches Manifest (eigent-
lich: Manifest der Kommunistischen Partei) in die Geschichte ein. Im Septem-
ber 1850 wurden Marx und Engels aus dem Bund ausgeschlossen, weil sie mit
der Gründung einer eigenen Zentralbehörde in Köln gegen die Statuten versto-
ÿen hatten und die übrigen Mitglieder ihnen 'halbgelehrte politische Träume-
reien' vorwarfen.

In der Deutschen Ideologie � das vollständige Werk erschien erst 1932 im
Rahmen der MEGA � schreiben Marx und Engels eine Kritik an Junghegelia-
nern, 'wahren Sozialisten' und weiteren Vertretern einer wesentlich idealisti-
schen Gesellschaftskritik.

Marx' und Engels' in Abgrenzung gegen die zeitgenössischen sozialistischen
und junghegelianischen Strömungen entworfene Grundlegung eines 'histori-
schen Materialismus' stellt durch die Betonung der sozialen und materiellen
Triebkräfte der Geschichte einen unmittelbaren Vorläufer der Soziologie dar.

Kurz darauf löste die französische Februarrevolution 1848 in ganz Europa
politische Erschütterungen aus; als diese Brüssel erreichten, wurde Marx ver-
haftet und aus Belgien ausgewiesen. Da ihn inzwischen die neu eingesetzte

38



5 Wichtige Personen

provisorische Regierung der französischen Republik wieder nach Paris einge-
laden hatte, kehrte er dorthin zurück; nach Ausbruch der deutschen Märzrevo-
lution ging Marx nach Köln. Dort war er einer der Führer der revolutionären
Bewegung in der preuÿischen Rheinprovinz und gab die Neue Rheinische Zei-
tung. Organ der Demokratie heraus, in der unter anderen erstmals die unvoll-
endet gebliebene Schrift Lohnarbeit und Kapital abgedruckt wurde. Die Zei-
tung konnte am 19. Mai 1849 zum letzten Mal erscheinen, bevor die preuÿische
Reaktion ihr Erscheinen unterband und Marx zum Staatenlosen erklärte.

5.2.3 Londoner Exil (1849 � 1883)

Marx kehrte zunächst nach Paris zurück, wurde aber schon einen Monat spä-
ter vor die Wahl gestellt, sich entweder in der Bretagne internieren zu lassen
oder Frankreich zu verlassen. Marx ging daraufhin mit seiner Familie ins Exil
nach London, wo er vor allem anfangs in dürftigen Verhältnissen von journa-
listischer Tätigkeit sowie �nanzieller Unterstützung vor allem von Engels über-
lebte, welcher Marx nach England folgte. Politisch widmete er sich der inter-
nationalen Agitation für den Kommunismus und erarbeitete den endgültigen
Stand seiner Kritik des Kapitalismus.

In London erschien zunächst Marx Werk Klassenkämpfe in Frankreich 1848
bis 1850 (als Artikelreihe 1849 � 1850); daran anknüpfend Der achtzehnte Bru-
maire des Louis Bonaparte (1852) zur Machtergreifung Napoleons III..

Von 1852 an war Marx Londoner Korrespondent der New York Tribune und
jahrelang deren Redakteur für Europa. Die Artikel sind keine gewöhnlichen
Berichte, sondern umfassende Analysen der politischen und ökonomischen La-
ge einzelner europäischer Länder, oft als ganze Artikelreihe. Die Mitarbeit an
der 'Tribune' endete mit dem Amerikanischen Bürgerkrieg.

In der Folge entstanden Marx' ökonomische Hauptwerke. Als erste syste-
matische Darstellung der Marx'schen ökonomischen Grundgedanken erschien
1859 Zur Kritik der politischen Ökonomie. Eigentlich als erstes Heft zur Fort-
setzung bestimmt, entdeckte Marx bald, daÿ er mit der Detail-Ausführung des
Gesamtplans noch unzufrieden war. So begann er seine Arbeit von neuem, und
erst 1867 erschien der erste der drei Bände seines Hauptwerks Das Kapital.

Während er das Kapital ausarbeitete, bot sich Marx auch wieder Gelegen-
heit zu praktischer Tätigkeit in der Arbeiterbewegung: 1864 beteiligt er sich
federführend an der Gründung der Internationalen Arbeiter-Assoziation (kurz
Erste Internationale) und nimmt in ihr bis zur faktischen Au�ösung 1872 (durch
Verlegung der Zentrale in die USA, formeller Au�ösungsbeschluÿ 1876) die
leitende Position ein. Marx entwarf die Statuten und das grundlegende Pro-
gramm, die 'Inauguraladresse der Internationalen Arbeiter-Assoziation', unter
denen so disparate Sektionen wie deutsche Kommunisten, englische Gewerk-
schafter, schweizer Anarchisten und französische Proudhonisten zusammen-
wirkten.
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In den deutschen Staaten trieb Marx zunächst die Scha�ung einer revolutio-
nären sozialistischen Partei voran; dies geschah in Abgrenzung zum sozialre-
formerisch ausgerichteten 'Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein' des früheren
Marx-'Schülers' Ferdinand Lassalle, mit dem er sich in den politischen Zielen
entzweit hatte. In Verbindung mit Marx gründete Wilhelm Liebknecht 1869
die 'Sozialdemokratische Arbeiterpartei', welche sich 1875 mit den Lassalleia-
nern zur 'Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands' vereinigte, der späteren
'Sozialdemokratischen Partei Deutschlands' (SPD). Ab 1871 arbeitete er an
der von Liebknecht herausgegebenen Zeitschrift Der Volksstaat mit.

Auch nach der Au�ösung der Ersten Internationale blieb Marx in ständiger
Verbindung mit fast allen wichtigen Figuren der europäischen und amerika-
nischen Arbeiterbewegung, die ihn oft für wichtige Fragen persönlich zu Rate
zogen.

An der Vollendung seiner stetig vorangetriebenen ökonomischen Arbeiten
hinderte Marx seine zunehmende Kränklichkeit. 1881 starb Jenny Marx, 1883
die gleichnamige Tochter. Insgesamt sind vier von Marx' Kindern vor ihm
selbst verstorben; die beiden ihn überlebenden Töchter beendeten ihr Leben
durch Freitod. Marx verstarb 1883 im Alter von 64 Jahren in London und
wurde � unter Anwesenheit von elf Trauergästen � auf dem Highgate Cemete-
ry begraben. Hier errichtete 1954 die Kommunistische Partei Groÿbritanniens
einen Gedenkstein mit der Inschrift: 'Proletarier aller Länder, vereinigt Euch!'
('Workers of all lands, unite!' ).

5.2.4 Werkausgaben

Marx' Schriften und Aufzeichnungen sind bisher � stets zusammen mit den
Schriften von Engels � in zwei Werkausgaben erschienen, aus denen heute pri-
mär zitiert wird:

Marx-Engels-Werke (MEW), Berlin (DDR): Dietz-Verlag 1956 � 1990 (43
Bände)

Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA), Berlin (DDR): Dietz-Verlag 1975 �. /
Berlin: Akademie-Verlag 1990 �. � Die im Vergleich zur MEW-Ausgabe
um einiges umfangreichere MEGA-Ausgabe ist bis heute noch nicht voll-
ständig erschienen und weniger gebräuchlich als die MEW-Ausgabe.

nahezu sämtliche Werke online
http://www.mlwerke.de/me/

Zudem existiert eine auf die wichtigsten Texte reduzierte Digitalausgabe:
Karl Marx, Friedrich Engels: Ausgewählte Werke. Digitale Bibliothek
Band 11 (CD-ROM), Directmedia, Berlin 1998
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5.3 Friedrich Engels

Friedrich Engels (* 28. November 1820 in Barmen in Preuÿen (heute zu Wup-
pertal); � 5. August 1895 in London) war ein deutscher Politiker, Unterneh-
mer, Philosoph und Historiker. Er entwickelte gemeinsam mit Karl Marx die
heute als Marxismus bezeichnete revolutionäre soziale Gesellschaftstheorie.
Engels schrieb früh eine Skizze zur Kritik der politischen Ökonomie, die

Marx beein�usste. Zu ihrer Selbstverständigung entstand bereits um 1845 eine
erst 1932 verö�entlichte Schrift, Die Deutsche Ideologie, mit der sie begannen,
ihr gemeinsames Theorieverständnis zu formulieren. Im Jahr 1848 publizierten
sie gemeinsam das Kommunistische Manifest. Nach Marx' Tod gab Engels den
zweiten und den dritten Band von Das Kapital. Kritik der politischen Ökono-
mie heraus.

5.3.1 Kindheit und Jugend (1820 � 41)

Engels war der älteste Sohn des erfolgreichen preuÿischen Textilfabrikanten
Friedrich Engels (1796 � 1860), der dem Pietismus nahe stand. In seiner Ge-
burtsstadt Barmen (heute Wuppertal) besuchte er die Städtische Schule und
das Gymnasium in Elberfeld, das er jedoch auf Geheiÿ seines Vaters im Sep-
tember 1837 vorzeitig verlassen musste, um als Handlungsgehilfe im Handels-
geschäft seines Vaters in Barmen zu arbeiten. Seine Ausbildung setzte er als
Handelsdiener von August 1838 bis April 1841 in der Leinenhandlung Leupold,
Martinistrasse 11, in Bremen fort. Dort betätigte er sich neben seiner Ausbil-
dung als Bremer Korrespondent des Stuttgarter 'Morgenblatts für gebildete
Leser' und der Augsburger 'Allgemeinen Zeitung' und verfasste Berichte zur
Auswanderungsfrage und über die 'Schraubendampfschi�fahrt'. Seinen ersten
Artikel verfasste er für den 'Telegraph' im März 1839, im Alter von achtzehn
Jahren.
Ab September 1841 leistete er seinen Militärdienst als Einjährig-Freiwilliger

in Berlin ab, besuchte dort Vorlesungen zur Philosophie an der Universität
und näherte sich dem Kreis der Junghegelianer ('Freien') an. In seiner Frei-
zeit beschäftigte er sich mit Literatur, besonders setzte er sich auch mit dem
Radikalen Pietismus auseinander, der in seiner Geburtsstadt eine groÿe Rolle
spielte.

5.3.2 Erste revolutionäre Schritte (1842 � 44)

Im November 1842 reiste Engels über Köln, wo er bei der Rheinischen Zeitung
erstmals Karl Marx persönlich begegnete, nach Manchester, um in der dorti-
gen Baumwollspinnerei, die Engels sr. dort mit seinem Partner Ermen besaÿ,
seine kaufmännische Ausbildung zu vollenden. Dort lernte Engels auch die iri-
schen Arbeiterinnen Mary und Lizzie Burns kennen, mit denen er zeitlebens
in Liebe verbunden war; einen Tag vor Lizzie Burns' Tod ging er noch o�ziell
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die Ehe mit ihr ein. Aus England führte er Korrespondenz für die 'Rheinische
Zeitung'.
In dem industriell viel weiter entwickelten England lernte Engels die Rea-

lität der Arbeiterklasse kennen, was seine politische Haltung veränderte und
auf Lebenszeit prägte. Engels nahm 1843 in London Kontakt auf mit der ers-
ten revolutionären deutschen Arbeiterorganisation, dem Bund der Gerechten,
ebenso mit den englischen Chartisten in Leeds und begann, für die Zeitung der
Owenisten Artikel zu schreiben, die auch in der Zeitung der Chartisten, The
Northern Star, erschienen.
Im November 1843 schreibt Engels Korrespondenz in 'The New Moral World'

über den Kommunismus auf dem europäischen Kontinent, im Februar 1844
entstehen die Schriften 'Die Lage Englands' und 'Umrisse zu einer Kritik der
Nationalökonomie' in den 'Deutsch-Französischen Jahrbüchern'.
In England lernte Engels auch den Handelsgehilfen und Dichter Georg Weerth

kennen, der später das Feuilleton der Neuen Rheinischen Zeitung in den Revo-
lutionsjahren 1848/49 leiten sollte.

5.3.3 Erste Zusammenarbeit mit Karl Marx (1844 � 47)

Engels begann 1844 Beiträge für die Deutsch-Französischen Jahrbücher zu ver-
fassen, die von Karl Marx und Arnold Ruge in Paris herausgegeben wurden,
woraus sich ein Briefwechsel mit Marx entwickelt, den Engels bei seiner Rück-
reise nach Deutschland, Ende August 1844 in Paris für zehn Tage besucht. Sie
stellten fest, dass ihre Ansichten übereinstimmen und entschieden, weiterhin
eng zusammen zu arbeiten.
Engels umfassende Darstellung über Die Lage der arbeitenden Klasse in

England schrieb er nach seiner Rückkehr nach Deutschland im Jahr 1845.
Nachdem Marx in selbigen Jahr aus Frankreich ausgewiesen wurde, entschied
er sich, nach Belgien auszuwandern, welches eine gröÿere Freiheit versprach,
als andere Länder in Europa.
Im Juli 1845 lud Engels Karl Marx nach England ein, wo er verschiedene

Führer der Chartisten traf. Im Januar 1846 kehrten beide nach Brüssel zu-
rück, wo sie das 'Kommunistische Korrespondenz-Komitee' gründeten. Dahin-
ter stand die Absicht, führende Sozialisten aus verschiedenen Teilen Europas
zu verbinden. Mit Marx arbeitet er später in Brüssel an der Schrift 'Die Deut-
sche Ideologie', die Arbeiten daran wurden 1846 fortgesetzt.
Auf einer Konferenz in London im Herbst 1847 traten Marx und Engels dem

Bund der Gerechten bei, der sich den Ideen von Marx und Engels angenähert
hatte, sich dabei zum 'Bund der Kommunisten' umbenannte, und Marx und
Engels mit der Ausarbeitung einer Programmschrift beauftragten, woraus das
Kommunistische Manifest wurde.
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5.3.4 Märzrevolution, Flucht und Leben in Groÿbritannien (1848 � 72)

Engels schrieb während der Märzrevolution von 1848/49 zusammen mit Marx
für die von Marx neu gegründete Neue Rheinische Zeitung. Im Juni 1849 trat
Engels in die badisch-pfälzische Armee ein und nahm als Adjutant Willichs
an den revolutionären Kämpfen in Baden und der Pfalz teil. Hier begegnet
er erstmals Johann Philipp Becker, dem Kommandeur der badischen Volks-
wehr, mit dem ihn später eine enge Freundschaft verbindet. Seine Kritik an
der halbherzigen Politik der badischen Revolutionsregierung und dem letztlich
unglücklichen Feldzug legt er später in seinem Werk 'Die deutsche Reichsver-
fassungskampagne' nieder. Nach der Niederlage der Märzrevolution �üchetet
Engels wie viele revolutionäre Emigranten über die Schweiz nach England,
Manchester, wo er ab 1850 wieder bei Ermen & Engels arbeitete, später den
Anteil seines Vaters übernahm, den er schlieÿlich (1870) an Ermen verkaufte.
Sein Einkommen erlaubte es ihm, Karl Marx �nanziell zu unterstützen, auch
durch seine Mitarbeit für die journalistische Tätigkeit, mit der Karl Marx sei-
nen Lebensunterhalt bestritt. Im September des selbigen Jahres spaltete sich
der Bund der Kommunisten.
Die preuÿische Regierung übte vergeblich Druck auf die Regierung Groÿ-

britanniens aus, Engels und Marx auszuweisen. Von 1851 bis 1862 schrieb
Engels regelmäÿig für die Zeitschrift 'New York Tribune' unter dem Namen
'Karl Marx'. Am 20. März 1860 stirbt Engels Vater, im Januar 1863 seine enge
Freundin Mary Burns. Im Juli 1867 reist Engels nach Hamburg, Hannover und
an den Rhein, er verfasst Rezensionen über die Schrift 'Das Kapital' von Karl
Marx in der deutschen Presse.
Im Oktober 1870 übersiedelt Engels nach London. 1871 ist er im General-

rat der Internationale als Sekretär für Belgien, Spanien, Portugal, Italien und
Dänemark tätig. Im Oktober 1873 stirbt seine Mutter, worauf hin er nach Bar-
men reist. Von 1873 bis 1882 tätigt er Arbeiten zu seiner späteren Schrift Dia-
lektik der Natur, im März 1875 arbeitet er mit Marx an der Kritik des Gotha-
er Programms, von 1876 bis 1878 arbeitet er an der unter dem Namen Anti-
Dühring bekannt gewordenen Schrift 'Herrn Eugen Dührings Umwälzung der
Wissenschaft', die zuerst im Vorwärts erschien, dem Zentralorgan der Sozia-
listischen Arbeiterpartei Deutschlands, und 1878 in Buchform. Im September
1878 stirbt seine Freundin Lizzy Burns.
Seine praktischen militärischen Erfahrungen im Wehrdienst sowie den Kämp-

fen in Baden halfen Engels dabei, sich zum Militärexperten des Freundespaars
zu entwickeln, was ihm den Spitznamen 'General' einbrachte. Engels schrieb
zahlreiche Artikel von 'Armee' bis 'Flotte' für die von dem New-Yorker Ver-
leger Dana geplante New American Encyclopedia, sowie zahlreiche Zeitungs-
artikel, u.a. zu dem Krieg in Italien von 1859, sowie einer Korrespondenz für
die britische Tageszeitung Pall Mall über den deutsch-französischen Krieg von
1870/71, und die zunächst anonym in Berlin verö�entlichte Broschüre 'Po und
Rhein' (1859), die von manchen für die Schrift eines preuÿischen Generals ge-
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halten wurde.

5.3.5 Spätwerk (1883 � 95)

Nach Marx' Tod 1883 übernahm Engels die Bearbeitung und Herausgabe von
Marx' Werken, sowie die Aufsicht neuer Übersetzungen. 1884 verö�entlichte er
seine Schrift Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staates
und Marx' Elend der Philosophie, 1891 verö�entlichte er die 1875 verfasste
'Kritik des Gothaer Programms'.
Die tiefe Freundschaft zu Marx hatte sogar so weit geführt, dass Engels of-

�ziell die Vaterschaft für ein uneheliches Kind von Marx übernahm; erst auf
seinem Totenbett lüftete er dieses Geheimnis. Engels starb am 5. August 1895
in London im Alter von 74 Jahren an Kehlkopfkrebs. Die Urne mit Engels'
Asche wurde seinem Wunsch entsprechend ins Meer versenkt � und da seine
Vorliebe für das Seebad Eastbourne bekannt war, 'an einem recht stürmischen
Herbsttage' einige Meilen vor der dortigen Küste.

5.3.6 Werke

siehe Karl Marx
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5.4 Ferdinand Lassalle

Ferdinand Lassalle (* 11. April 1825 in Breslau; � 31. August 1864 in Carouge
nahe Genf; gebürtig Ferdinand Lassal) war ein deutscher Schriftsteller, Politi-
ker, Staatssozialist und Arbeiterführer.
Als erster Präsident des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins (ADAV)

war er 1863 der Gründer der ersten Vorgängerorganisation der bis heute beste-
henden SPD und gilt damit als einer der Gründerväter der deutschen Sozialde-
mokratie.

5.4.1 Jugend und Schuljahre

Ferdinand Lassalle war Sohn eines wohlhabenden jüdischen Seidenhändlers
names Heyman Lassal (auch 'Loslauer' genannt). Seine Mutter war Rosalie
Lassal, geb. Heizfeld (* 8. Mai 1797; � 13. Februar 1870). Seine Schwester hieÿ
Friederike. Sein Bruder Rochus starb im Alter von drei Jahren an Schwind-
sucht.
Lassalles kämpferische Grundeinstellung lässt sich an Handlungen des kind-

lichen bzw. jugendlichen Ferdinand erkennen: Schon als 12-Jähriger forderte
er einen Nebenbuhler um die Gunst eines 14-jährigen Mädchens schriftlich
zu einem Duell, ein Lösungsansatz, mit dem er sich 27 Jahre später zu Tode
brachte. Mit 15 Jahren beschrieb er Deutschland in seinem Tagebuch als einen
'groÿen Kerker mit Menschen, deren Rechte von Tyrannen mit Füÿen getreten
werden'.
Er besuchte von 1835 bis 1840 das Maria-Magdalenen-Gymnasium in Bres-

lau. Sowohl Lassalles dortige Mitschüler als auch diejenigen der Handelsschule
in Leipzig, die er in den Jahren 1840 und 1841 besuchte, beschrieben ihn als
einen Menschen mit einem stark ausgeprägten Selbstwertgefühl, der sich zu
behaupten und anderen Kontra zu bieten wusste.

5.4.2 Studienjahre

Ferdinand Lassalle verlieÿ die Handelsschule vorzeitig, weil es ihm nicht genüg-
te, sein Leben einzig und allein dem Handel zu widmen. Er wolle sich mit in-
tellektuelleren Dingen beschäftigen und diese studieren. Vor dem Hintergrund
dieser Motivation beschloss er am 26. August 1840, Schriftsteller zu werden
und sich für die Freiheit und Rechte der Menschen und der Völker einzuset-
zen. 1843 legte er in Breslau die Reifeprüfung ab. Er kehrte gegen den Wil-
len des Vaters ins Elternhaus zurück (für den Geist der damaligen Zeit unge-
wöhnlich) und versteckte sich mit der Deckung von Mutter und Schwester in
einem Dachstübchen. Dort studierte er die Texte, die er brauchte, um das Ex-
amen zu bestehen, damit er sich an der Universität Breslau bzw. später an der
Humboldt-Universität zu Berlin für die Fächer Geschichte, Archäologie, Phi-
losophie und Philologie einschreiben konnte. Er bestand dieses Examen und
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präsentierte nun seinem Vater das Ergebnis. Der gab daraufhin, wenn auch wi-
derwillig, sein Einverständnis zum Universitätsstudium Ferdinands. Er war in
Sorge darüber, sein Sohn könne sich mit diesen Studien nicht ernähren. Mit
Beginn seines Studiums trat Lassalle der Breslauer Burschenschaft der Rac-
zeks bei.

5.4.3 Hinwendung zur Philosophie

Ferdinand Lassalle war schon früh von Hegels Ideen fasziniert. Er übernahm
die Idee Hegels, dass der Staat eine 'Einheit der Individuen in einem sittli-
chen Ganzen, eine Einheit, welche die Kräfte aller einzelnen millionenfach
vermehrt' sei. Diese Ideen übertrug Lassalle später auf die deutsche Sozialde-
mokratie.
In seinen Jahren als Student widmete er sich intensiv der Auseinanderset-

zung mit Texten und der Ausarbeitung eigener Ideen. Für seine Studien ver-
nachlässigt er teilweise alltägliche Dinge wie Essen. Einer seiner Biografen, Ar-
no Schirokauer, fasst diese Zeit zusammen: 'Er arbeitet maÿlos. Er wirft sich
wild in die Lektüre Hegels und kann nur schwer am Abend aufhören. [Die Ar-
beit verläÿt er zuweilen], um sich in einer irren Weise auszuleben. Bündel von
Rechnungen stopft er in die Schubfächer seines Schreibtisches, Zeugen einer
übertriebenen Eleganz, Zeugen eines Luxus, der mit Medoc, Chateau Larose,
Champagner und Korsofahren gefüttert sein will'
In seiner Hochschulzeit von 1843 bis 1846 studierte Ferdinand Lassalle Tex-

te Hegels, Heines, Goethes, Fichtes und etlicher anderer deutscher Dichter.
Besonderes Interesse hatte er an dem antiken vorsokratischen Philosophen He-
raklit. Um Anerkennung in intellektuellen Kreisen zu erlangen und vor allem,
weil er auf eine Berufung als Universitäts-Professor spekulierte, schrieb Las-
salle das philosophische Buch 'Die Philosophie Herakleitos des Dunkeln von
Ephesos'.

Unter dem Ein�uss der Schriften von Ludwig Börne, Heinrich Heine, der
Junghegelianer und des utopischen Sozialismus wandte er sich demokratischen
und sozialistischen Ideen zu. Vor diesem theoretischen Hintergrund begrüÿte
er einen der ersten proletarischen Aufstände im Deutschen Bund, den schlesi-
schen Weberaufstand vom Juni 1844.
Die einzelnen Geschichtsepochen betrachtete Lassalle als verschiedene Ent-

wicklungsstufen der Idee der Freiheit, die Klassen als Träger unterschiedli-
cher Prinzipien, in denen sich die Selbstbestimmung der Idee verkörpere. Den
Volksmassen schrieb er keine revolutionäre Kraft zu. Sie waren für ihn nur das
Objekt der zur Erkenntnis der Idee gelangten Führer. Den Staat fasste er als
Verkörperung der allgemeinen menschlichen Sittlichkeit auf.
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5.4.4 Persönliche Entwicklungen und juristische Erfolge

Mit 20 Jahren lernte er die doppelt so alte Sophie Grä�n von Hatzfeldt in Ber-
lin kennen. Sie suchte nach Wegen, sich von ihrem Ehemann, mit dem sie ver-
heiratet worden war, zu trennen, weil dieser sie ständig mit anderen Frauen
betrog. Lassalle nahm sich ihrer Probleme an und vertrat sie, nach eingehen-
den Studien im Fachgebiet Rechtswissenschaften, über neun Jahre hinweg (von
1846 bis 1854) vor 36 Gerichten. Lassalle tat dies aufgrund seines Rechtsver-
ständnisses, aber wohl auch aus persönlichen Gründen. Denn er gewann durch
den Prozess ein beachtliches Vermögen. Darüber hinaus wohnte Lassalle in
den Jahren 1856/57 im Hause der Grä�n in Düsseldorf. Ob Ferdinand Lassalle
eine Beziehung mit der Grä�n führte, ist nicht bekannt, jedoch stark anzuneh-
men, da sie ihn in seinen Gedanken und Ideen stützte und ihn über Jahre hin-
weg unterstützte. Im Februar 1848, noch während der Hatzfeldschen Prozesse,
war Lassalle ein halbes Jahr inhaftiert, weil er der Verleitung zum Diebstahl
einer Kassette mit wichtigen Dokumenten bezichtigt wurde (?Kassettenpro-
zess?). Von seiner Eloquenz zutiefst beeindruckt, sprachen die Geschworenen
Lassalle im August 1848 frei. Inzwischen hatte in den Staaten des Deutschen
Bundes die liberale Märzrevolution begonnen, vor allem mit der Zielsetzung
einer deutschen Reichseinigung und demokratischen Reformen. Nach seinem
Freispruch engagierte sich Lassalle wieder im demokratischen Volksklub. Er
trat dabei in persönlichen Kontakt zu Marx und Engels und zählte sich selbst
zu deren Mitstreitern. Er las das ?Kommunistische Manifest? und verfolgte
aufmerksam die von Karl Marx in Köln herausgegebene ?Neue Rheinische
Zeitung?, für die er auch einige Artikel verfasste. Seit 1847 schrieb er seinen
Nachnamen in französischer Fassung, was möglicherweise auf enge Kontakte zu
französischen Sozialisten zurückzuführen ist.

5.4.5 Lassalles Aktivität in der Revolutionszeit

Als die Nationalversammlung aus Frankfurt am Main ausgewiesen und in Ber-
lin der Belagerungszustand verhängt wurde, rief Lassalle im November 1848
zur Steuerverweigerung und zur Bewa�nung der Bürger auf. So schrieb er im
sog. ?Bauernführer?: ?[...] sorgt für Munition. In Düsseldorf geht der Kampf
bald los?. Einen Tag nach der Verö�entlichung des Textes wurde Ferdinand
Lassalle erneut verhaftet. Zwar sprachen ihn die Geschworenen frei, jedoch
lieÿ man ihn nicht gehen, weil er vor das Korrektionstribunal gestellt wurde,
das ihn im Juli 1849 zu weiteren sechs Monaten Haft verurteilte. Später erwie-
sen sich die Gefängnisaufenthalte als glücklicher Zufall für Lassalle, denn er
konnte so nach der fehl- und niedergeschlagenen Revolution 1848 nicht in den
Kommunistenprozess von 1849 verwickelt werden. Im Gegensatz zu anderen
Sozialisten und Kommunisten war er einer der wenigen führenden Revoluti-
onsbeteiligten, die sich nicht ins Exil absetzten und ohne weitere Verfolgung
in Deutschland bleiben konnten. Aus diesem Umstand heraus bezeichnete er
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sich selbst gelegentlich als den ?letzten Mohikaner?. Lassalle stand nach sei-
nem Gefängnisaufenthalt in regem Kontakt zur Arbeiterklasse. Er wurde in
Düsseldorf von der Polizei überwacht und von den staatlichen Behörden als ex-
trem gefährlich eingestuft. Das Verhältnis zu Karl Marx, das er von 1849 bis
1862 aufrecht erhielt, verschlechterte sich über die Jahre, weil er nun in direk-
ter Konkurrenz zu ihm stand.
Philosophisch blieb er dem Hegelianismus verbunden. Eine materialistische

Weltanschauung eignete er sich nicht an. Er arbeitete zwar mit dem Bund der
Kommunisten zusammen, seine Aufnahme als Mitglied lehnte die Kölner Zen-
tralbehörde wegen seiner Verstrickung in den Hatzfeldprozess jedoch ab. 1851
gründete Lassalle einen illegalen Zirkel revolutionärer Arbeiter in Düsseldorf
und propagierte sozialistische Ideen. 1851/1852 unterstützte er die Angeklag-
ten im Kölner Kommunistenprozess. Da er von der Grä�n v. Hatzfeldt, deren
Prozesse er letztlich aufgrund der Aufgabe des klagenden Grafen gewonnen
hatte, unterhalten wurde, hatte er die Möglichkeit, sich unabhängig von mate-
riellen Zwängen voll zu entfalten. In den darau�olgenden Jahren schrieb Las-
salle einige seiner wichtigsten Werke, darunter auch Dichtungen wie das Dra-
ma ?Franz von Sickingen? (1858) und sein juristisches Werk ?Das System der
erworbenen Rechte? (1861). Er studierte auch wieder seinen Lieblingsphilo-
sophen Heraklit. Gegen Ende des Jahres 1858 gelang es Lassalle, dauerhaftes
Aufenthaltsrecht in Berlin zu erlangen.
Während der politischen Krise 1859 verö�entlichte er die Schrift ?Der ita-

lienische Krieg und die Aufgabe Preuÿens?, in der er auf eine Stärkung der
Stellung Preuÿens in Deutschland orientiert, weshalb er von Marx und En-
gels aus London heftig kritisiert wurde. Lassalles staatstragende ? im Prinzip
preuÿenfreundliche ? Haltung brachte ihm auch später Kritik von anderen so-
zialistischen und sozialdemokratischen Organisationen ein, was die Einheit der
deutschen sozialdemokratischen Bewegung bis zur Gründung des Deutschen
Kaiserreiches verhinderte und nachträglich behinderte.
In seiner Berliner Zeit wohnte und arbeitete Ferdinand Lassalle in den Jah-

ren 1859 bis 1863 in der Bellevuestraÿe 13. Im Jahre 1861 war Karl Marx in
diesem Wohnsitz Lassalles Gast für elf Tage. In dieser Zeit hielten sie einge-
hende Gespräche und nutzten die Gelegenheit, gemeinsame Interessen und
Vorhaben persönlich und nicht mehr über den langen Weg des Briefkontakts,
auszutauschen. An diesem Haus brachte die Stadtverwaltung Berlins 1928 ei-
ne Gedenktafel an, die aber bereits 1933 wieder von den Nationalsozialisten
gewaltsam entfernt wurde. Das Haus selbst musste 1938 den Planungen zur
?Welthauptstadt Germania? weichen. Am 11. April 2005 wurde im Gehweg
am ehemaligen Standort des Wohnhauses eine Gedenktafel enthüllt, in der die
alte, ursprüngliche Tafel zitiert und Lassalle selbst geehrt wird.
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5.4.6 Erster Versuch einer politischen Betätigung

In den Jahren 1862 bis 1864 erreichte Lassalle den Höhepunkt seiner politi-
schen Aktivitäten. König Wilhelm I. von Preuÿen löste aufgrund der Ableh-
nung seines Antrags nach Stärkung der Militärmacht den Preuÿischen Landtag
auf. Nach den Neuwahlen des Landtags, der zumeist aus liberalen Bürgern und
konservativen Gutsherren (Junkern) bestand, wurde der Antrag erneut abge-
lehnt. Der König lieÿ den Landtag erneut au�ösen, jedoch brachte eine weitere
Wahl nicht die erho�te Lösung. Im Gegenteil ? die Opposition war noch stär-
ker als zuvor. Deshalb holte Wilhelm I. den Vertreter des pommerschen Adels
Otto von Bismarck in die preuÿische Regierung. Dieser setzte sich über die
Verfassung hinweg und genehmigte die Erweiterung und den Ausbau der mili-
tärischen Macht. Der Kampf zwischen der alten Königs- und der neuen Parla-
mentsmacht war entfacht. Lassalle nutzte die Gunst der Stunde und sah in der
ganzen Aufregung die Gelegenheit, wirksam in die Politik einzugreifen. Er ver-
suchte zuerst mit der Fortschrittspartei, die oppositionell zur monarchischen
Herrschaft stand, in Einklang zu kommen und sie für den Kampf gegen den
König und für die Demokratie zu gewinnen. Dies gelang ihm jedoch nicht. Von
da an kritisierte er die Fortschrittspartei aufs schärfste.
Im April 1862 wandte sich Lassalle mit einem Vortrag, in dem er die Rolle

der Arbeiter für den geschichtlichen Fortschritt betonte, an die wieder au�e-
bende deutsche Arbeiterbewegung. Im Sommer 1862 besuchte er Marx in Lon-
don und versuchte ihn für eine gemeinsame Arbeiteragitation in Deutschland
zu gewinnen. Das lehnte Marx ab, da er eine Kompromittierung durch Lassal-
le befürchtete. Das Leipziger Zentralkomitee der Arbeiterzentrale, das einen
Arbeitskongress vorbereitete und von Lassalle ein revolutionäres Programm
erwartete, bat Lassalle im Dezember 1862 um dessen Ausarbeitung.

5.4.7 Erste politische Verö�entlichungen

Im April 1862 verö�entlichte Ferdinand Lassalle seine detailliert ausgearbei-
teten Reden ?Über den besonderen Zusammenhang der gegenwärtigen Ge-
schichtsperiode mit der Idee des Arbeiterstandes (Arbeiterprogramm)? und
?Über Verfassungswesen?. Das ?Arbeiterprogramm? war die Einführung in die
durch seine Ideale und Ideen geprägte Vorstellung von Sozialismus. Es wandte
sich komplett vom liberalen Bürgertum ab und fand Anklang in der Arbeiter-
schaft. Lassalle war der Meinung, dass Bismarck das Bürgertum vollkommen
kontrolliere. Lassalle versuchte in seiner Vorstellung von jeher genau das zu
tun, was die Deutschen in der Märzrevolution erreichen wollten. Dazu gehörte
unter anderem die Redefreiheit. Lassalle schrieb und redete ungehindert und
nicht zurückhaltend. Dies brachte ihm jedoch auch seine Gefängnisstrafen ein.
So saÿ Lassalle ab dem 20. April 1863 wieder einen Monat im Gefängnis, weil
er sich in seiner Verteidigungsrede unvorteilhaft zur Anklage wegen des ?Ar-
beiterprogramms? über den Sohn des Philosophen Friedrich Wilhelm Schelling
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ausgelassen hatte. Bei der Anklage wegen des ?Arbeiterprogramms? musste
er eine Strafe von weiteren vier Monaten hinnehmen. Lassalle klagte auch den
Verfassungsbruch Bismarcks an und hielt dazu zwei eindrucksvolle Reden.

5.4.8 Beitrag zur Gründung der deutschen Sozialdemokratie

Ende 1862 wurde Lassalle von Otto Dammer, Julius Vahlteich und Friedrich
Wilhelm Fritzsche vor das Komitee der Leipziger Arbeiterzentrale geladen. Er
solle seine Ideen einbringen und die Mittel darbieten, deren sich die Arbeiter-
bewegung zu bedienen hätte. Das O�ene Antwortschreiben war der Anstoÿ
zur Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins (ADAV), der ersten
Vorgängerorganisation der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD),
die heute die älteste Partei Deutschlands ist. Die Arbeiter müssten sich, so
Lassalle, zu einer eigenen Partei zusammenschlieÿen, ihre Interessen bündeln
und Genossenschaften gründen, um so ihre ?legitimen Interessen befriedigen
zu können?. Lassalle schien schon nahezu übermütig, als er an einen Freund
schrieb, dass diese ?Wirkung des Schreibens erstaunlich sein wird?.

5.4.9 Zur Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins

Ferdinand Lassalle wurde für fünf Jahre zum Präsidenten des Allgemeinen
Deutschen Arbeitervereins (ADAV), gegründet am 23. Mai 1863, gewählt. Sei-
ne Hauptforderungen waren: das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht
Errichtung von Produktivgenossenschaften mit staatlichen Vorzugskrediten Er
erweckte die Zuversicht, mit Hilfe des bestehenden Staates friedlich in den So-
zialismus hineinwachsen zu können. Im ADAV bildete sich um Julius Vahlteich
und Wilhelm Liebknecht eine Opposition gegen Lassalle. Besonders wurde
Lassalle verübelt, dass er für eine Einigung Deutschlands unter Führung des
preuÿischen Staates eintrat. Lassalle trat seit Mai 1863 einige Male in Kontakt
mit Bismarck, um ihn zur Einführung des allgemeinen Wahlrechts zu überre-
den. Im Gegenzug wollte er Bismarck unterstützen. Er richtete seine Angri�e
immer einseitiger gegen das liberale Bürgertum und nicht gegen den preuÿi-
schen Staat mit seinem Junkertum und erweckte den Anschein der Meinung,
als könne die Hohenzollern-Monarchie in ein Volkskönigtum verwandelt wer-
den.
Bismarck machte ihm konkrete Versprechungen, die er auch nach dem Krieg

gegen Österreich (bereits nach Lassalles Tod) unter der ADAV-Präsidentschaft
Johann Baptist von Schweitzers einlöste. Zuvor jedoch sprach Lassalle vor dem
Staatsgerichthof, der ihn im März 1864 wegen Hochverrat anklagte, weil er die
Verfassung zu stürzen beabsichtigt habe. In seiner Rede sagte Lassalle, dass er
es nicht nur beabsichtigt habe, sondern es sogar sehr bald so weit sein werde,
dass die Verfassung gestürzt wäre ? und zwar ohne Blutvergieÿen. Die Hilfe
Bismarcks erwähnte er in seiner Rede nicht. Lassalle beabsichtigte, im Septem-
ber 1864 für die Annexion Schleswig-Holsteins durch Preuÿen zu werben, doch
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dazu kam er nicht mehr.

5.4.10 Tod nach Duell

Lassalle verliebte sich bei einem Kuraufenthalt in eine Frau namens Helene
von Dönniges. Er wollte sie heiraten, aber ihre Eltern waren gegen die Heirat.
Daraufhin entschloss sich Lassalle zum Duell, um das Problem durch Erschie-
ÿung des potentiellen Brautvaters zu lösen: Er forderte dies als Angehöriger
der Breslauer Burschenschaft, später Alten Breslauer Burschenschaft der Rac-
zeks, heute in Bonn. Helenes Vater war der Historiker und Diplomat Wilhelm
von Dönniges (Angehöriger des Corps Rhenania Bonn). Dieser jedoch erschien
nicht selbst, sondern beauftragte Helenes früheren Verlobten, den rumänischen
Adligen Bajor Janko von Racowicza (Corps Neoborussia Berlin, jetzt zu Bo-
chum). Am Morgen des 28. August 1864 machte sich Ferdinand Lassalle in
einer Droschke in die Genfer Vorstadt Carouge auf. Der Sekundant von Lasalle
war Wilhelm Rüstow. Um 7:30 Uhr standen sich dort die beiden Nebenbuhler
mit gezückten Pistolen gegenüber. Racowita feuerte als erster und traf Lassal-
le in den Unterleib. Drei Tage später, am 31. August 1864, starb er im Alter
von 39 Jahren in Carouge. Er wurde auf dem jüdischen Friedhof in Breslau be-
stattet. Ein Gedenkstein, der von den Nationalsozialisten zerstört wurde, trug
folgende Inschrift: ?Hier ruhet, was sterblich ist, von Ferdinand Lassalle, dem
Denker und Kämpfer?. Die Polnische Sozialistische Partei PPS errichtete ihm
1946 einen neuen Gedenkstein.
Lassalle selbst äuÿerte sich noch wenige Wochen vor seinem Tode zu sei-

nem eigenen Leben: ?Ich habe die Inventur meines Lebens gemacht. Es war
groÿ, brav, wacker, tapfer und glänzend genug. Eine künftige Zeit wird mir
gerecht zu werden wissen.? Freunde, Bekannte und Befürworter widmeten sei-
nem Tode zu Ehren viele gedenkende Worte. So schrieb z. B. Jakob Audorf zu
Lassalles Totenfeier die ?Deutsche Arbeiter-Marseillaise?, das wohl beliebtes-
te Arbeiterlied des 19. Jahrhunderts, um. Als Friedrich Engels von Lassalles
Tod erfuhr, sagte er: ?Lassalle mag sonst gewesen sein, persönlich, literarisch,
wissenschaftlich, wer er war, aber politisch war er sicher einer der bedeutends-
ten Kerle in Deutschland. Welcher Jubel wird unter den Fabrikanten und un-
ter den Fortschrittsschweinehunden herrschen; Lassalle war doch der einzige
Kerl in Deutschland selbst, vor dem sie Angst hatten.? Der Lassalle nicht im-
mer gewogene Karl Marx urteilte 1868 in einem Brief an Johann Baptist von
Schweitzer: ?Nach fünfzehnjährigem Schlummer rief Lassalle - und dies bleibt
sein unsterbliches Verdienst - die Arbeiterbewegung wieder wach in Deutsch-
land.?

5.4.11 Nachlass von Lassalle

Bestände aus dem Nachlass von Ferdinand Lassalle sind als Beutekunst in
Ruÿland. Über die Rückgabe dieser Bestände wird zwischen Deutschland und
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Ruÿland verhandelt.

Einige seiner Briefe sind unter dem folgenden Link zu �nden:
http://www.marxists.org/deutsch/referenz/lassalle/bismarck/briefe/index.htm

Neue Gesamtausgabe. Mit einer biographischen Einleitung. Hrsg. von Ed.
Bernstein, Bd 1-3
http://www.digitalis.uni-koeln.de/Lassalle/lassalle_index.html
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5.5 Johann Baptist von Schweitzer

Johann Baptist von Schweitzer (* 12. Juli 1833 in Frankfurt am Main; � 28.
Juli 1875 in Gieÿbach/Schweiz) war in der Nachfolge Ferdinand Lassalles, Carl
Wilhelm Tölckes und anderen von 1867 � 1871 der am längsten amtierende
Präsident des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins (ADAV) und während
des gleichen Zeitraums im Reichstag des Norddeutschen Bundes Abgeordneter
für den Wahlbezirk Elberfeld-Barmen.
Unter von Schweitzers Führung nahm die preuÿenfreundliche Haltung des

ADAV, der die erste Vorgängerorganisation der späteren SPD war, zu. Diese
Haltung führte zur Kritik anderer, eher marxistischer Sozialisten im ADAV
und dessen Umfeld, unter ihnen auch von Wilhelm Liebknecht, der von 1863
bis 1865 Mitglied des ADAV war. Als Folge seiner Kritik hatte von Schweitzer
1865 Liebknechts Parteiausschluss angestrengt und durchgesetzt.
Von Schweitzer war gelernter Rechtsanwalt und später Chefredakteur der

ADAV-Parteizeitung 'Der Social-Demokrat'. Unter anderem wegen Verbindun-
gen zur Regierung des noch jungen deutschen Kaiserreichs unter Reichskanzler
Otto von Bismarck zog er sich vom Amt des Präsidenten des ADAV im Jahr
1871 zurück. Danach hatte er einige Erfolge als Schriftsteller und Bühnenau-
tor. Sein Nachfolger in der Präsidentschaft des ADAV wurde Wilhelm Hasen-
clever, der eine Umorientierung des Verbandes einleitete.
Aufgrund seiner homosexuellen Neigungen löste Schweitzer unter den frühen

Sozialdemokraten die erste Debatte darüber aus, wie mit Homosexualität in
ihrer Partei umzugehen sei. Während Ferdinand Lassalle ihn etwa dennoch un-
terstützte, lehnten prominente Vordenker wie Karl Marx und Friedrich Engels
ihn auch unter Verweis auf sein Sexualleben ab.
Der Rücktritt des antimarxistisch eingestellten von Schweitzer machte neben

anderen politischen Gründen den Weg frei für die Vereinigung des ADAV mit
der 1869 von Wilhelm Liebknecht und August Bebel gegründeten marxistisch
orientierten Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (SDAP) zur Sozialistischen
Arbeiterpartei Deutschlands (SAP). Diese Vereinigung erfolgte 1875 in Gotha
mit einer Kompromissbildung zwischen marxistisch-revolutionären Positionen
der SDAP und eher reformistischen Positionen des ADAV im Gothaer Pro-
gramm der SAP. Aus der SAP ging 1890 die SPD hervor.
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5.6 August Bebel

Ferdinand August Bebel (* 22. Februar 1840 in Deutz bei Köln; � 13. August
1913 in Passugg, Schweiz) war ein Führer der Arbeiterbewegung, sozialisti-
scher Politiker und Mitbegründer der SPD.

5.6.1 Kindheit und Jugend

August Bebel wurde in ärmlichen Verhältnissen als Sohn des Untero�ziers
Johann Gottlob Bebel und dessen Frau Wilhelmine Johanna Bebel, geborene
Simon, in Deutz geboren. Nach dem frühen Tod seines Vaters, der 1844 mit
35 Jahren der Lungentuberkulose erlag, heiratete seine Mutter dessen Zwil-
lingsbruder, der jedoch ebenfalls nach zwei Jahren verstarb. Auch Augusts
Geschwister starben früh. Da die verwitwete Mutter keine Pensionsansprüche
hatte, übersiedelte sie verarmt zu ihrer Familie nach Wetzlar, wo August mit
Hilfe einer wohltätigen Stiftung die Volksschule besuchen konnte. Von 1854 bis
1857 lernte August hier auch das Drechslerhandwerk.

5.6.2 Erste politische Betätigung

Nach Gesellen- und Wanderjahren lieÿ er sich 1860 in Leipzig nieder, wo er in
der bürgerlichen Bildungsvereinsbewegung Fuÿ fasste. 1866 gründete er zusam-
men mit Wilhelm Liebknecht die radikaldemokratische Sächsische Volkspartei.
Ein Jahr später wurde Bebel zum Vorsitzenden des Vereinstages Deutscher
Arbeitervereine gewählt. Er setzte den Anschluss des Vereinstages an die erste
Internationale durch. Dadurch kam es zur Abspaltung der liberalen und bür-
gerlichen Demokraten, während unter Führung Bebels und Liebknechts die
übrigen Mitgliedvereine und die sächsische Volkspartei 1869 in der sozialdemo-
kratischen Arbeiterpartei (SDAP) aufgingen.

1867 wurde er in den Norddeutschen Reichstag gewählt, in dem er am 26.
November 1870 Frieden mit der französischen Nation, unter Verzichtleistung
auf jede Annexion forderte und sich mit der Pariser Kommune solidarisierte.
Es folgten eine einhundertzweitägige Untersuchungshaft und 1872 die Verur-
teilung im Leipziger Hochverratsprozess, einem Schauprozess zu zwei Jahren
Festungshaft und wegen Majestätsbeleidigung zu neun Monaten Gefängnis.
Während der Haft bildete er sich selbst fort und sprach von seiner Haftuniver-
sität.

1875 war Bebel maÿgeblich an der Vereinigung mit dem Allgemeinen Deut-
schen Arbeiterverein (Ferdinand Lassalle) zur Sozialistischen Arbeiterpartei
Deutschlands (SAP) beteiligt.
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5.6.3 Nach dem Bismarckschen Sozialistengesetz

Nach seiner Ausweisung aus Leipzig aufgrund des Sozialistengesetzes als sozi-
aldemokratischer Agitator lieÿ sich Bebel in Borsdorf bei Leipzig nieder. Bis
1889 war er geschäftlich für den Vertrieb seiner Leipziger Drechslereiwaren-
�rma tätig. Die Geschäftsreisen im ganzen Reich verband er mit seiner Par-
teiarbeit. Auch unter dem Sozialistengesetz wurde Bebel zu Gefängnisstrafen
verurteilt, 1883 zu vier Monaten, 1886 im Freiberger Geheimbundprozess zu
neun Monaten Gefängnis.

Auch diese Haftzeit nutzte Bebel zu intensivem Studium. Unter anderem
beschäftigte er sich intensiv mit der Geschichte des arabischen Orients, und
verö�entlichte 1884 das Werk Die mohammedanisch-arabische Kulturperiode.
Es beleuchtet den damaligen Kenntnisstand der Geschichte der arabischen Rei-
che des Orients bis zur osmanischen Reichsgründung im 16. Jahrhundert aus
der Sicht eines marxistisch gebildeten Autodidakten, der den Orient nie be-
suchen konnte und weder Arabisch noch Persisch beherrschte. Das Buch ist
ein heute sehr aktuelles Plädoyer für den Frieden zwischen den Kulturen und
eine Kritik an der damaligen europäischen, insbesondere wilhelminischen Ori-
entpolitik, die statt den kulturellen Dialog mit dem Orient und die dortigen
Emanzipationsbewegungen auf ihrer eigenen kulturellen Grundlage zu fördern
(in der Tradition Goethes und Rückerts), auf wirtschaftliche Ausbeutung und
Förderung von militaristischem und nationalistischem Gedankengut im Nahen
Osten setzte, mit den bekannten fatalen Folgen für die Region durch das 20.
Jahrhundert hindurch bis zum heutigen Tag.

Unter der Führung Bebels verfolgte die SPD insgesamt einen klaren Kurs
gegen die imperialistische Politik des Wilhelminischen Deutschlands. Unter-
drückung und Menschenrechtsverletzungen in den Kolonien wurden gerade
durch Bebel immer wieder in Reichstagsdebatten thematisiert und angepran-
gert.

Bebel war von der Richtigkeit des Marxismus überzeugt und ein entschiede-
ner Gegner des Revisionismus. Darüber hinaus achtete er in der parlamenta-
rischen und parteipolitischen Arbeit stets darauf, konkrete soziale Reformen
durchzusetzen. Bebel erwartete die Revolution als sich gesetzmäÿig ereignen-
den groÿen Kladderadatsch, den die Sozialdemokratie nicht gezielt herbeizu-
führen bemüht sein müsse. Seine beiden wichtigsten Schriften Unsere Ziele
(1870) und Die Frau und der Sozialismus (1883) erreichten hohe Au�agen.
Dieses Werk wurde auch von Eugen Richter in seinen Sozialdemokratischen
Zukunftsbildern verarbeitet.

August Bebel hatte am 16. August 1905 den Schweizer Heinrich Angst, der
britischer Generalkonsul ('Sir Henry') in Zürich war, kennengelernt. Sie blie-
ben durch Gespräche und Briefe in Verbindung, über die Sir Henry mit Be-
bels Wissen nach London berichtete. So teilte der Schweizer am 24. September
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1910 dem englischen Auÿenministerium mit, dass Bebel geäuÿert habe, Preu-
ÿen sei ein 'schrecklicher Staat', von dem nur Schlimmes zu erwarten sei. Ins-
besondere habe Admiral Tirpitz trotz gleich bleibender Schi�szahl einen höhe-
ren Flottenetat verlangt, woraus zu schlieÿen sei, dass noch gröÿere Schi�e als
bisher gebaut werden sollten. Bebel teilte seine Vermutung mit, dass Preuÿen
im Jahre 1912 zum Krieg bereit sei, und warnte die britische Regierung davor,
sich auf eine Abrüstung einzulassen.

Im Frühjahr 1911 riet Bebel den Engländern, eine Flotten-Anleihe aufzu-
legen und ihren Marineausbau zu beschleunigen, was geeignet sei, deutsche
Wirtschaftskreise vom Krieg abzuhalten. Im Dezember 1911 meldete er, daÿ
Tirpitz bis zum Ausbruch des erwarteten Krieges 300.000 Seeleute ausbilden
wolle.

In einem Brief Sir Henrys vom 2. Januar 1911 las der britische Auÿenminis-
ter Bebels Mitteilung, dass die deutschen Seestreitkräfte planten, die britische
Flotte 'to copenhagen', also nach Art der Briten, die 1807 überraschend vor
Kopenhagen auftauchten und die dänische Flotte im Hafen vernichteten oder
kaperten, die englischen Schi�e durch einen überraschenden Angri� in ihren
Heimathäfen auÿer Gefecht zu setzen. Die als geheim bezeichnete Ansicht von
Tirpitz sei, dass solches nur gelingen könne, wenn die deutsche Flotte in ihren
Kriegsvorbereitungen der britischen um zwei Monate voraus sei. Bebel setz-
te seine Berichterstattung an Angst bis kurz vor seinem Tode am 13. August
1913 fort. Der letzte Bericht von Sir Henry Angst über Bebels Informationen
ist datiert vom 1. August desselben Jahres.

Soweit die vom britischen Geschichtsdozent Richard J. Crampton von der
Universität von Kent in Canterbury in den bis 1964 geheimgehaltenen Akten
des Londoner Public Record O�ce gefundenen Dokumente eines jahrelangen
Briefwechsels, und fast zeitgleich vom deutschen Historiker Helmut Bley (1935,
damals Uni Hamburg, ab 1976 TH Hannover) die in der Zürcher Zentralbi-
bliothek entdeckten Gegenstücke, die beide in Absprache miteinander veröf-
fentlichten, Crampton in einer Fachzeitschrift, Bley in einem Buch. Der Brite
nannte Bebels Verhalten ein 'unorthodoxes Benehmen', während der SPIEGEL
von Bebels ungeheuerlichen Informationen an die Briten diese Briefe als 'lan-
desverräterische Dokumente' bezeichnete, weil sie 'jeweils vom Premierminister
Asquith, Auÿenminister Grey und auch von Winston Churchill � nach dessen
Berufung zum Ersten Lord der Admiralität � gelesen worden' seien, was ihre
Bedeutung für die britische Politik unterstreicht. Auch die WELT führte dazu
ein abgedrucktes Gespräch mit dem Autor Bley, bei dem es um den Vorwurf
des Landesverrats ging.

Bis zu seinem Tod blieb Bebel der allseits anerkannte Führer der deutschen
Sozialdemokratie. Auch innerhalb der Sozialistischen Internationale genoss Be-
bel eine weltweite Autorität, die nach ihm als deutscher Sozialdemokrat wohl
nur noch Willy Brandt erreichte.
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August Bebel war nach dem Tod von Wilhelm Liebknecht am 7. August
1900 zusammen mit Paul Singer Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands (SPD) und von 1871 bis 1913 Mitglied des Reichstages (ausge-
nommen 1882 � 1883).

Bebel lebte zunächst in Leipzig und nach 1890 viele Jahre in Berlin-Schöneberg
in der Groÿgörschenstraÿe 22, der Hauptstraÿe 84, der Habsburger Straÿe 5
und zuletzt in der Hauptstraÿe 97 (Gedenktafel über dem Eingang).

Am 13. August 1913 starb er in Passugg in der Schweiz während eines Sa-
natoriumaufenthaltes an Herzversagen. Er wurde in Zürich, wo seine Tochter
lebte, beigesetzt. Sein Grab be�ndet sich auf dem Friedhof Sihlfeld.
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5.7 Wilhelm Liebknecht

(* 29. März 1826 in Gieÿen, Groÿherzogtum Hessen; � 7. August 1900 in Ber-
lin), Vater von Theodor und Karl Liebknecht, war einer der Gründerväter der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD).

Er war als radikaldemokratischer Revolutionär aktiv an den Revolutionen
von 1848/49 beteiligt � nach der französischen Februarrevolution vor allem in
Baden. Beru�ich betätigte er sich unter anderem als Journalist.
Nach 13 Jahren des Exils in der Schweiz und in England, wo er sich als Mit-

glied des Bundes der Kommunisten unter dem Ein�uss von Karl Marx und
Friedrich Engels marxistischen Positionen angenähert hatte, wurde er während
der ersten Jahrzehnte des deutschen Kaiserreichs zu einem der pro�liertesten
sozialistischen Politiker im Reichstag. Dort war er ein bedeutender Kontrahent
des Reichskanzlers Otto von Bismarck.

5.7.1 Bedeutung und Wirkung Liebknechts; Überblick

Wilhelm Liebknecht erlangte historische Bedeutung als einer der Begründer
der parteipolitisch organisierten deutschen Sozialdemokratie. Seine Biographie
ist eng mit der Entwicklung der sozialistischen Arbeiterbewegung Deutsch-
lands und Europas im 19. Jahrhundert verbunden.

Von 1863 bis 1865 war er Mitglied der ersten sozialdemokratischen Parteior-
ganisation in den Staaten des Deutschen Bundes, dem auf Initiative Ferdinand
Lassalles gegründeten Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein (ADAV).

Nach seinem Ausschluss infolge zunehmender und grundlegender politischer
Di�erenzen mit der Parteiführung gehörte Liebknecht mit August Bebel zu
den Mitbegründern/Initiatoren der weiteren Vorgängerparteien der SPD wäh-
rend der Zeit des Übergangs des Deutschen Bundes zum 'kleindeutschen' Na-
tionalstaat des Deutschen Reichs: 1866 wurde die Sächsische Volkspartei ge-
gründet, die 1869 in der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (SDAP) auf-
ging. 1875 erfolgte nach inhaltlicher Kompromissbildung die Vereinigung mit
dem ADAV zur Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP). Letztere wurde nach 12-
jähriger Unterdrückung � faktisch ihrem Verbot durch das Sozialistengesetz �
1890 in Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) umbenannt.

Für die entsprechenden Parteien war Liebknecht von 1867 bis 1871, und �
nach einer Unterbrechung � erneut ab 1874 bis zu seinem Lebensende Abge-
ordneter im Reichstag, dem von den damals wahlberechtigeten Bürgern (Män-
ner ab dem Alter von 25 Jahren) gewählten Parlament: zuerst dem Reichstag
des Norddeutschen Bundes, dann des nachfolgenden deutschen Kaiserreichs.
Zusätzlich war er von 1879 bis 1885 und von 1889 bis 1892 Mitglied des Säch-
sischen Landtags.

Des Weiteren begründete er zusammen mit Wilhelm Hasenclever 1876 das
Zentralorgan der damaligen SAP, den Vorwärts, der bis in die Gegenwart die
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Parteizeitung der SPD geblieben ist. Liebknecht war von 1891 bis zu seinem
Tod dessen Chefredakteur. Bis 1878 hatte er sich diese Funktion � vor dem
zwischen 1878 und 1890 geltenden zwölfjährigen Verbot der Zeitung durch das
Sozialistengesetz � zwei Jahre mit Hasenclever geteilt.

Mit seinen radikaldemokratischen und revolutionär-marxistischen Positio-
nen hatte er wesentlichen Anteil daran, dass die SPD des 19. Jahrhunderts
ideologisch an diesen Inhalten ausgerichtet wurde. Aufgrund seiner systemop-
positionellen Haltung, aus der heraus Wilhelm Liebknecht die herrschenden
monarchistischen Staatsstrukturen und die deutsche Regierungspolitik in der
Zeit des 'Wilhelminismus' und davor scharf kritisierte, wurde er mehrfach we-
gen verschiedener politischer Vergehen seiner Zeit angeklagt, darunter zum
Beispiel Hochverrat oder Majestätsbeleidigung. Insgesamt verbrachte er etwa
sechs Jahre seines Lebens in Haft.

Liebknecht war neben seinem Engagement für die proletarische Bildungsar-
beit (vgl. Arbeiterbildung) ein bedeutender Vertreter des Internationalismus
in der Arbeiterbewegung. Vor dem Hintergrund seiner antimilitaristischen Hal-
tung zählten Völkerverständigung und Frieden zwischen den Staaten zu den
wesentlichen Zielen Liebknechts. Nach der Au�ösung der von 1864 bis 1876
bestehenden Internationationalen Arbeiterassoziation, deren Bevollmächtigter
für Deutschland Liebknecht seit 1868 gewesen war, war er maÿgeblich an der
Gründung der Zweiten � bzw. der Sozialistischen Internationale im Jahr 1889
beteiligt. Er trug dazu bei, dass die SPD als deren deutsche Sektion zur welt-
weit stärksten und ein�ussreichsten sozialistischen Partei seiner Zeit wurde.

Auÿer der SPD beriefen sich später (und berufen sich, soweit noch beste-
hend, bis in die Gegenwart) die KPD, die SED der DDR und die aus ihr her-
vorgegangene PDS (nach ihrer Vereinigung mit der WASG ab Juni 2007 Die
Linke) in ihrer Traditionsbildung ebenfalls auf Wilhelm Liebknecht.

Der DDR-Film 'Die Unbesiegbaren' (1953), Länge: 102 min s/w, behandelt
die Entwicklung der Sozialdemokratie der 1880er bis 1890er Jahre

Regie: Artur Pohl

Drehbuch: Artur Pohl
(nach einer Idee von Heino Brandes)

Musik: Walter Sieber

Kamera: Joachim Hasler

Schnitt: Hildegard Tegener

Darsteller:

Karl Paryla . . . August Bebel

Erwin Geschonneck . . . Wilhelm Liebknecht
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5.8 Georg von Vollmar

Georg von Vollmar, eigentlich Georg Ritter von Vollmar auf Veldheim,
Aristokrat � Demokrat � Sozialdemokrat
(* 7. März 1850 in Veltheim bei München; � 30. Juni 1922 in Soiensaÿ bei

Walchensee, Oberbayern) war ein deutscher Politiker und erster Vorsitzender
der bayerischen SPD.

Vollmar stammte aus einer adligen Beamtenfamilie. Er wurde in einer Bene-
diktinerschule in Augsburg erzogen. Er schlug zunächst eine militärische Lauf-
bahn ein und diente unter anderem in der Armee des Kirchenstaats. Für den
Deutsch-Französischen Krieg wurde ihm eine O�ziersstelle in der bayerischen
Armee verweigert, so dass er in den Dienst der Feldeisenbahn trat. 1871 kehrte
er als Invalide zurück, die erlittenen Verletzungen am Rücken und die Folgen
zweier Unfälle 1903 und 1910 fesselten ihn für Jahrzehnte an Rollstuhl und
Krücken.

Es gibt innerhalb der Arbeiterbewegung kürzere und längere Wege zur Sozi-
aldemokratie. Wenn man wie Georg Ritter von Vollmar auf Veldheim als Sohn
eines königlichen geheimen Registrators zur Welt kommt, hat man sicher einen
längeren Weg vor sich.

Vollmar dient zunächst, ganz der Familientradition verp�ichtet, als Sol-
dat, er kämpft sogar als Legionär im Dienst des Papstes. Aus dem Deutsch-
Französischen Krieg 1870/71 kehrt er als Krüppel zurück. Eine schwere Rücken-
verletzung sollte ihn für Jahrzehnte an Rollstuhl und Krücken fesseln. Schon
bald �ndet er Anschluss an die sozialistische Arbeiterbewegung und wird schnell
einer ihrer radikalsten Verfechter. Er arbeitet als Redakteur des 'Dresdner
Volksboten', wird sächsischer Reichs- und Landtagsabgeordneter und seit 1893
als Abgeordneter des Münchner Wahlkreises zu einem der führenden Vertreter
der bayerischen Sozialdemokratie. Vollmar, der wegen seiner radikalen Au�as-
sungen 1881 die Redaktion des 'Sozialdemokrat' verlassen musste, wandelt sich
noch während der Zeit des Sozialistengesetzes zum entschiedenen Reformer
und Verfechter des Parlamentarismus.

Schon im Titel seiner programmatischen Reden 'Die nächsten Aufgaben der
Sozialdemokratie', die er 1891 im Münchner Eldorado hält, macht Vollmar die
Abkehr von allem revolutionären Utopismus deutlich. Er entwirft ein Reform-
programm, das in Kooperation auch mit bürgerlichen Parteien verwirklicht
werden soll und kann.
'Dem guten Willen die o�ene Hand, dem schlechten die Faust!'

Als Aktionsprogramm schlägt er vor:
Die Weiterführung des Arbeiterschutzes, die Erringung eines wirklichen Ver-

einsrechtes, Beseitigung jeder Art von Behinderung des Lohnkampfes sowie die
Beseitigung der Lebensmittelzölle.
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Vollmar wendet sich gegen jede Form der Zensur und mahnt als Demokrat:
'Vermeiden wir ebenso die nationale Überhebung wie das Zerrbild, die Vernei-
nung der Nation und die Selbstbeschimpfung'.
Mit diesem Programm wird Vollmar einer der markantesten Figuren im so-

genannten Revisionismusstreit, in dessen Verlauf er sich manche Redeschlacht
auch mit August Bebel liefert. So noch 1903 auf dem Parteitag in Dresden, wo
er dem rubrizierenden Eifer der Linken mit provozierender Ruhe und Gelassen-
heit antwortet:

'Was mich betri�t, so habe ich mich sicherlich weder jemals als
einen Bernsteinianer noch einen Bebelianer bezeichnet, ja nicht
einmal einen Marxisten genannt; ich habe keine Neigung und Ta-
lent zu solchen 'isten' und 'anern' � mir genügt vollkommen, daÿ
ich Sozialdemokrat bin'

Georg von Vollmar stirbt vier Jahre nach seinem Ausscheiden aus der Po-
litik am 30. Juni 1922. Nach ihm wurde die Georg-von-Vollmar-Akademie in
Kochel am See benannt.
Sein Leichnam wurde auf dem Waldfriedhof in München/Alter Teil im Grab

Nr. 90-W-11 beigesetzt.
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5.9 Karl Kautsky

Karl Johann Kautsky (* 16. Oktober 1854 in Prag; � 17. Oktober 1938 in
Amsterdam) war ein führender Theoretiker der deutschen und internationa-
len Sozialdemokratie.

5.9.1 Jugend und Politisierung (1854 � 79)

Er wurde 1854 als Sohn von Minna Kautsky, einer Schauspielerin und Schrift-
stellerin, und Johann Kautsky, eines Theatermalers, in Prag geboren.
1875 kam er nach Österreich und studierte dort an der Universität in Wi-

en bis 1878 Geschichte, Philosophie und Volkswirtschaft, er arbeitete zugleich
als Schriftsteller und Kunstmaler. 1875 wurde Kautsky ebenfalls Mitglied der
österreichischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (SDAP).

5.9.2 Marxismus und Sozialdemokratie (1880 � 99)

Zwischen 1880 und 1882 war Kautsky Mitarbeiter des Privatgelehrten Karl
Höchberg in Zürich. Dort freundete er sich mit dem Sozialdemokraten Eduard
Bernstein an und begann sich mit dem Marxismus zu beschäftigen. 1881 lernt
er bei einer Reise nach London Karl Marx und Friedrich Engels kennen. 1883
gründete er die Zeitschrift Die Neue Zeit, deren Herausgeber und leitender Re-
dakteur er bis 1917 blieb. Er schrieb politische und historische Studien, wurde
zu einer Autorität auf dem Gebiet der Marx'schen Theorie.

Von 1885 bis 1890 lebte er in London und war eng mit Friedrich Engels be-
freundet. Nach dem Fall des Sozialistengesetzes 1890 kehrte er nach Deutsch-
land zurück, von 1890 bis 1897 lebte er in Stuttgart, wo Die Neue Zeit erschien.
1891 bereitete er zusammen mit August Bebel und Eduard Bernstein das Er-
furter Programm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) vor.
Auf der Grundlage der marxistischen Theorie strebte es eine sozialistische Ge-
sellschaft in Deutschland an. Nach dem Tode von Friedrich Engels wurde Kau-
tsky der wichtigste und ein�ussreichste Theoretiker der SPD und stand an der
Seite von August Bebel im damals marxistischen Zentrum der Partei.

5.9.3 Revisionismusdebatte, Imperialismuskritik, Parteiwechsel und
Lebensende (1900 � 38)

1903 pro�liert sich Kautsky in der Partei als Kritiker des Bernsteinschen Revi-
sionismus, vermittelte zwischen der reformorientierten Parteiführung und der
radikalen Linken.
1909 verö�entlichte er das Buch Der Weg zur Macht.
1914 brach er mit Rosa Luxemburg und der Parteilinken.

Zusammen mit Rudolf Hilferding, Karl Liebknecht und anderen entwickelte
Kautsky ab ca. 1900 kritische Positionen zum Gesamtphänomen des Imperia-
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lismus, der nur durch den Sozialismus aufgehoben werden könnte. 1912 jedoch
schwenkte er um und vertrat die These eines möglichen Ultra-Imperialismus,
in dem ein Staaten-Kartell an die Stelle der imperialistischen Konkurrenz tre-
ten und somit das Wettrüsten und die Kriegsgefahr beseitigen könnte. Von
Lenin wurde er für diese Au�assung ab 1915/17 entschieden kritisiert und sei-
nerseits des Revisionismus bezichtigt.

1917 trat Kautsky der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands (USPD) bei. Von 1918 bis 1919 war Kautsky im Rat der Volksbeauftrag-
ten Staatssekretär im deutschen Auswärtigen Amt. Ebenfalls 1918 wandte er
sich scharf gegen die Oktoberrevolution in Ruÿland und begründete das in der
Schrift Die Diktatur des Proletariats. In der USPD war er bald isoliert, verlieÿ
die Partei 1919 und kehrte 1922 in die SPD zurück. 1925 war er Mitautor des
Heidelberger Programms der SPD, das den Sozialismus durch Reformen errei-
chen wollte.

1924 war Kautsky wieder zurück nach Wien gegangen. Nach dem Anschluss
Österreichs an das Deutsche Reich im März 1938 emigrierte er in die Nieder-
lande und lebte bis zu seinem Tod im Oktober des selben Jahres in Amster-
dam.

5.9.4 Persönliches und Andenken

Kautsky war seit 1890 mit Luise Ronsperger verheiratet. Er hatte drei Söh-
ne. Er lebte lange Jahre in Berlin-Friedenau. Rosa Luxemburg, die ebenfalls
in Friedenau (Cranachstraÿe 58) wohnte, verband eine enge Freundschaft mit
seiner Frau Luise. Am Haus Saarstraÿe 14 erinnert eine Gedenktafel an ihn.
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5.10 Rosa Luxemburg

Rosa Luxemburg (* 5. März 1871 als Rozalia Luksenburg in Zamo±¢ in Polen;
� 15. Januar 1919 in Berlin) war eine bedeutende Vertreterin der europäischen
Arbeiterbewegung und des proletarischen Internationalismus.

Sie wirkte vor allem in der polnischen und deutschen Sozialdemokratie als
marxistische Theoretikerin und engagierte Antimilitaristin. Gegen die Kriegs-
unterstützung der SPD gründete sie 1914 die 'Gruppe Internationale' und lei-
tete dann mit Karl Liebknecht den daraus hervorgehenden Spartakusbund.

Als politische Autorin verfasste sie zahlreiche zeitkritische Aufsätze und öko-
nomische Analysen: vor 1914 u. a. in der 'Leipziger Volkszeitung', bis 1918
auch in der Haft und danach als Herausgeberin der Zeitung 'Die Rote Fahne'.
Ende 1918 gehörte sie zu den Gründungsmitgliedern der KPD, deren erstes
Parteiprogramm sie groÿenteils verfasste. Im Gefolge des gescheiterten Spar-
takusaufstands wurde sie unter nicht restlos geklärten Umständen zusammen
mit Karl Liebknecht von Freikorps-Soldaten ermordet.

Ihre theoretische und praktische Arbeit für den Sozialismus, die internatio-
nale Solidarität der Arbeiterklasse, gegen Militarismus und Krieg wirkte weit
über ihre Zeit und die Grenzen Deutschlands hinaus.

5.10.1 Anfänge

Rosa Luxemburg wurde am 5. März 1871 in Zamocz (Polen) geboren. Sie be-
suchte das Gymnasium in Warschau und trat schon im zarten Alter von 16
Jahren der Partei 'Sozialistische revolutionäre Partei Proletariat' bei. Da ihre
Anhänger jedoch von der zaristischen Polizei verfolgt wurden, �oh Rosa Lu-
xemburg 1889 nach Zürich, wo sie Nationalökonomie studierte. Wie andere
revolutionäre Emigranten arbeitete sie aktiv in der örtlichen Arbeiterbewegung
und nahm Anteil intellektuellen Leben.

Nach ein paar Jahren war sie bereits als führende Theoretikerin der revo-
lutionären sozialistischen Partei Polens anerkannt und nebenbei wichtigster
Mitarbeiter der Parteizeitung 'Sprawa Robotnicza' (Sache der Arbeiter), die
in Paris erschien. 1894 wurde der Name der Partei in 'Sozialdemokratie des
Königreichs Polens' (SDKP) geändert.

1893 setzte sich Rosa Luxemburg mit einer anderen polnischen Partei aus-
einander, der 'Polnischen Sozialistischen Partei' (PPS). Diese Gruppe kämpfte
für die Unabhängigkeit Polens und wurde von allen erfahrenen Führern des in-
ternationalen Sozialismus anerkannt. Rosa Luxemburg beschuldigte sie wegen
nationalistischer Tendenzen und der Absicht, die Arbeiter vom Klassenkampf
abzulenken. So schuf sie sich rasch viele politische Gegner.

Um die deutsche Staatsbürgerschaft zu erlangen, ging sie eine Scheinehe mit
einem deutschen Emigranten ein und konnte so 1898 nach Deutschland, ins
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Zentrum der internationalen Arbeiterbewegung ziehen. Sie schloss sich der
SPD an und blieb auch hier sehr aktiv. Sie arbeitete regelmäÿig an verschie-
denen sozialistischen Zeitungen, u.a. bei der 'Neuen Zeit' mit und sprach auf
zahlreichen Massenveranstaltungen.

Jedoch war die deutsche Bewegung damals in zwei Hauptrichtungen, eine
reformistische und eine revolutionäre, gespalten. Da in Deutschland der Wohl-
stand zunahm, und sich auch der Lebensstandart der Arbeiter verbesserte,
entfernten sich die Sozialisten immer mehr von der revolutionären Konzepti-
on und traten immer mehr für den Reformismus ein. Ihr wichtigster Sprecher,
Eduard Bernstein, gri� die Prinzipien des Marxismus immer o�ener an, welche
Rosa Luxemburg sofort verteidigte. 1899 rechnete sie in dem Buch 'Sozialre-
form oder Revolution' mit Bernsteins Ideen ab.

5.10.2 Die Russische Revolution

1905 brach die erste russische Revolution aus und Rosa reiste trotz schlechter
Gesundheit nach Warschau, in der Ho�nung, die Revolution mit vorantreiben
zu können. Da sie verbotenerweise Versammlungen abhielt und Zeitungen ver-
ö�entlichte, wurde sie am 4. Januar 1906 verhaftet und unter unzumutbaren
Haftbedingungen festgehalten. Sie erkrankte an Gelbsucht, die nicht behan-
delt wurde und wurde erst im August mit Hilfe eines ärztlichen Attests wieder
entlassen.

Die russische Revolution erweckte einen Gedanken zum Leben, den Rosa Lu-
xemburg schon einige Jahre früher beschäftigt hatte: dass Massenstreiks ein
entscheidendes Element im revolutionären Kampf der Arbeiter um die Macht
bilden und die sozialistische von allen anderen Revolutionen unterscheiden.
Nun wollte sie diesen Gedanken auf der Grundlage neuer Erfahrungen ausar-
beiten.

Im Oktober 1907 nahm Rosa Luxemburg die Tätigkeit als Dozentin an der
SPD-Parteischule auf. Neben der Lehrtätigkeit ging die kritische Auseinander-
setzung mit anderen SPD-Parteimitgliedern weiter. Innerhalb der SPD kommt
es zu immer gröÿeren Kon�ikten. Ab 1911 pro�lierte sich Rosa Luxemburg zur
populärsten Theoretikerin und Wortführerin des linken SPD-Flügels, indem sie
sich immer energischer gegen die beginnende Hochrüstung für den ersten Welt-
krieg, gegen den anschwellenden Nationalismus und den um sich greifenden
Militarismus wandte.

Von nun an war die SPD sogar in drei Richtungen gespalten: die Reformis-
ten, das sogenannte Marxistische Zentrum und die Revolutionäre. Rosa ver-
suchte, die Massen darüber aufzuklären, dass ihnen ein Krieg nichts bringen
würde, was dazu führte, dass sie am 20. Februar 1914 erneut verhaftet wurde.
In einer Rede rief sie aus: 'Wenn uns zugemutet wird, die Mordwa�en gegen
unsere französischen oder anderen ausländischen Brüder zu erheben, so er-
klären wir: 'Nein, das tun wir nicht!' Auch vor Gericht wurde die Angeklagte
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plötzlich zum Ankläger und hielt eine glänzende revolutionär-sozialistische Re-
de, die später unter dem Titel 'Militarismus, Krieg und Arbeiterklasse' veröf-
fentlicht wurde. Dennoch wurde sie zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Aller-
dings wurde sie nicht sofort verhaftet, so dass sie nach Verlassen des Gerichts
sogleich wieder einer Massenveranstaltung beiwohnen konnte, auf der sie ihre
revolutionäre Propaganda gegen den Krieg fortsetzte.

5.10.3 Der Erste Weltkrieg

Am 1. August 1914 erklärte Deutschland Ruÿland und Frankreich den Krieg
und alle Führer der sozialdemokratischen Partei wurden von der patriotischen
Welle mitgerissen. Rosa war verzweifelt und diskutierte mit ihren Anhängern
den Parteiaustritt. Jedoch lehnte sie das ab und entschloss sich, noch härter
zu kämpfen. So traf sie auf Karl Liebknecht, der am 2. Dezember 1914 die
Fraktionsdisziplin der Zustimmung zum Krieg gebrochen hatte. Zusammen
mit ihm gründete sie die 'Gruppe Internationale' (später 'Spartakusgruppe').
Am 18. Februar 1915 wurde die noch ausstehende Verhaftung Rosa Luxem-
burgs durchgeführt. Im Gefängnis schrieb sie weiter Artikel, die sie mit Hil-
fe einer sympathisierenden Gefängnisbeamtin herausschmuggeln konnte. Als
im März die erste Ausgabe der Zeitschrift 'Internationale', die Rosa und Karl
Liebknecht gründeten, erschien, wird sie des Hochverrats angeklagt. Das Ver-
fahren wurde später eingestellt, aber die Zeitschrift kon�sziert.

Ihr Gesundheitszustand verschlechterte sich wieder und Rosa wurde am 22.
Januar 1916 entlassen, um schon im Juli des gleichen Jahres erneut in 'Schutz-
haft' genommen zu werden. Sie kam in eine elf Kubikmeter groÿe, schmutzige
Zelle und schrieb trotzdem weiterhin Flugblätter und Artikel. Ende Oktober
1916 kam Rosa auf die Festung Wronke in Posen. Während dieser Zeit stand
sie in regelmäÿigem Briefwechsel mit Hans Diefenbach. Dieser alte Freund half
ihr durch seine Briefe, die einsame Zeit im Gefängnis zu überstehen. Im Ju-
li 1917 wurde sie in nach Breslau in einen düsteren Bau verlegt, wo sie wenig
später erfuhr, dass Hans Diefenbach in der Nacht vom 24. auf den 25. Okto-
ber 1917 von einer Granate zerrissen wurde. In seinem Testament hinterlieÿ er
ihr einen Teil seines Vermögens. Rosa Luxemburg führte, inspirierte und orga-
nisierte die Revolutionäre aus dem Gefängnis heraus und hielt die Fahne des
internationalen Sozialismus hoch.

5.10.4 Die Novemberrevolution

Am 9. November 1918 wurde Rosa endlich entlassen. Sie blieb zunächst bei
Freunden in Breslau, da noch keine Züge nach Berlin verkehrten. Jedoch reis-
te sie sobald als möglich ab. Als sie dort eintraf, war die Novemberrevolution
bereits in vollem Gange. Der Kaiser hatte abgedankt und sein letzter Kanzler
hatte die Regierung an den Sozialdemokraten Ebert übergeben, der ein Geg-
ner der sozialen Revolution war. Rosa stürzte sich sofort in die Arbeit, doch
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sie und die anderen Mitglieder des Spartakusbundes hatten nun mit ganz neu-
en Problemen zu kämpfen. Die SPD sorgte dafür, dass ihre Zeitung 'Die Rote
Fahne' und Flugblätter nicht gedruckt werden konnten. Regierungstreue Sol-
daten erschienen immer wieder in ihrer Redaktion.

Die Gruppe forderte die Bildung einer Räteregierung, die anderen Parteien
wollten jedoch die alten Verhältnisse mit einem neuen Parlament bewahren.
Auÿerdem wurde der Revolution mit einer Soldatenwehr von 15 000 Mann eine
zuverlässige Truppe entgegengesetzt. Trotzdem begannen die Massen, sich den
Forderungen des Spartakusbundes zuzuwenden und veranlassten eine riesige
Streikwelle, die durch das ganze Land ging. Leider fehlte es aber an einem kla-
ren Programm sowie an der klaren Trennung von der SPD. So wurde endlich,
am 31. Dezember 1918 die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) ge-
gründet. Bereits am folgenden Tag wurde in der Presse angedroht, diese Partei
nur mit Gewalt niederwerfen zu können.

So geschah es, dass sich im Januar die rechten sozialdemokratischen Füh-
rer mit der kaiserlichen Armee verbanden, um das revolutionäre Proletariat zu
auszumerzen. Dabei wurden Tausende von Arbeitern ermordet (Januarauf-
stand). Am 15. Januar schrieb Karl Liebknecht in der letzten Ausgabe der
'Roten Fahne': 'Und ob wir dann noch leben werden, wenn das Ziel erreicht
wird � leben wird unser Programm.'

Noch am selben Abend wurden er und Rosa ins Hotel Eden gebracht, wo
sie unter schweren Misshandlungen verhört wurden. Anschlieÿend wurde Lieb-
knecht erschossen und auch Rosa Luxemburg, die wenig später brutal zusam-
mengeschlagen wurde, tötete schlieÿlich eine Kugel. Ihre Leiche wurde in das
schlammige Wasser des Landwehrkanals geworfen und erst am 31. Mai ent-
deckt. Deshalb musste ihr Sarg zunächst leer bleiben, als sie symbolisch mit
den anderen Opfern des Januaraufstands zu Grabe getragen wurde. Mit ihrem
Tod verlor die Arbeiterbewegung ihren wichtigsten Führer.
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5.11 Karl Liebknecht

Karl Liebknecht (* 13. August 1871 in Leipzig; � 15. Januar 1919 in Berlin),
war ein prominenter internationalistischer Sozialist und Antimilitarist. Er ge-
hörte bis 1917 zu den radikalen Linken in der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands, bestimmte seit 1914 die Linie des Spartakusbundes mit und war
Ende 1918 einer der Gründer der Kommunistischen Partei Deutschlands. 1919
wurde er zusammen mit Rosa Luxemburg ermordet.

5.11.1 Eine Kurzbiographie von Maik Hager

Karl Paul Friedrich August Liebknecht, Rechtsanwalt und Politiker, wurde am
13. August 1871 in Leipzig geboren. Er war der zweite Sohn Wilhelm Lieb-
knechts (1826-1900) und dessen Frau Natalie Reh. Karls Vater gehörte zu den
bedeutendsten Vertretern der 1869 in Eisenach gegründeten Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei (SDAP), die 1875 den Hauptbestandteil der Sozialisti-
schen Arbeiterpartei, der späteren SPD, stellte. Auch Karls Mutter kam aus
einer Familie mit starken politischen Hintergrund, denn ihr Vater, Carl Reh,
war Mitglied des Frankfurter Parlaments von 1848 und hatte zeitweilig sogar
die Funktion des Vizepräsidenten innegehabt. Über seine 'politische Familie'
bemerkte Liebknecht im Jahre 1910: 'Ich bin ja sozusagen im Parteileben auf-
gewachsen.' (Trotnow, 1980, S 17).

Von 1890 bis 1893 studierte Karl Rechtswissenschaften und Nationalöko-
nomie in Leipzig und Berlin und schloss seine Ausbildung zunächst mit dem
Referendarexamen ab, um seine Militärdienstp�icht als Einjähriger-Freiwilliger
bei den Garde-Pionieren abzuleisten. Nach dem Militärdienst ermöglichte der
ehemalige preuÿische Kultusminister Falk (1827 � 1900) Karl in Arnsberg und
Paderborn eine Tätigkeit als Referendar. Auf Drängen seines Vaters promo-
vierte Liebknecht am 30. September 1897 mit dem Prädikat magna cum lau-
de zum Dr. jur. et rer. pol. an der Fakultät der Universität Würzburg. Am 5.
April 1899 bestand Liebknecht die Assessorenprüfung mit 'gut'. Mit seinem äl-
teren Bruder Theodor erö�nete er sodann eine Rechtsanwaltskanzlei in Berlin.

Das Jahr 1900 hatte in dreifacher Weise besondere Bedeutung für Karl. Im
Mai heiratete er seine erste Frau Julia Paradies (1873 � 1911), Tochter des
Bankiers und Kaufmanns Louis Paradies. Aus dieser Ehe gingen drei Kinder
hervor. Als am 7. August sein Vater Wilhelm starb, übernahm Karl die Rege-
lungen der Trauerfeierlichkeiten und vertrat die Familie nach auÿen hin. Sich
der Verantwortung der Nachfolge seines Vaters bewusst, trat Karl noch im Au-
gust o�ziell in die SPD ein.

Bereits im November 1901 wurde er in die Berliner Stadtverordnetenver-
sammlung gewählt, der er bis 1913 angehörte. Einen Namen als 'sozialdemo-
kratischer Rechtsanwalt' (Trotnow, 1980, S. 56�.) machte er sich durch sein
Auftreten als Verteidiger im sog. Königsberger Prozess (1904) gegen neun
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deutsche Sozialdemokraten, die wegen Unterstützung der russischen Arbei-
terbewegung angeklagt waren. 1903 und 1907 kandidierte er im Reichstags-
wahlkreis Potsdam-Spandau-Oberhavelland ('Kaiserwahlkreis') zunächst ohne
Erfolg, konnte diesen jedoch 1912 für die SPD gewinnen.

Zusammen mit Ludwig Frank und Hendrik de Man begründete Liebknecht
1907 die sozialistische Jugendinternationale, deren Präsident er bis 1910 war.
Seine 1907 verö�entlichte Schrift 'Militarismus und Antimilitarismus unter
besonderer Berücksichtigung der internationalen Jugendbewegung' brachte
Liebknecht von Oktober 1907 bis Juni 1909 Festungshaft in Glatz ein. Wäh-
rend dieser Zeit wurde er zusammen mit sechs weiteren Sozialdemokraten ins
preuÿische Abgeordnetenhaus gewählt. Dort widmete er sich besonders der
Bekämpfung des Preuÿischen Dreiklassen-Wahlrechts (Rede im Preuÿischen
Landtag 'Gegen die Privilegienherrschaft' vom 16.03.1910).

Nach dem Tod seiner ersten Frau, die an Lungenentzündung starb, heiratete
Karl im Oktober 1912 die aus einer jüdischen Familie in Ruÿland stammende
hochgebildete Sophie Ryss.

Bei Ausbruch des Ersten Weltkriegs versuchte Liebknecht vergeblich, die
sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten für eine Ablehnung der Kriegs-
kredite zu gewinnen. Nachdem er in der Fraktion gegen die Kredite gestimmte
hatte, unterwarf er sich der Parteidisziplin und stimmte am 4. August 1914
im Reichstag für die Bewilligung. Bei einer weiteren Abstimmung im Reichs-
tag am 2. Dezember 1914 stimmte Liebknecht als einziger Abgeordneter gegen
die Bewilligung weiterer Kriegskredite und wurde somit zur Symbol�gur der
Kriegsgegner.

In wesentlichen Fragen zählte er nun zusammen mit Rosa Luxemburg, Franz
Mehring und Julian Marchlewski zum linken Flügel der SPD.

Im Februar 1915 wurde Liebknecht als Armierungssoldat zum Militärdienst
eingezogen, bis auf sein Auftreten im Reichstag und Preuÿischen Abgeordne-
tenhaus war ihm damit jede politische Betätigung untersagt. Dennoch war er
aktiv an der Bildung der Gruppe 'Internationale', die seit 1916 als 'Spartakus-
bund' bekannt wurde, beteiligt. Liebknecht organisierte zum 01. Mai 1916 eine
Friedensdemonstration auf dem Potsdamer Platz in Berlin und wurde dort
verhaftet. Schlieÿlich zu einer neunundvierzigmonatigen Zuchthausstrafe verur-
teilt, wurde er vorzeitig, am 23. Oktober 1918, entlassen.

Am 9. November 1918 rief er vom Balkon des Berliner Stadtschlosses die
'freie sozialistische Republik' aus. Er war jedoch nicht bereit in die Revoluti-
onsregierung einzutreten und versuchte die Massen für eine Räteherrschaft zu
mobilisieren. Zusammen mit Rosa Luxemburg gründete er am 30. Dezember
1918 die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD).

Während der Januar-Kämpfe 1919 in Berlin erklärte Liebknecht die Regie-
rung Ebert für abgesetzt. Nach den Unruhen wurde er zusammen mit Rosa
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Luxemburg von Soldaten der Garde-Kavellerie-Schützendivision festgenom-
men, gefoltert und schlieÿlich am 15. Januar erschossen. Während Luxemburgs
Leiche in den Landwehrkanal geworfen wurde und erst am 1. Juni geborgen
wurde, wurde Liebknechts Körper als 'unbekannte Leiche' der Polizei überge-
ben.

5.11.2 Literatur über ihn

� Bernt Engelmann: Wir Untertanen � ein Deutsches Anti-Geschichtsbuch
und Einig gegen Recht und Freiheit, Frankfurt am Main 1976

� Sebastian Ha�ner: Die Revolution 1918/19; auch erschienen unter dem
Titel Der Verrat.
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5.12 Carl Rudolf Legien

Carl Rudolf Legien (* 1. Dezember 1861 in Marienburg (Westpreuÿen);
� 26. Dezember 1920 in Berlin) war ein deutscher Gewerkschaftsführer.

Legien trat 1885 der SPD und 1886 der Gewerkschaftsbewegung bei.
1887 wurde unter seiner Leitung die Vereinigung der Drechsler Deutschlands
gegründet. 1889 nahm er am internationalen Sozialistenkongress in Paris teil,
der zur Gründung der Sozialistischen Internationale führte. Seit 1890 war er
Vorsitzender der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands.
1913 wurde er Präsident des Internationalen Gewerkschaftsbundes und
1919 Vorsitzender des ADGB.

Legien war gegen Ende des Ersten Weltkrieges führend an den Verhandlun-
gen um die Zentralarbeitsgemeinschaft mit Vertretern der Industrie beteiligt.
Aufgrund dieser Verhandlungen wurden durch das Stinnes-Legien-Abkommen
die Gewerkschaften in Deutschland erstmals von der Unternehmerschaft of-
�ziell als Interessenvertreter der Arbeiter anerkannt und der 8-Stunden-Tag
eingeführt. 1920 organisierte Legien den Generalstreik gegen den Kapp-Putsch.

Im März 1920 bot Friedrich Ebert ihm die Regierungsbildung an, was er je-
doch ablehnte. Er war 1893 � 1898 sowie 1903 � 1920 Mitglied des Reichstags.

Bestattet wurde er auf dem Zentralfriedhof Friedrichsfelde in Berlin-Lichtenberg.
In Berlin-Kreuzberg be�ndet sich am einstigen Luisenstädtischen Kanal ein

Denkmal mit Büste für ihn. Wenige Meter davon entfernt be�ndet sich auf der
gegenüberliegenden Seite der Grünanlage, am Leuschnerdamm, eine Stele mit
Büste zu Ehren von Wilhelm Leuschner.
Seit dem 31. Juli 1947 heiÿt der Legiendamm in der Luisenstadt nach Carl

Legien, vorher Luisenufer (1849-1937) bzw. Kösterdamm (1937 � 1947). Die
Straÿe verläuft vom Heinrich-Heine-Platz in (Mitte) bis zum Oranienplatz in
(Kreuzberg).
Die Groÿsiedlung Wohnstadt Carl Legien in Berlin-Prenzlauer Berg ist nach

ihm benannt worden. In mehreren Städten gibt es nach ihm benannte Straÿen,
in Hamburg an der Legienstraÿe auch den gleichnamigen U-Bahnhof der Linie
U3.
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5.13 Eduard Bernstein

Eduard Bernstein (* 6. Januar 1850 in Berlin; � 18. Dezember 1932 ebenda)
war ein sozialdemokratischer Theoretiker und Politiker in der SPD.

Bernstein arbeitete von 1866 bis 1878 als Bankkaufmann. Im Jahre 1872
stieÿ er zu den 'Eisenachern' und trat der SDAP (Sozialdemokratische Arbei-
terpartei) bei. Mit August Bebel und Wilhelm Liebknecht bereitete er den Ei-
nigungsparteitag mit dem 1863 von Ferdinand Lassalle gegründeten ADAV
(Allgemeiner Deutscher Arbeiterverein) von 1875 in Gotha vor. Seit 1878 war
er Privatsekretär des sozialdemokratischen Mäzens Karl Höchberg und arbei-
tete zur Zeit der Bismarckschen Sozialistengesetze, in der die Aktivitäten der
Sozialdemokratie auÿerhalb des Reichstags verboten waren, in Zürich. Zwi-
schen 1880 und 1890 war Bernstein Redakteur der Zeitung Sozialdemokrat.
1888 wurde er auf preuÿisches Betreiben aus der Schweiz ausgewiesen und leb-
te seitdem in London. Dort hatte er enge Verbindung zu Friedrich Engels.

Nach der 1890 erfolgten Aufhebung der Sozialistengesetze und der Umbe-
nennung der Sozialdemokraten in 'Sozialdemokratische Partei Deutschlands'
(SPD) im selben Jahr, entstand 1891 das Erfurter Programm, in dem Bern-
stein den 'praktischen', 2. Teil mit konkreten politischen Forderungen verfass-
te. Der 1. Teil mit den streng marxistisch orientierten grundsätzlichen Über-
legungen war von Karl Kautsky geschrieben worden. Zwischen 1896 und 1898
verö�entlichte er in der Zeitschrift Die Neue Zeit die Artikelserie Probleme
des Sozialismus, mit der die Revisionismus-Debatte in der SPD erö�net wurde.
1899 folgte auf Anregung seines Freundes Karl Kautsky die Verö�entlichung
von Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozialdemokra-
tie.

Bernstein geriet mit seiner 'revisionistischen' Position in scharfen Gegensatz
zu Rosa Luxemburg, August Bebel, Karl Kautsky und Wilhelm Liebknecht.
Bernstein vertrat die Ansicht, die Sozialdemokratie könne die angestrebte
grundlegende Erneuerung der Gesellschaft durch einen beständigen Reform-
prozess erreichen. Ihm wurde von seinen Parteifreunden heftig widersprochen,
weil seine Ansichten im Widerspruch zur Theorie Marxens stünden. Bernstein
stelle die Notwendigkeit der proletarischen Revolution in Frage und propagie-
re darüber hinaus die Teilhabe am politischen System des Kaiserreiches, das
als Klassenstaat wahrgenommen wurde. Der so entbrannte Revisionismusstreit
wurde erst auf dem Parteitag von Dresden 1903 formal beendet, als auf Be-
treiben Kautskys eine Ablehnung der Thesen Bernsteins von den anwesenden
Parteimitgliedern mehrheitlich befürwortet worden war. Somit markiert das
Jahr 1903 auch den Bruch der Freundschaft zwischen Bernstein und Kautsky.
Erst nach der bolschewistischen Revolution 1917 sollten beide wieder zueinan-
der �nden, zumal sich Kautsky angesichts der politischen Praxis des Bolsche-
wismus theoretisch-konzeptionell an Bernstein anzunähern begann. Bernsteins
Theorie der Reform wurde vor dem Hintergrund der bolschewistischen Revo-
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lution in Ruÿland zum Gegenentwurf der politischen Konzepte Lenins. Beide
Konzepte, die revolutionäre Strategie Lenins und die evolutionären Ansichten
Bernsteins, gelten als Fortentwicklung bzw. Adaption der marxistischen Trans-
formationstheorie. Hierin liegt die Bedeutung Bernsteins für die sozialistische
Theorie.

1901 kehrte Bernstein nach Aufhebung des Einreiseverbots nach Deutsch-
land zurück und wurde 1902 � 1907, 1912 � 1918 und 1920 � 1928 Mitglied des
Reichstages für den Wahlkreis Breslau-West. Im Jahr 1913 stimmte er im
Reichstag mit der Fraktionslinken gegen die Rüstungsvorlage. Zwischen 1917
und 1919 wechselte Bernstein von der SPD zur USPD, die sich aus Protest ge-
gen die Burgfriedenspolitik und damit der kriegsbilligenden und -unterstützenden
Haltung der SPD im Ersten Weltkrieg von dieser abspaltete. Schon vor 1914
trat Bernstein als Pazi�st auf.

Während des Krieges zählte Bernstein neben Rosa Luxemburg zu den we-
nigen deutschen Politikern, die gegen den Völkermord an den Armeniern pro-
testierten. Nach der Novemberrevolution von 1918/1919, in deren Verlauf es in
der USPD zur Bildung zweier Lager gekommen war, ging Bernstein aufgrund
seiner im Grunde reformistischen Haltung wieder zurück zur SPD, wohinge-
gen ein anderer Teil der USPD-Mitglieder nach und nach zur neu gegründeten
(Kommunistischen Partei Deutschlands) KPD wechselte. Nach der November-
revolution 1918 war Bernstein als USPD-Mitglied in der Regierung der Volks-
beauftragten Beigeordneter im Reichsschatzamt und intensiv um eine Wie-
dervereinigung von MSPD und USPD bemüht. Zwischen 1910 und 1920 war
Bernstein Stadtverordneter in seinem Wohnort Berlin-Schöneberg, danach un-
besoldeter Stadtrat.

In der Bozener Straÿe 18 in Schöneberg erinnert eine Gedenktafel an ihn.
Das Grab von Eduard Bernstein wird auf dem Friedhof Eisackstraÿe als Eh-
rengrab des Landes Berlin gep�egt.
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5.14 Gustav Landauer

Gustav Landauer (* 7. April 1870 in Karlsruhe; � 2. Mai 1919, ermordet in
München-Stadelheim) war Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts ei-
ner der führenden Theoretiker und Aktivisten des Anarchismus in Deutsch-
land. Er vertrat unter Ein�uss Peter Kropotkins den kommunistischen Anar-
chismus und war Pazi�st. Er war von Max Stirners Werk Der Einzige und sein
Eigentum stark beein�uÿt.

5.14.1 Leben

Gustav Landauer wurde als zweites Kind eines jüdischen Schuhwarenhändlers
geboren. Er besuchte in Karlsruhe das Gymnasium und studierte in Heidel-
berg, Berlin und Straÿburg Germanistik und Philosophie. In seinen späteren
Werken zeigte sich der bleibende Ein�uss von Johann Wolfgang von Goethe
und Tolstoi. Aber auch der Philosophie Fichtes und Proudhons sowie den an-
archistischen Theorien Bakunins und Kropotkins fühlte er sich Zeit seines Le-
bens verbunden. Bekannt wurde er als Übersetzer von Shakespeare-Texten.
Gemeinsam mit seiner zweiten Frau Hedwig Lachmann übertrug er auch Wer-
ke von Oscar Wilde, u.a. 'Das Bildnis des Dorian Gray', ins Deutsche.

Im Frühjahr 1889 traf er in Berlin erstmals seinen Förderer und späteren
langjährigen Freund, den deutsch-jüdischen Schriftsteller und Philosophen
Fritz Mauthner. In Berlin trat er im April 1891 der Freien Volksbühne bei und
bekannte sich zum Friedrichshagener Dichterkreis.

Im Februar 1892 wurde Gustav Landauer Mitglied des 'Vereins Unabhängi-
ger Sozialisten' sowie des Herausgeberkollegiums ihres Presseorgans 'Sozialist.
Organ der unabhängigen Sozialisten'. In dieser Zeitschrift verö�entlichte er ei-
ne Reihe von Artikeln zu Fragen der Kunst, aber auch kritische Anmerkungen
zu politischen Themen sowie den ökonomischen Au�assungen von Karl Marx
und Eugen Dühring.

Im Oktober 1892 wurde er gemeinsam mit Freunden aus der Literatengrup-
pe der 'Jungen', die häu�g auch im 'Verein Unabhängiger Sozialisten' tätig
waren, Mitbegründer der Neuen Freien Volksbühne.

Ende 1892 heirateten Gustav Landauer und die Schneiderin Margarethe
Leuschner.
Im Juli 1893 spaltete sich der 'Verein Unabhängiger Sozialisten'. Als ein füh-

render Vertreter des anarchistischen Flügels des Vereins beendete Landauer im
Juli desselben Jahres seine Mitarbeit an der Zeitschrift 'Sozialist', dessen letzte
Nummer im Januar 1895 erschien.

Auf dem Internationalen Sozialistischen Arbeiterkongress der II. Interna-
tionale in Zürich trat Landauer im August 1893 als Delegierter der Berliner
Anarchisten für einen 'anarchistischen Sozialismus' ein. Gegen die anarchisti-
sche Minderheit nahm der Kongress, an dem 411 Delegierte aus 20 Ländern
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teilnahmen, eine Resolution an, die sich für die Teilnahme an Wahlen und die
politische Betätigung in den Parlamenten aussprach. Die Anarchisten wur-
den aus der II. Internationale ausgeschlossen. Im Oktober 1893 wurde Land-
auer erstmals verhaftet und wegen der 'Au�orderung zum Ungehorsam gegen
die Staatsgewalt' zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt, die im Dezember auf
neun Monate ausgedehnt wurden. Die Haft verbüÿte er im Gefängnis von So-
rau.

1895 scheiterte Landauer mit dem Versuch, sich in der Schweiz eine gesicher-
te Existenz aufzubauen. Er kehrte nach Berlin zurück, wo er unter sehr be-
scheidenen materiellen Verhältnissen sein Leben in einem Kreis von Künstlern,
Literaten, Theaterleuten und Kritikern fortsetzte.

In Berlin gab er unter dem Titel 'Sozialist - Anarchistische Monatsschrift'
zwischen 1895 und 1899 erneut eine Zeitschrift heraus.
1899 traf Landauer erstmals mit seiner späteren zweiten Frau, der 1865 ge-

borenen Lyrikerin und Sprachlehrerin Hedwig Lachmann, zusammen. Im Sep-
tember 1899 entschieden sich beide für einen längeren gemeinsamen Aufent-
halt in England, bei dem Landauer ein enges freundschaftliches Verhältnis zu
dem russischen Anarchisten Peter Kropotkin aufbaute. Hier wurde auch die
gemeinsame Tochter von Lachmann und Landauer, Gundula, geboren. 1902
kehrten beide nach Berlin zurück.
1903 erreichte Gustav Landauer die Scheidung von seiner ersten Frau, um

im gleichen Jahr Hedwig Lachmann zu heiraten. 1906 wurde ihre zweite ge-
meinsame Tochter Brigitte geboren.

Von 1909 - 1915 gab er in Berlin die Zeitschrift 'Der Sozialist' heraus, die
als Organ des 1908 von Gustav Landauer gegründeten 'Sozialistischen Bun-
des' galt. Zu den ersten Mitgliedern zählten Erich Mühsam, Margarethe Faas-
Hardegger und Martin Buber. Als politische Organisation blieb der Bund be-
deutungslos.

In dieser Zeit schrieb Landauer selbst 115 Artikel für die Zeitschrift zu The-
men über Kunst, Literatur und Philosophie, aber auch zu Fragen der Tagespo-
litik. In dieser Zeitschrift verö�entlichte Landauer in gröÿerem Umfang eigene
Übersetzungen von Texten des französischen Philosophen und anarchistischen
Theoretikers Pierre-Joseph Proudhon. Eine Verschärfung der Zensur führte zur
Einstellung der Zeitschrift.

1914 lieÿ sich Landauer nicht von der allgemeinen Kriegsbegeisterung anste-
cken, sondern bekämpfte von anarchistischen und pazi�stischen Positionen aus
den Ersten Weltkrieg vom ersten Tag an.
Die zunehmende materielle Not während des Krieges veranlassten Landau-

er und seine Familie, Berlin zu verlassen und sich in Krumbach, in der Nähe
von Ulm, anzusiedeln. Hier starb Hedwig Lachmann am 21. Februar 1918 an
Lungenentzündung. Ihr Tod erschütterte Landauer tief.
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Unmittelbar nach dem Krieg und dem Beginn der Novemberrevolution lud
Kurt Eisner Gustav Landauer in einem Brief vom 14. November 1918 zur Teil-
nahme an der Revolution (vgl. Novemberrevolution und Münchner Räterepu-
blik) in Bayern ein: 'Was ich von Ihnen möchte, ist, daÿ Sie durch rednerische
Betätigung an der Umbildung der Seelen mitarbeiten'.

Nach der Ermordung Eisners durch den republikfeindlichen und völkisch-
rechtsextremen Studenten Anton Graf von Arco auf Valley (1897-1945) am 21.
Februar 1919 nahmen die Auseinandersetzungen um die Frage eines Rätesys-
tems oder eines parlamentarischen Systems in der neuen bayerischen Repu-
blik zu. Als am 7. April 1919 die Räterepublik gegen die gewählte Regierung
des Ministerpräsidenten Johannes Ho�mann (SPD) ausgerufen wurde, erhielt
Landauer den Posten des Beauftragten für Volksaufklärung in der ersten Rä-
terepublik des Freistaates Bayern, die in der Regierung zunächst von unab-
hängigen Sozialisten und Pazi�sten wie Ernst Toller und Silvio Gesell oder
Anarchisten wie Erich Mühsam oder Landauer selbst dominiert wurde.

Seine erste und einzige Maÿnahme war das Verbot des Geschichtsunterrichts
an bayerischen Schulen. Drei Tage nach der Machtübernahme der Räteregie-
rung durch Funktionäre der KPD um Eugen Leviné und Max Levien erklärte
Landauer, enttäuscht von deren Politik, am 16. April 1919 seinen Rücktritt
von all seinen politischen Funktionen und Ämtern in der Räterepublik.

Nach der gewaltsamen Niederschlagung der Münchner Räterepublik durch
Reichswehr und Freikorpsverbände wurde Landauer am 1. Mai 1919 in Mün-
chen verhaftet und einen Tag später im Zuchthaus Stadelheim von Soldaten
ermordet.

Landauer wurde kremiert und auf dem Waldfriedhof in München bestat-
tet. Nach der Machtergreifung 1933 zerstörten die Nazis sein 1925 errichtetes
Grabmal, schickten seine sterblichen Überreste der jüdischen Gemeinde von
München und stellten ihr in zynischer Absicht darüber eine Rechnung. Seit-
dem ruht er in einem Gemeinschaftsgrab zusammen mit Kurt Eisner auf dem
Neuen Israelitischen Friedhof (am Münchener Nordfriedhof).

5.14.2 Metaphysik und Religion

Bei der Metaphysik bzw. der Religion muss man bei Landauer zwischen sei-
ner Zeit bis 1900 und der Zeit danach unterscheiden. Bis 1900 vertrat Land-
auer in dem Aufsatz 'Christentum und Anarchismus' (der 1895 im Sozialist
erschienen ist) eine religionsablehnende Position. Vor allem die monotheisti-
schen Religionen (Christentum, Judentum, Islam) lehnte Landauer mit der
Begründung ab, dass er jede O�enbarung leugne. Dies zeigte auch ein Text des
Jahres 1895 in der Artikelserie 'Zur Entwicklungsgeschichte des Individuums',
in dem sich Landauer vor allem für Buddha ausspricht. Seine Hochachtung
für Buddha begründet er damit, dass dieser Argumente für seine Behauptun-
gen liefere, während alle anderen Religionsstifter dies nicht täten. Unter dem
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mystisch-symbolischen Gewand der Lehre von der Seelenwanderung glaubt er
(Buddha) den tiefen 'Kern der Wahrheit' entdeckt zu haben und nun ohne die-
ses Gewand die Wahrheit formulieren zu können. Bis 1903 lehnte Landauer die
religiösen Begri�ichkeiten (Gott, Unsterblichkeit, Jenseits, O�enbarung etc.)
eindeutig ab. Dem stellt er die Forderung nach Rationalität und Aufklärung
entgegen.

In der Schrift 'Skepsis und Mystik', die 1903 erschienen ist, gibt es aber eine
Wende im Denken Gustav Landauers hin zur Mystik. Im Jahre 1903 erscheint
auch eine Übersetzung Landauers: 'Die mystischen Schriften des Meister Eck-
hart', die er ins Hochdeutsche übersetzte. Landauer steht zwar dem Gottes-
begri�, den Meister Eckhart vertritt, immer noch skeptisch gegenüber, denn
er spricht anstatt von Gott eigentlich immer von Welt, Welt-Ich oder Welt-
geist. Das Göttlich-Eine von Meister Eckhart wird gedacht vom Wesen und
der Wonne der Natur aus. Bei Eckhart ist die 'essentia' der Dinge transzen-
dent. Es gibt bei Landauer daher durchaus Argumente, um von Pantheismus
zu sprechen. Landauer schätzte neben Meister Eckhart und anderen Neuplato-
nikern vor allem Spinoza. Landauer hat Meister Eckhart häu�g auch fälschli-
cherweise als Pantheisten bezeichnet. Bei Eckhart ist wohl der Begri� 'Panen-
theismus' ('Alle Dinge sind in Gott') angemessener. Landauers Sicht von der
Religion in den Jahren seiner Mystik-Rezeption lässt sich folgendermaÿen cha-
rakterisieren: Er sieht die konkrete Erscheinungsform des 'kirchlichen Chris-
tentums' nach wie vor als negativ. Zu den von Landauer abgelehnten Gestal-
ten gehören auch 'Pfa�en und Philosophieprofessoren', aber auch Priester und
Gründer philosophischer Systeme, die sich 'schnell bei etwas positiven beru-
higen können'. Mit Sympathie sieht Landauer Jene, 'die leidenschaftlich nach
Ruhe begehrten, aber durch nichts beruhigt werden konnten: die Ketzer, Sek-
tierer und Mystiker'. In 'Skepsis und Mystik' nennt Landauer unter anderem
Dionysius Areopagita, Johannes Scotus Eriugena, Meister Eckhart, Giovanni
Pico della Mirandola, Jakob Böhme, Angelus Silesius und Alfred Mombert.
Deren gemeinsames Merkmal sei, dass sie nicht Begri�e und Begri�ssysteme
intellektuell als richtig anerkennen und daher gegen bestehende Religionsge-
meinschaften sind. Die Sinnenwelt ist diesen Denkern nur etwas Bildliches, und
durch die Absonderung würden sie versuchen, ihr Ich mit der Welt zu verei-
nen. Seine Wertschätzung für die Mystik ermöglicht Landauer dann auch ein
positives Anknüpfen an Christus. Er interpretiert Christus als 'Symbol für die
Gottwerdung des Menschen'. Gottwerdung bedeutet bei Landauer das Aufge-
hen des Ichs in die Welt, und genau das hat Christus gezeigt.

Landauer vollzog im Alter von 22 Jahren den Bruch mit der jüdischen Kul-
tusgemeinschaft. Am Anfang des 20. Jahrhunderts bezieht sich Landauer wie
bereits erwähnt eher auf die christlich-mystische Tradition als auf das Juden-
tum. Etwa um 1907 wendet sich Landauer dann aber wieder bewusst zur jü-
dischen Tradition. Bei dieser Wende sind vor allem auch die religiösen Tradi-
tionen mit eingeschlossen. Einen wichtigen Anstoÿ für die erneute Beschäfti-
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gung mit seiner 'alten' Religion erhielt Landauer von Martin Buber, der mit
Landauer sehr gut befreundet war. Auch Buber beschäftigte sich zu Beginn
des Jahrhunderts mit der christlichen Mystik. Neben der christlichen Mystik
bezieht sich Landauer von dieser Zeit an auch immer wieder auf die 'chassidi-
sche Mystik'.

Interessant sind auch die Begri�e Zeit und Ewigkeit bei Gustav Landauer in
der Schrift 'Skepsis und Mystik'. Eckhart bzw. der Neuplatonismus der christ-
lichen und heidnischen Tradition (Plotin, Augustinus, Dionysius Areopagita,
Scotus Eriugena, Bonaventura etc.) de�niert die Ewigkeit nicht als ewig ausge-
dehnte Zeitspanne, sondern die Ewigkeit ist vielmehr in jedem Augenblick der
Zeit gegenwärtig, sie umfasst die Zeit als Gesamtheit und transzendiert sie da-
mit gleichzeitig. Ein 'abgeschiedener' Mensch, der sich von der Zeit freimachen
kann, erfährt die Ewigkeit durch eine 'mystische Schau' (Plotin). Für Land-
auer ist die Ewigkeit gleichzeitig ein ewiger zeitlicher Verlauf, aber auch die
Quelle des zeitlichen Entwicklungsstromes. Die Vorstellung von Vergangenheit
und Zukunft sei eine 'Raumverfälschung', weil erst durch die Übertragung der
Raumvorstellungen suggeriert würde, wir befänden uns an einem Punkt, von
wo man rückwärts und vorwärts sieht. Die beiden Aussagen, dass die Ewigkeit
einerseits ein ewiger zeitlicher Verlauf sei und andererseits die Quelle für die
Zeit, scheinen sich zu widersprechen. Doch es ist folgendes zu beachten: Zwar
bleibt für Landauer die Ewigkeit an den Ablauf der Zeit gebunden, die ewige
Erneuerung wird aber zur Konstante, wodurch dann in der 'ewigen Gegenwart'
durchaus 'zeitliche Qualitätsunterschiede' erscheinen. Ebenso sprechen auch
die Neuplatoniker (Meister Eckhart) von einem zeitlichen Verlauf, der von der
Ewigkeit, die zugleich der Quellort der Zeit ist, umfasst wird. Die Ewigkeit
kann daher durch die 'mystische Schau' (Plotin) in der Zeit erfahren werden.
Der Schlüssel dazu ist sowohl für Meister Eckhart als auch für Gustav Landau-
er die sogenannte 'Abgeschiedenheit'.

5.14.3 Mystische Anthropologie

Unter mystischer Anthropologie ist zu verstehen, dass im Menschen ein göttli-
cher Funke oder der 'unerscha�ene Seelengrund' (Meister Eckhart) vorhanden
ist, der das eigentliche menschliche Wesen ausmacht und gleichzeitig mit Gott
geeint ist. In der Bibel heiÿt es, 'Der Mensch ist ein Ebenbild Gottes'. Für die
Bestimmung, was das eigentliche Wesen des Menschen ist, beruft sich Land-
auer explizit auf Meister Eckhart. Deshalb ist nach Landauer unser 'Individu-
elles', das fest 'auf sich selbst steht' und sich tief 'in sich selbst zurückzieht'
- zugleich 'unser Allgemeinstes', nämlich das, was uns mit der gesamten all-
einen Welt verbindet und in die Einheit mit dieser führt. Landauer meint in
'Skepsis und Mystik' folgendes (Skepsis und Mystik, 1978, S. 17):

'Je tiefer ich mich in mich selbst heimkehre, um so mehr werde ich der Welt
teilhaftig.' Das völlige Versinken im eigenen Ich bedeutet für Landauer das
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Teilhabe an der Welt. Im Neuplatonismus bzw. bei Meister Eckhart führt die
'Einkehr in sich selbst' letztlich zur Erkenntnis oder zur 'Schau Gottes'. Ein
weiterer Unterschied bei der mystischen Anthropologie, die sich bei Landauer
und Meister Eckhart ergibt, ist das 'Vererbungskonzept', das Landauer propa-
giert. Das Individuum ist für Landauer das Ergebnis einer langen Kette von
Vorfahren, die alle noch dadurch gegenwärtig sind, indem sie die 'Herrschaft'
über das Individuum ausüben. So sei z. B. der aufrechte Gang sichtbarer Aus-
druck der 'Herrschaft' der ersten Menschen über uns. Die Vererbung führte
über unsere menschlichen und tierischen Vorfahren immer weiter bis hin zur
anorganischen Welt. Dieser Gedanke wird in 'Skepsis und Mystik' durch den
bereits genannten mystischen Gedanken bekräftigt, der Mensch habe die ganze
Welt in sich. Unsere gesamte Vorfahrenschaft ist damit in uns. Landauer ver-
bindet dann auch noch die Begri�e Menschheit und menschliche Natur (die er
darüber hinaus als göttlich de�niert).

Die Welt wird natürlich gegenüber dem menschlichen Individuum hervorge-
hoben. Das menschliche Individuum ist wiederum der Gattung Mensch unter-
geordnet. Die Individualisierung des Menschen erfolgt aber aus dem 'Willen
der Welt' und nicht dem Willen des Individuums oder der Gattung. 1895 ver-
trat Landauer noch die These, dass die Individuen aus dem 'Willen der Art'
hervorgehen. Er erklärte zu dieser Zeit auch, dass ein aus der Masse als Eige-
ner, Selbstständiger Herausgetretener um so gröÿeren Ein�uss auf die Mensch-
heit ausüben könne. In Skepsis und Mystik hingegen schreibt er, die Welt habe
die Individuen absondern müssen, damit sie in ihnen aufblitzen und erschei-
nen kann. Denn: 'Die Welt will werden'. Bis 1900 war Landauer auch noch
davon ausgegangen, dass sich das Individuum verwirklichen müsse, um dem
Urbild des fortschreitenden Menschengeschlechtes gerecht zu werden. Ab 1900
kann das menschliche Wesen zu jeder Zeit 'mit der Welt zusammenfallen', das
heiÿt der Mensch kann sich zu allen Zeiten verwirklichen. Die Utopie wird al-
so von der Zukunft in die mystisch erfahrbare 'ewige Gegenwart' verlegt. Der
Sozialismus (Anarchismus) hängt daher in weiterer Folge nicht mehr von einer
bestimmten Entwicklungsstufe der Menschheit ab.
Für Landauer ist die Absonderung notwendig, um zur Gattung Mensch

durchzustoÿen und in weiterer Folge dann zur 'Gemeinschaft mit der Welt'.
Landauer meint in Skepsis und Mystik: 'Je fester ein Individuum auf sich selbst
steht, je tiefer es sich in sich selbst zurückzieht, je mehr es sich von den Ein-
wirkungen der Mitwelt absondert, um so mehr �ndet es sich als zusammenfal-
lend mit der Welt der Vergangenheit, mit dem, was es von Hause aus ist.' Mit
'von Hause aus' meint Landauer die menschliche Gemeinschaft, die mächtiger,
edler und wesentlich älter ist als die dünnen Ein�üsse von Staat und Gesell-
schaft her. Die Absonderung der Individuen hat natürlich nicht nur Konse-
quenzen für diese selbst, sondern sie führt auch die 'abgesonderten Individuen'
durch die 'Absonderung' wieder in die Einheit mit der Welt zurück.
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5.14.4 Politische Philosophie: Ethischer Anarchismus

Aus den oben dargestellten philosophischen Quellen und Werken entwickelte
Landauer einen Anarchismus, der nicht individualistisch war. Landauer ver-
trat schon in den 90-er Jahren des 19.Jahrhunderts den Anarchismus. Er war
zu dieser Zeit vor allem vom individualistischen Ansatz Stirners begeistert.
Landauer wollte aber nicht bei dem extrem individualistischen Ansatz Stir-
ners stehen bleiben, sondern zu einer neuen Allgemeinheit, Einheit und Ge-
meinschaft kommen. Sein 'sozialer Anarchismus' stellte eine Vereinigung der
Individuen auf freiwilliger Basis dar und zwar in kleinen sozialistischen Ge-
meinden, die sich dann frei assoziierend zusammenfügten. Ziel war für Land-
auer immer 'die Emanzipation von staatlicher, kirchlicher oder sonstiger gesell-
schaftlicher Bevormundung und die Suche nach einer Möglichkeit zur Entfal-
tung des Einzelnen in dem seiner Meinung nach allein sinngebenden Zusam-
menhang der Gemeinschaft. Der Ausdruck Anarchismus kommt vom griechi-
schen 'arche'. Arche heiÿt soviel wie Herrschaft und die An-archie ist daher die
Nicht-Herrschaft. Die Ablehnung des Staates ist allen anarchistischen Positio-
nen gemeinsam. Manche lehnen auch bürgerliche Institutionen und Moralvor-
stellungen komplett ab (Kirche, Ehe, Familie). Wobei dieses 'Ablehnen' bereits
immer auf freiwilliger Basis basieren muss, denn Anarchie ist eben frei von
allen Zwängen. Landauer wandte sich auch gegen die Marxisten und Sozialde-
mokraten, denen er vorwarf, dass sie nur einen neuen 'Zwangsstaat' errichten
wollten. Für Landauer war der Anarchismus eine vornehmlich geistige Bewe-
gung fast religiösen Charakters. Auch die Ehe lehnte Landauer im Gegensatz
zu anderen Anarchisten nicht ab, sondern die Ehe war ein Grundpfeiler der
Gemeinschaft im System Landauers. Der 'wahre Anarchismus' ergebe sich aus
der 'inneren Abgeschiedenheit' der Individuen. Hier nochmals die wichtigsten
Punkte des Landauerschen Anarchismus kurz zusammengefasst: Anarchismus
ist Abwesenheit von Zwang (Herrschaft, Hierarchie und Zwangsinstitutionen).
Anarchismus wird selbstverständlich nicht als Terrorismus missverstanden. Das
heiÿt, es geht darum, den Anarchismus gewaltfrei zu erreichen.

Anarchismus kann nicht bloÿ egoistischer Individualismus sein; genau davon
gelte es sich zu befreien. Es geht um die Entwicklung eines eigenständigen und
selbstständigen Individuums, das sich freiwillig in solidarischen Gemeinschaf-
ten zusammenschlieÿt. Voraussetzung für die Eigenständigkeit bzw. Selbststän-
digkeit ist wiederum die 'Absonderung', die zu einer 'Einheit mit der Welt'
führt. Eine Wesensverwandlung des Menschen war laut Landauer notwendig
oder wenigstens eine Umkrempelung des ganzen Menschen, so dass endlich die
innere Überzeugung etwas Gelebtes wird, das dann auch in Erscheinung tritt.
Es ging also um einen 'Anarchismus der Tat' und nicht bloÿ um einen 'theore-
tischen Anarchismus'.
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5.14.5 Geld- und Wirtschaftsphilosophie

In 'Aufruf zum Sozialismus' nennt Landauer drei Punkte für die wirtschaft-
liche 'Sklaverei' des modernen Kapitalismus (wie er es ausdrückt): Das erste
Problem, auf das er hinweist ist das Eigentum an Boden. Aus ihm entspringt
laut Landauer 'die bittende und abhängige Haltung der Besitzlosen'. Derjeni-
ge, der Grund und Boden besitzt, kann dem 'Besitzlosen' den Boden vorent-
halten. Der Besitzlose braucht aber den Boden für Zwecke des direkten oder
indirekten Verbrauches, und es entsteht daher eine Abhängigkeit. Aus dem Bo-
deneigentum und seinem Korrelat, der Bodenlosigkeit, entstehen nach Landau-
er die Sklaverei, die Hörigkeit, der Tribut, die Pacht, der Zins und das Proleta-
riat.

Die Lösung dieses Problems besteht ganz einfach in der Au�ösung des Ei-
gentums an Grund und Boden. Dazu meint Landauer in 'Aufruf zum Sozialis-
mus' (S. 170 der angegebenen Au�age): 'Auch die Aufhebung des Eigentums
wird im wesentlichen eine Umwandlung unseres Geistes sein; aus dieser Wie-
dergeburt heraus wird eine mächtige Neuverteilung des Besitzes hervorgehen;
und in Verbindung mit dieser Neuaufteilung wird der Wille stehen, das Land
in künftigen Zeiten, in bestimmten oder unbestimmten Abständen wieder und
wieder neu zur Verteilung zu bringen.' Die Gerechtigkeit hängt natürlich von
einer inneren geistigen Einstellung des Menschen ab. Für die gerechte Vertei-
lung von Grund und Boden braucht Landauer auch keinen Rechtssanktionis-
mus, denn der Geist der Menschen erkennt 'freiwillig', was eine gerechte Ver-
teilung des Bodens ist.

Das zweite Übel, das Landauer hervorhebt, ist die Überlegenheit des Geldes
als Tauschmittel gegenüber den Waren. Waren verlieren nach einer bestimm-
ten zeitlichen Dauer ihren Wert durch Gebrauch. Das Geld hat die verhängnis-
volle Ausnahmestellung, dass es nur in den Tausch eingeht, nicht aber in den
Verbrauch. Wenn es daher eine rechte Tauschwirtschaft geben soll, dann kann
dieses Geld, das es dort gibt, eine Eigenschaft nicht haben, welche unser Geld
hat, nämlich, dass es einen 'absoluten Wert' hat. Auch den Zins sieht Landau-
er generell als schädlich an, weil dieser ständiges wirtschaftliches Wachstum
kreiert. Das Hauptübel des derzeitigen Geldes ist aber seine Unverbrauch-
barkeit im Gegensatz zur Ware. In der freien Tauschwirtschaft, die Landauer
vorschwebt, muss das Geld gegenüber allen anderen Waren insofern gleich wer-
den, als dass es den Doppelcharakter des Tausches und des Verbrauches trägt.
Landauer bezieht sich vor allem auf die Vorschläge des Ökonomen Silvio Ge-
sell. Er meint (Aufruf zum Sozialismus):

'Sehr wertvoll sind darum die Vorschläge, die Silvio Gesell gemacht hat, um
ein Geld zu �nden, das nicht, wie heute, mit den Jahren an Wert gewinnt, son-
dern umgekehrt von Anfang an progressiv an Wert verliert, so dass der, der
durch Hingabe eines Produktes in den Besitz des Tauschmittels gelangt ist,
kein angelegentliches Interesse haben wird, als es so schnell wie möglich wieder
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gegen ein Produkt einzutauschen und so immer weiter.'
Silvio Gesell ist laut Landauer einer der ganz wenigen, die von Pierre Joseph

Proudhon gelernt haben. Es gibt damit bei der Produktion und beim Erlangen
des Tauschmittels kein anderes Interesse mehr als den Konsum. Dieser Gedan-
ke kommt von Proudhon, der lehrte, wie der schnelle Umlauf von Geld Heiter-
keit und Lebendigkeit ins private Leben bringt, während die Stockung auf dem
Markte und die Verstocktheit des beharrenden Geldes auch das private Leben
ins Stocken bringt. Der Vorschlag, den Silvio Gesell zur Geldreform machte,
sah folgendermaÿen aus: Anstatt des bisherigen Geldes soll das sogenannte
'Freigeld' eingeführt werden. Geld wird in Zettel ausgegeben und parallel dazu
werden Kleingeldzettel herausgegeben, die ähnlich wie Briefmarken abzureiÿen
sind. Dieser Kleingeldzettel dient zur Entwertung des Geldes, weil das Geld
pro Woche um ein Tausendstel weniger wert wird. Der Besitzer eines Zettels
muss jede Woche eine Marke aufkleben, die bestätigt, dass der Geldschein um
ein Tausendstel weniger wert ist. Damit wird der Inhaber des Zettels (des Gel-
des) dazu veranlasst, sein Geld schneller auszugeben. Das Münzgeld soll abge-
scha�t werden und an die Stelle der Reichsbank tritt ein Reichswährungsamt,
das für den Geldverkehr sowie für den Zuschuss und die Regulierung der Geld-
menge zuständig ist. Das Reichswährungsamt zieht auch am Ende des Jahres
alle Geldscheine (Zettel) aus dem Verkehr und führt neue ein. Dieses Konzept
von Silvio Gesell wurde von Gustav Landauer voll unterstützt.
Der dritte Angelpunkt der 'Sklaverei', den Landauer nennt, ist der Mehr-

wert. Wert bedeutet zunächst, eine Forderung gegenüber jemandem zu haben.
Hier ist also der wirtschaftliche Wert und nicht ein ethischer Wert gemeint.
In dem Wort Wert ist die Forderung enthalten, dass der Preis dem jeweili-
gen materiellen Wert gleich sein soll. Der jeweilige Preis ist aber in der Regel
viel höher als die Summe der Löhne, die für das Produkt aufgewendet werden
musste, weil der Mensch jeden Vorteil ausnutzen will, nicht bloÿ den des Ei-
gentums, sondern auch den der Seltenheit eines begehrten Produktes oder die
Unkenntnis des Konsumenten. So kann die Arbeit mit ihrem Lohn auf jeden
Fall nicht alles kaufen, was sie hergestellt hat, so dass ein erheblicher Teil für
die Kaufkraft des Pro�ts übrigbleibt.

Landauer kritisiert den Marxismus in 'Aufruf zum Sozialismus' folgenderma-
ÿen:
'Hier geht es darum, darauf hinzuweisen, dass die einseitige Betonung der

Lohnfrage von seiten der Arbeiter und ihrer Gewerkschaften im Zusammen-
hang steht mit der falschen Au�assung des Mehrwerts von seiten der Marxis-
ten. Wir haben früher gesehen, wie Lohn und Preis sich gegenseitig bedingen;
wir haben jetzt darauf verwiesen, dass die Au�assung ganz verkehrt ist, nach
der der sogenannte Mehrwert eine absolute Gröÿe wäre, die beim Unterneh-
mertum entstünde und von da in die andern Kapitalistenkategorien ab�össe.'

Diese analytischen Fehler wurden jedoch nur von einigen Vulgärmarxisten
begangen. Das von Landauer Kritisierte wurde von Marx selbst schon als Ka-
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pitalfetischismus erkannt (Produktivkraft der Arbeit erscheint als Produktiv-
kraft des Kapitals, da dieses erst die unterschiedlichen Arbeiten zu einem pro-
duktiven Prozess verweben kann).

Die Wahrheit besteht für Landauer darin - wobei er zu Marx' Schluss kommt
-, dass all und jeglicher Pro�t der Arbeit entzogen wird. Es gibt an und für
sich keine Produktivität des Eigentums und keine Produktivität des Kapitals,
sondern nur eine Produktivität der Arbeit.

Die Marxisten unterliegen gemäÿ Landauer einem ganz grundlegenden Irr-
tum, nämlich dass das Sein das Bewusstsein bestimme, und nicht umgekehrt.

Wie fast alle Sozialisten, so hat auch Landauer, er aber besonders intensiv,
Beziehungen zu den Gedanken Max Stirners.
http://www.projektmaxstirner.de/land.htm
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5.15 Friedrich Ebert

Friedrich Ebert (* 4. Februar 1871 in Heidelberg; � 28. Februar 1925 in Ber-
lin) war Politiker der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, ab 1913 SPD-
Vorsitzender und ab 1919 der erste Reichspräsident in der Weimarer Republik.

5.15.1 Jugend und erste politische Erfahrungen (1871 � 1890)

Friedrich Ebert wurde am 4. Februar 1871 in Heidelberg als viertes von sechs
Kindern geboren. Sein Vater Karl war Schneidermeister, stammte aber wie
auch die Mutter Katharina (geb. Hinkel) aus einer kleinbäuerlichen Familie.
Ungewöhnlich für die Zeit war, dass die Mutter Protestantin der Vater aber
praktizierender Katholik war.
Der Vater beschäftigte zeitweise Gesellen und Lehrlinge. Der Wohlstand der

Familie war zwar nur bescheiden, aber doch gröÿer als bei Arbeiterfamilien
der Zeit. So mussten die Kinder etwa nicht neben der Schule regelmäÿig arbei-
ten. Friedrich besuchte die Volksschule, ohne dort positiv oder negativ beson-
ders aufzufallen. Der von einigen Biographen erwähnte Wunsch Eberts Priester
werden zu wollen, wäre als Weg des sozialen Aufstiegs nicht ungewöhnlich ge-
wesen, Belege dafür gibt es allerdings nicht.
Zwischen 1885 und 1888 lernte er das Handwerk des Sattlers. In der Ge-

werbeschule hat Ebert so groÿen Eindruck auf einen der Lehrer gemacht, dass
dieser gar zu einem Studium riet. Jedoch legte er nie die Gesellenprüfung ab.
Der äuÿere Anlass war eine Ohrfeige seines Meisters J.P. Rummel vier Wochen
vor Ablauf der Prüfung. Anschlieÿend begab sich Ebert zwischen 1888 und
1891 auf Wanderschaft. Er berührte dabei vor allem das südliche und westliche
Deutschland. Stationen waren unter anderem Karlsruhe, München, Mannheim,
Kassel, Hannover, Braunschweig, Elberfeld, Remscheid, Quakenbrück und zum
Schluss Bremen.
Unterwegs engagierte er sich für den Zusammenschluss von Handwerkern

in Gewerkschaften und Fachvereinen. Er war zeitweise von Arbeitslosigkeit
betro�en. In Mannheim lernte er durch einen dort lebenden Stiefbruder seines
Vaters die sozialistische und gewerkschaftliche Bewegung kennen und trat um
1889 � das genaue Datum ist unbekannt � in die Sozialistische Arbeiterpartei
Deutschlands (SAP) ein, die 1890 in Sozialdemokratische Partei Deutschlands
umbenannt wurde. Ebenfalls 1889 trat er dem Sattlerverband bei. In dieser
Zeit bekam Ebert auch erstmals Einblick in marxistische Schriften aber auch
Werke von Ferdinand Lassalle. Auch wenn diese Lektüre für die Ausbildung
seines politischen Standpunktes wichtig gewesen war, ist Ebert nie tiefer in die
marxistische Theorie eingedrungen.
Schon bald nach seinem Eintritt in Partei und Gewerkschaft war er als Agi-

tator und Organisator tätig. So wurde er 1889 Schriftführer des Sattlerver-
bandes in Hannover. In Städten wo er im Verlauf seiner Wanderschaft keine
Zweigstellen vorfand, hat Ebert diese gegründet. In Kassel organisierte er so-
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gar einen erfolgreichen Arbeitskampf. Er wurde nicht nur vom Staat im Rah-
men des Sozialistengesetzes, bis zu dessen Aufhebung 1890, beobachtet, son-
dern wurde von den Arbeitgebern als unliebsamer Agitator auf 'Schwarze Lis-
ten' gesetzt.

5.15.2 Bremer Jahre (1892-1905)

Familie und Beruf

Im Mai 1891 kam Ebert nach Bremen, wo er 14 Jahre lang lebte. Auch hier
engagierte er sich für Partei und Gewerkschaft. Er wurde Vorsitzender des ört-
lichen Sattlerverbandes. Auÿerdem leitete er bald, dass noch nicht legale Orts-
kartell der freien Gewerkschaften.
Nach dem Tod des Vaters kehrte Ebert 1892 kurze Zeit nach Heidelberg zu-

rück. Da er deswegen seine Arbeitsstelle aufgeben musste, versuchte er nach
der Rückkehr nach Bremen als selbstständiger Handwerker und Gelegenheits-
arbeiter zu existieren. Im März 1893 erhielt Ebert eine Festanstellung als Re-
dakteur bei der 'Bremer Bürger-Zeitung', der Zeitung der Bremer SPD. Aber
bereits 1894 schied er aus der Redaktion wieder aus. Stattdessen übernahm
Ebert die Gastwirtschaft 'Zur guten Hilfe' als Pächter. Geschätzt hat er diese
Tätigkeit nicht und hat sie später in o�ziellen Lebensläufen nicht angegeben.
Politisch war die Wirtschaft als Tre�punkt für Gewerkschafter und Sozial-

demokraten von Bedeutung. Materiell erlaubte der Betrieb Ebert noch im Mai
1894 die Heirat mit Louise Rump (1873 � 1955) und die Gründung einer Fami-
lie. Die Eheleute hatten vier Söhne und die Tochter Amalie (1900-1931). Die
Söhne Georg (1896 � 1917) und Heinrich (1897 � 1917) �elen im ersten Welt-
krieg. Der älteste Sohn Friedrich (1894 � 1979) war ebenfalls politisch aktiv
und wurde nach dem zweiten Weltkrieg Oberbürgermeister in Ostberlin. Karl
(1899 � 1975) wurde nach 1945 Landtagsabgeordneter in Baden-Württemberg.

5.15.3 Politische Anfänge

Wegen seiner zahlreichen Reden für Partei und Gewerkschaften schätzte ihn
die Polizeibehörde bereits 1891 als eifrigsten Agitator in Bremen ein. Seine
Reden basierten dabei auf gründlichen Recherchen, zeichneten sich aber auch
durch Scharfzüngigkeit und Ironie aus. Allerdings kam es auch vor, dass er in
Diskussionen die Beherrschung verlieren konnte und Kritiker warfen ihm ein
arrogantes Auftreten vor.
Im Jahr 1892 legte Ebert eine Untersuchung über die 'Lage der Arbeiter

im Bremer Bäckergewerbe' vor. Ein Jahr später wurde er Mitglied der Press-
kommission der Partei für die Bremer Bürgerzeitung. Im März 1894 wurde er
Parteivorsitzender in Bremen, behielt diese Position aber nur bis 1895. In den
Wahlkämpfen zur Bremer Bürgerschaft war Ebert seit 1896 für die SPD füh-
rend beteiligt. Im selben Jahr war er erstmals Delegierter auf einem Reichspar-
teitag der SPD. Im Jahr 1897 wurde Ebert verantwortlich für die Agitation im
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ländlichen Umland Bremens. In diesem Zusammenhang kandidierte er erstmals
1898 in dem sicheren Zentrumswahlkreis Vechta erfolglos für den Reichstag.
Seit 1902 wurde Ebert erneut Mitglied im Parteivorstand von Bremen.
Im Laufe der Zeit wurde die Sozialpolitik zum eigentlichen Schwerpunkt von

Eberts politischer Tätigkeit. Sein Gasthaus wurde eine Anlaufstelle für Rat-
suchende. Dadurch wurde er mit den Nöten der Arbeiterbevölkerung vertraut.
Diese wurde prägend für ihn. Um die konkreten Probleme zu lösen, waren für
Ebert staatliche Hilfen unerlässlich. Dies beein�usste seine politische Haltung.
Wichtiger als die Ho�nung auf den Zusammenbruch des Kapitalismus wurde
für ihn die Bekämpfung aktueller sozialer Missstände. Der Gewinn von Wahlen
war für Ebert das zentrale Mittel um die herrschenden Schichten zu Verände-
rungen zu bewegen. Die Mitarbeit in den Parlamenten, mit dem Ziel für die
arbeitende Bevölkerung Verbesserungen zu erzielen, machte die Suche nach
Kompromissen mit anderen politischen Parteien nötig und implizierte auch
eine gewisse Anerkennung des bestehenden Systems.

5.15.4 Arbeitersekretär

Lange Zeit dominierte bei Ebert nicht die politische, sondern die gewerkschaft-
liche Arbeit. Er blieb Vorsitzender des Sattlerverbandes in Bremen und war
führend im örtlichen Gewerkschaftskartell tätig. Die von Ebert in seiner Gast-
wirtschaft geleistete ehrenamtliche soziale und rechtliche Beratertätigkeit wur-
de rasch sehr umfangreich und es entstand in den Bremer Gewerkschaften die
Idee diese Tätigkeit durch die Anstellung eines Arbeitersekretärs zu professio-
nalisieren. Beschlüsse dazu gab es bereits seit 1897, diese scheiterte aber am
Widerstand der Einzelgewerkschaften. Erst im Jahr 1900 wurde Ebert als Ar-
beitersekretär eingestellt. Dies ermöglichte es ihm die wenig geliebte Gastwirt-
schaft aufzugeben.
In einer längeren Studienreise, die ihn unter anderem nach Nürnberg und

Frankfurt am Main führte, machte sich Ebert mit seiner neuen Aufgabe ver-
traut. Er selbst verfasste danach ein für das Bremer Sekretariat geltende Re-
gulativ, dass unter anderem vorsah nicht nur Gewerkschaftsmitglieder, sondern
alle Ratsuchende zu beraten.
Da sich bald herausstellte, dass Ebert allein die Aufgaben nicht bewältigen

konnte, wurde noch im Jahr 1900 Hermann Müller als weiterer Sekretär ein-
gestellt. Neben der Beratungstätigkeit nahmen die Sekretäre auch statistische
Untersuchungen zur sozialen Lage in Bremen vor. Damit füllten Müller und
Ebert eine Lücke, weil das statistische Büro der Stadt Bremen damals keine
vergleichbaren Daten verö�entlichte. Herausragend war dabei die Arbeit: 'Er-
gebnis einer statistischen Erhebung über die Lebensverhältnisse der bremischen
Arbeiter' von 1902. Enthalten waren Daten zu den Arbeits-, Lohn- und Wohn-
verhältnissen in der Hansestadt. In der Folge begannen auch die städtischen
Behörden entsprechende Statistiken zu verö�entlichen.

86



5 Wichtige Personen

5.15.5 Fraktionsvorsitzender in der Bürgerschaft

Trotz des für die Sozialdemokraten sehr hinderlichen Achtklassenwahlrechts
gelang es Ebert mit groÿer Mehrheit in einer Nachwahl im Jahr 1900 in die
Bremer Bürgerschaft gewählt zu werden. Obwohl er neu im Stadtparlament
war, wurde er von seiner Fraktion zum Vorsitzenden gewählt. Er konzentrier-
te sich im Parlament auf die Sozial- und Wirtschaftspolitik, kümmerte sich
aber auch um verfassungsrechtliche Probleme. Er gehörte mehreren Kommis-
sionen und Deputationen an. Auf Grund der besonderen Struktur der bremi-
schen Verfassung konnte die Fraktion allerdings nur wenige Anträge erfolgreich
durchbringen. Dies war ein Grund, die liberale Vorherrschaft als 'Klassenherr-
schaft' scharf anzugreifen. Der Kurs der Fraktion unter Eberts Leitung war
gekennzeichnet einerseits von konstruktiver Mitarbeit, andererseits aber in
grundlegender Kritik und Forderung nach Verfassungsreformen.

5.15.6 Stellung zu den innerparteilichen Kon�iktfragen

Ebert sah Anfangs kein Problem darin, diese Parlamentarismusstrategie mit
dem marxistischen Zielen des Erfurter Programms zu vereinbaren. Er vertrat
lange einen strikt zentristischen Kurs. Das heiÿt er hielt an der Idee des Klas-
senkampfes, der Überführung des Privateigentum in Gemeinbesitz fest und
setzte auf den Zusammenbruch des kapitalistischen Systems. Gleichzeitig war
ihm die praktische Arbeit für eine Verbesserung der Lebensbedingungen ein
zentrales Ziel. Als Gefolgsmann von August Bebel war er Gegner der linken
Kritiker der 'Jungen' wie auch des Reformisten Georg von Vollmar und später
der Revisionisten um Eduard Bernstein.
Für Ebert wurde bereits in dieser Zeit die organisatorische Stärke von Ge-

werkschaften und Partei von zentraler Bedeutung. Für ihn war klar, dass nur
eine gröÿtmögliche Stärke und innere Geschlossenheit die sozialistische Bewe-
gung in die Lage versetzen würde, den politischen Gegnern und den Arbeitge-
bern Zugeständnisse abzuringen. Da er meinte, der innerparteiliche Streit wür-
de der Parteieinheit schaden, äuÿerte sich Ebert 1899 zu diesen theoretischen
Streitigkeiten ablehnend. Als der Revisionismusstreit 1903 wieder au�ammte
stimmte Ebert als Parteitagsdelegierter der Ablehnung der Thesen Bernsteins
zwar zu, äuÿerte sich hinterher aber di�erenzierter. Er sprach von einer not-
wendigen Zusammenfassung des revolutionären und evolutionären Weges und
bezeichnete dies als 'Diagonale der Kräfte.' Sollte man dies als Revisionismus
verstehen, bestünde der Groÿteil der Partei aus Revisionisten. Wiederum for-
derte er die theoretischen Auseinandersetzungen zu Gunsten der praktischen
Arbeit zu beenden. Scharfe Kritik übte eine von Ebert durchgesetzte Resolu-
tion in Bremen gegen die Person von August Bebel. Insgesamt lässt sich ein
allmähliches Abrücken von älteren Positionen beobachten. Ebert hat sich im
Laufe der Jahre zumindest teilweise vom Erfurter Programm entfernt. Kritik
von Teilen der Bremer SPD brachte ihm 1900 auch seine positive Beurteilung
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der überparteilichen Zusammenarbeit in der Bildungseinrichtung 'Goethebund'
ein. Das Ebert zu dem Zeitpunkt sich von der Mehrheit der Partei entfernt
hatte, zeigt der Beschluss der Partei die Zusammenarbeit mit den Liberalen in
diesem Bund einzustellen.

5.15.7 Aufstieg innerhalb der Partei (1904-1913)

Parteiorganisator

Allmählich wurde Ebert innerhalb der SPD auch überregional bekannt. Dazu
beigetragen hat der Reichsparteitag von 1904 der in Bremen tagte. Als Präsi-
dent leitete Ebert den Parteitag in kompetenter Weise und zeigte sich dieser
Aufgabe gewachsen. Innerhalb Bremens dagegen verlor er und der von ihm re-
präsentierte eher reformerisch eingestellte Flügel während linkere Kräfte um
Heinrich Schulz und Alfred Henke nach vorne drängten. Zwar war der Gegen-
satz noch nicht so deutlich wie in späteren Jahren, wozu Ebert durch eine aus-
gleichende Haltung beigetragen hatte, allerdings war er mit seiner Position in
Bremen nicht mehr recht zufrieden.
Er bewarb sich daher um eine neu gescha�ene Stelle eines Parteisekretärs

beim Parteivorstand. Gegen Hermann Müller wurde Ebert vom Parteitag 1905
gewählt. Müller erhielt ein Jahr später eine vergleichbare Position. Damit ge-
hörte Ebert dem Vorstand der Partei an. Diese Position bedeutete eine deutli-
che �nanzielle Besserstellung. Grund für die Scha�ung der neuen Position war,
dass die sieben besoldeten Mitglieder des Parteivorstandes jemanden brauch-
ten, der die bürokratische Routinearbeit übernahm, für die neben der politi-
schen Arbeit in der Partei oder im Reichstag keine Zeit blieb. Im Gegensatz zu
späteren Legenden baute Ebert am Parteivorstand allerdings keinen bürokrati-
schen Apparat auf, mit dessen Hilfe er später zum Parteivorsitzenden aufstei-
gen konnte. Vielmehr widmete er sich zunächst darum einen korrekten Über-
blick über die Mitgliederzahlen zu gewinnen und die Organisation der Partei
auf lokaler und regionaler Ebene zu fördern. Allerdings war die Konzeption
nicht allein Eberts Sache sondern wurde von einer Gruppe von Vorstandsmit-
gliedern insbesondere Wilhelm Dittmann vorangetrieben.
Die praktische Umsetzung lag dabei indes bis 1909/10 vorwiegend in Eberts

Händen. Die Beziehung zu den Untergliederungen wurde Eberts Hauptaufgabe.
Er reiste zu den Parteigliederungen im Land, überwachte die Umsetzung der
Parteitagsbeschlüsse und half in organisatorischen und politischen Fragen,
schlichtete interne Kon�ikte und trug die Wünsche und die Kritik der Gliede-
rungen im Parteivorstand vor. Eben dies machte Ebert unter den vielen haupt-
und nebenamtlichen Funktionären bekannt, die ihn wegen seines unermüdli-
chen Einsatzes schätzen lernten.
Innerhalb des Vorstandes gewann er allmählich auch an Statur. Von groÿer

Bedeutung war, dass August Bebel seine anfänglichen Reserven gegen Ebert
abbaute und ihm vertraute. Neben der rein bürokratischen Arbeit wurden
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Ebert daher zunehmend auch politisch bedeutsame Aufgaben übertragen. So
wurde er der Verbindungsmann der SPD zur Generalkommission der Gewerk-
schaften. Durch seine Teilnahme an Gewerkschaftssitzungen kannte er die in-
ternen Vorgänge in der Generalkommission genauso gut wie die in der Par-
teiführung. Da die Arbeiterjugendbewegung von Gewerkschaften und Partei
gemeinsam getragen wurde, war der Mittelsmann Ebert faktisch deren Leiter.
Zwar erhielt er in diesem Zusammenhang auch gewisse ausländische Kon-

takte, aber die internationalen Beziehungen und auÿenpolitische Fragen blie-
ben für Ebert ein Randthema. Abgesehen davon und der Bildungspolitik war
Ebert mit den zentralen politischen Fragen und natürlich der Organisation
bald besser vertraut als die meisten übrigen Mitglieder des Vorstandes. Nach
dem Tod von Paul Singer 1911 wurde Ebert bereits für die Position als zweiter
Vorsitzender gehandelt. Er selbst lehnte die Wahl ab und empfahl stattdessen
Hugo Haase, der schlieÿlich auch gewählt wurde. Für seine inzwischen errei-
che Stellung spricht, dass 102 Delegierte für den nicht kandidierenden Ebert
stimmten.

5.15.8 Reichstagsmitglied und Parteivorsitz

Im Jahr 1912 kandidierte Ebert im Reichstagwahlkreis Elberfeld-Barmen. Be-
merkenswert daran ist, dass die dortige Partei eher links eingestellt war. Dies
deutet darauf hin, dass Ebert nicht als Reformist oder Revisionist, sondern als
Mann des Ausgleichs und Wahrer der Parteieinheit angesehen wurde. Weiter
fällt auf, dass Ebert nicht in einem für die Partei sicheren Wahlkreis antrat.
Trotz erheblicher Anstrengungen gelang es ihm nicht, das Mandat im ersten
Wahlgang zu erringen, dies gelang erst in der Stichwahl. In den folgenden Jah-
ren hielt er engen Kontakt mit seinem Wahlkreis und setzte sich für ihn im
Reichstag ein.
Die SPD Fraktion war 1912 mit 110 Abgeordneten die stärkste politische

Kraft im Reichstag geworden. Obwohl Ebert neu war, wurde er sofort in den
siebenköp�gen Fraktionsvorstand gewählt. Im Plenum konzentrierte sich Ebert
auf die Sozialpolitik und die Besoldungsfrage. Insgesamt sprach er nur selten
im Parlament und nie zu ö�entlichkeitswirksamen Streitfragen.
Nach dem Tod von August Bebel war Ebert wegen seiner Arbeit in Partei

und Fraktion, seinen engen Beziehungen zu den Gewerkschaften und den Glie-
derungen der Partei der klare Favorit für dessen Nachfolge. Mit groÿer Mehr-
heit wurde er neben Haase zum Vorsitzenden gewählt. Seine Hauptaufgabe
sah er darin, die auseinanderstrebenden Flügel zusammenzuhalten. Weiterhin
waren ihm die konkreten kleinen Schritte zur Verbesserung der Lebensbedin-
gungen wichtiger, als die ideologischen Auseinandersetzungen.
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5.15.9 Erster Weltkrieg (1914 � 1918)

Zustimmung zu den Kriegskrediten

Ebert wurde 1914 im Urlaub von der 'Juli-Krise' überrascht, die auf das Atten-
tat von Sarajevo folgte. Er reiste nach Zürich, um im Fall eines SPD-Verbots
eine Auslandsleitung aufzubauen und die Parteikasse in Sicherheit zu brin-
gen. Ebert blieb nicht in der Schweiz und war am 4. August wieder in Berlin.
Damit hatte er den Beschluss in der Reichstagsfraktion zur Bewilligung von
Kriegskrediten verpasst. Allerdings machte er sofort deutlich, dass er hinter
der Mehrheit der Fraktion und nicht hinter der Minderheit um Haase stände.
Über die folgenden Reichstagssitzung berichtete er später: 'Der Krieg mit Ruÿ-
land und Frankreich war zur Tatsache geworden. England lag auf der Lauer,
um unter irgendeinem Vorwand ebenfalls loszuschlagen. Italien macht nicht
mit, und Österreich ist eben Österreich. Die Gefahr ist groÿ, auch unsere Leu-
te standen unter diesem Eindruck.
Damit drückte er nun bereits die Mehrheitsmeinung der Parteibasis aus, die

in Deutschland wie fast überall in Europa innerhalb weniger Tage von massen-
hafter Ablehnung zu begeisterter Zustimmung umgekippt war. Fast alle Arbei-
terparteien Europas glaubten der nationalen Propaganda, hielten das Verhal-
ten der eigenen Regierungen für 'Verteidigung', das der anderen für 'Angri�'
und stellten die innenpolitischen Gegensätze zugunsten der 'nationalen Ein-
heit' zurück. Daran zerbrach die 2. Internationale. Ebert begründete dies mit
dem Satz: Wir lassen das Vaterland in der Stunde der Gefahr nicht im Stich.
Ebert und mit ihm andere Befürworter der Kriegskredite verbanden mit

dieser Entscheidung aber auch die Ho�nung, gewissermaÿen als Preis für die
Zustimmung konkrete Zugeständnisse in wirtschaftlicher, sozialer und politi-
scher Hinsicht durchsetzen zu können. Auch die Konservativen befürchteten,
dass vor dem Hintergrund des von Kanzler Theobald von Bethmann Hollweg
ausgerufenen Burgfriedens, sich die Gewichte zu ihren Ungunsten verschieben
könnten.

5.15.10 Ende der Parteieinheit

Trotz seiner Haltung zu den Kriegskrediten versuchte Ebert in der Folgezeit
alles zu tun, um die bedrohte Parteieinheit aufrecht zu erhalten. Damit ging
er zunächst auch mit den Kritikern konform. In der Fraktion schien der Aus-
gleichsversuch aufzugehen. Als im Dezember 1914 eine weitere Bewilligung von
Kriegskrediten anstand, gelang es noch einmal die Fraktionsmitglieder auf die
Linie Eberts einzuschwören. Lediglich Karl Liebknecht verweigerte seine Zu-
stimmung. In der Folge brachen die inneren Kon�ikte o�en aus. Der rechte
Partei�ügel etwa Eduard David, Wolfgang Heine oder die Gewerkschaftsvertre-
ter verlangten den Ausschluss Liebknechts aus der Fraktion. Ebert und Haa-
se versuchten dies zu verhindern. Auch als Haase gegen den ausdrücklichen
Wunsch Eberts am 21. Dezember 1915 eine Sondererklärung der Gegner von
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Kriegskrediten abgab, sprach sich Ebert gegen einen Ausschluss der Minder-
heit aus. Am 11. Januar 1916 trat Haase als Partei- und Fraktionsvorsitzender
zurück Bei der Wahl zum Fraktionsvorsitzenden verweigerten Ebert nicht nur
die Linken sondern auch ein Teil der Rechten die Zustimmung. Nur mit einer
knappen Mehrheit wurde Ebert gewählt. Noch immer hielt er den Bruch der
Fraktionseinheit für vermeidbar. Dazu trug auch bei, dass er erkannte, dass
sich die Minderheit aus widersprüchlichen Strömungen zusammensetzte. Da
war die radikale Linke, die auf revolutionäre Veränderungen ho�te und da war
eine vor allem pazi�stisch geprägte Gruppe, die wie Eduard Bernstein vor dem
Krieg zu den Revisionisten gehört hatte.
Als im März 1916 die Fraktionsminderheit unter Haase im Plenum gegen

den Mehrheitsbeschluss für weitere Kredite stimmte, war es Ebert der diesem
'Diziplinbruch' und 'Treulosigkeit' vorwarf und nun seinerseits den Ausschluss
verlangte. Die Mehrheit begann jetzt auch auÿerhalb der Fraktion ihre bes-
seren Verbindungen zum Apparat der Partei und zu den Gewerkschaften zu
nutzen, um ihre Haltung durchzusetzen. Der Parteivorstand ersetzte zudem die
mehrheitlich links stehende Redaktion des Vorwärts durch eigene Leute. Letzt-
lich war die Spaltung der Partei nicht mehr aufzuhalten. Am 16. März 1916
wurden die Kriegsgegner aus der gemeinsamen Fraktion, im Januar 1917 auch
aus der Partei ausgeschlossen. Nach einem weiteren verlustreichen Hungerwin-
ter, ersten spontanen Massenstreiks und dem Kriegseintritt der USA gründe-
ten sie im April 1917 die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands (USPD).

5.15.11 Bemühen um innenpolitische Reformen

Die Ho�nung Eberts auf eine Wende in der Innenpolitik erfüllte sich nicht.
Lediglich beim Hilfsdienstgesetz konnten gewisse Zugeständnisse zu Guns-
ten der Arbeiter erreicht werden. Das Ausbleiben von Reformen führte 1917
zur Bildung einer neuen Mehrheit im Parlament aus (M)SPD, Zentrum, Fort-
schrittspartei und Teilen der Nationalliberalen. Diese Parteien arbeiteten bei
der Friedensresolution vom Juli 1917 zusammen. Diese sprach sich für einen
'Frieden ohne Annexionen' aus. Dabei entsprach der Text in weiten Teilen den
Forderungen der Sozialdemokraten. Als die Regierung keine Anstalten mach-
te, die Reform des Dreiklassenwahlrechts in Angri� zu nehmen, drohte Ebert
im Hauptausschuss damit die nächsten Kriegskredite zu verweigern. Ebert und
die Fraktion waren die treibenden Kräfte zur Bildung des interfraktionellen
Ausschusses, der versuchen sollte die Reformforderungen durchzusetzen. Dies
führte zunächst dazu, dass Bethmann-Hollweg stürzte und die Oberste Heeres-
leitung ein stärkeres Gewicht bekam.
Ebenfalls im Jahr 1917 kam es zu ersten groÿen Demonstrationen und Streiks

gegen den Krieg. Für die MSPD wurden diese insoweit zu einem schwerwiegen-
den Problem, weil die USPD dadurch gestärkt wurde. Bemerkenswerterweise
hat Ebert die USPD, gegen die der neue Reichskanzler Georg Michaelis im
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Sommer 1917 verschärft vorging, verteidigt. O�en drohte er: 'Sollte aber die
Reichsleitung wirklich eine solche Politik einschlagen . . . , so werden wir es als
unsere höchste Aufgabe betrachten, sie mit dem Einsatz unserer ganzen Kraft
und unseres ganzen P�ichtbewusstseins auf das rücksichtsloseste zu bekämp-
fen.' In der Folge stürzte die Regierung. An der folgenden Regierungsbildung
unter Georg von Hertling war Ebert in starkem Maÿ beteiligt. Allerdings er-
füllte auch diese neue Regierung die Friedens- und Reformho�nungen nicht.
Stattdessen war sie verantwortlich für den Gewaltfrieden von Brest-Litowsk.
Dies lieÿ Ebert und die Fraktion wieder in Opposition gegen die Regierung ge-
hen.
Im Land verschärften sich indessen die Proteste und führten im Januar zum

groÿen Munitionsarbeiterstreik in Berlin. Der MSPD drohten angesichts der
Agitation der USPD und des kleinen aber aktiven Spartakusbundes die Mas-
senbasis wegzubrechen. Obwohl Ebert den Streik ablehnte, beteiligte er sich
an der Streikleitung. Nach dem Krieg haben Linke ihn deshalb als Arbeiter-
verräter bezeichnet, während die Rechte Ebert als Volksverräter di�amierte.
Tatsächlich hat er sich beteiligt, weil er zum einen die Forderungen für legitim
hielt, ihn aber zum anderen rasch beenden wollte, weil er meinte, dass er nicht
zur Erreichung des Friedens beitragen würde.

5.15.12 Parlamentarisierung des Reiches

Auf der parlamentarischen Ebene kam es seit September 1918 zu neuen Be-
mühungen um eine Parlamentarisierung des Reiches und eines raschen Kriegs-
endes. Am 12. September machte Ebert deutlich, dass die SPD die Regierung
Hertling wegen ihrer Unterordnung unter die OHL nicht unterstützen würde.
Grundsätzlich zeigte sich die SPD bereit, nunmehr in die Regierung einzu-
treten. Dabei machte sie unter anderem zur Bedingung nicht in eine Allpar-
teienkoalition eintreten zu wollen, sondern strebte eine Regierung aus den im
interfraktionellen Ausschuss vertretenden Parteien an. Diese Regierung soll-
te sich dabei auf einen raschen Friedensschluss und innenpolitische Reformen
festlegen. Damit verband Ebert die Ho�nung auf diese Weise eine drohende
Revolution noch abwenden zu können.
Letztlich setzten sich Ebert und Scheidemann mit diesem Kurs durch. Diese

neue Regierung wurde unter Prinz Max von Baden gebildet. Gelingen konnte
dies nicht zuletzt, weil die OHL selbst auf eine Parlamentarisierung drängte.
Grund dafür war, dass die Niederlage der deutschen Streitkräfte spätestens
seit dem Schwarzen Tag des deutschen Heeres am 8. August 1918 unausweich-
lich geworden war. Insbesondere Erich Ludendor� wollte die Verantwortung
dafür den Mehrheitsparteien im Parlament zuschieben.
Im Reich kam es am 28. September 1918 mit der Änderung der Verfassung

zu einer Parlamentarisierung und Philipp Scheidemann trat in die Regierung
ein, aber in Preuÿen kamen Reformen nicht voran und Verhandlungen über
einen Wa�enstillstand verzögerten sich. Ebert hatte sich während des Krieges
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vom Republikaner zu einem Vernunftmonarchisten gewandelt, weil er meinte,
dass ein Ende der Monarchie von einem Groÿteil der Bürger nicht mitgetragen
werden könnte. Noch am 6. November drängte er vor dem Hintergrund der
beginnenden Revolution auf den Rücktritt des Kaisers und des Kronprinzen zu
Gunsten eines anderen Mitglieds der Hohenzollernfamilie.
Als dies scheiterte stellte die SPD am 7. November ultimative Forderungen

zum Verbleib in der Regierung und versuchte sich so an die Spitze der Volks-
bewegung zu stellen, die einen Thronverzicht von Kaiser und Kronprinz for-
derte. Ebert machte nun in Gesprächen unter anderem mit Max von Baden
deutlich, dass die SPD einen politischen Führungsanspruch erheben würde
mit dem Ziel eine revolutionäre Umsturzbewegung zu verhindern. In diesem
Zusammenhang äuÿerte Ebert: 'Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die
soziale Revolution unvermeidlich. Ich will sie aber nicht, ja ich hasse sie wie
die Pest.'

5.15.13 Novemberrevolution (1918/19)

Bildung des Rates der Volksbeauftragten

Nach der Matrosenmeuterei in Kiel kam es zu Entwa�nungen, Rathausbeset-
zungen, Massendemonstrationen und Verbrüderungen von Arbeitern und de-
sertierten Soldaten im ganzen Reich. Die Novemberrevolution gri� in wenigen
Tagen auf alle deutschen Städte über. Ebert versuchte erfolglos, dies durch
Entsendung Gustav Noskes nach Kiel aufzuhalten.
Am 9. November 1918 begannen spontane Aufstände in Berlin: Daraufhin

übertrug Max von Baden aus eigener Verantwortung das Amt des Reichskanz-
lers auf Ebert: Ich lege ihnen das Schicksal des Deutschen Reiches ans Herz.
Zugleich verkündete der Prinz die Abdankung von Kaiser Wilhelm II. oh-
ne dessen Zustimmung und ohne Rückhalt in der Verfassung. Scheidemann
rief daraufhin ö�entlich die Republik und Ebert als ihren Reichskanzler aus.
Dies geschah gegen Eberts Willen, der die Kontinuität zum Kaiserreich wah-
ren wollte, bis eine verfassungsgebende Versammlung zwischen Monarchie oder
Republik entscheiden würde. Der Kaiser �oh in die Niederlande.
Ebert stellte sich nun an die Spitze der Revolution, um sie in parlamenta-

rische Bahnen zu lenken und eine Entwicklung analog zur russischen Okto-
berrevolution zu verhindern. Ebert verstärkte im alten Kabinett zunächst den
sozialdemokratischen Ein�uss durch die Benennung weiterer Regierungsmit-
glieder der SPD. Gleichzeitig bemühte er sich zur Verbreiterung der Legitima-
tionsbasis aber auch darum die USPD in die Regierung zu holen. Gegen die
Linken in der eigenen Partei um Karl Liebknecht kam Hugo Haase dem entge-
gen. Danach sollten die bürgerlichen Fachminister im Amt bleiben, aber von
Beauftragten der sozialistischen Parteien kontrolliert werden. Am 10. Novem-
ber 1918 wurde daraufhin der Rat der Volksbeauftragten gebildet. Am selben
Abend noch wurde dieser Beschluss von der Vollversammlung der im Zirkus
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Busch versammelten Berliner Arbeiter- und Soldatenräte gebilligt.

5.15.14 Ebert-Groener-Bündnis

Ebert hatte in dieser Konstellation die stärkste Machtposition. Er leitete die
Sitzungen des Rates der Volksbeauftragten und die der Gesamtregierung, be-
stimmte so den Verlauf der Debatten in der Regierung, behielt sich Innen- und
Militärpolitik vor und wurde von der Bürokratie als Regierungschef anerkannt.
Der formal gleichberechtigte Haase trat dabei deutlich zurück.
Bei Bildung des Rates der Volksbeauftragten, war ein zentraler Machtfak-

tor, die OHL und damit das gesamte Militär, noch nicht eingebunden worden.
Noch am Abend des 10. November bot Wilhelm Groener im Namen der OHL
Ebert die Unterstützung der Armee an. Das Ebert-Groener-Bündnis und die
Nichtau�ösung der OHL wurden mit Blick auf die bevorstehenden Aufgaben
der Demobilisierung auch von den USPD-Mitgliedern des Rates der Volksbe-
auftragten mitgetragen. Aber dahinter steckte auch Eberts Absicht im Fal-
le weitergehender revolutionärer Bewegungen ein innenpolitisch einsetzbares
Machtmittel in die Hände zu bekommen. Hinzu schien das Militär auch an-
gesichts der unklaren Grenzen zu Polen weiter notwendig zu sein. Die OHL
bekam durch das Bündnis die Möglichkeit den zeitweise eingeschränkten poli-
tischen Spielraum des Militärs wieder auszubauen. Auch wenn es Ebert gelun-
gen war, mit dem Bündnis die neue Ordnung vorerst zu stützen, scheiterten
seine Ho�nung, dass Militär der zivilen Regierung völlig unterzuordnen.

5.15.15 Radikalisierung der Revolution

Anfang Dezember beauftragte Ebert Gustav Noske mit der Aufstellung von
Freikorps aus heimgekehrten Frontsoldaten. Am 6. Dezember beorderte er zu-
sätzliche Reichswehr-Einheiten nach Berlin, um den vom 16. bis 20. Dezember
geplanten Reichsrätekongress zu verhindern. Zwar misslang dieser Versuch;
aber die wirksame Kontrolle des kaiserlichen Militärs durch frei gewählte Sol-
datenräte und die Übergangsregierung, die der Rätekongress beschlossen hatte,
wurde von Ebert gemäÿ seiner Geheimabsprache mit Groener verhindert. Am
24. Dezember unterstützte er den Einsatz von Reichswehreinheiten gegen die
'Volksmarinedivision' (Weihnachtsaufstand, die sich ihrer Au�ösung zunächst
erfolgreich widersetzte. Bei den Schieÿereien kam es zu 30 bis 50 Toten.
Daraufhin trat die USPD unter Protest gegen diese Maÿnahmen am 29. De-

zember aus der gemeinsamen Übergangsregierung aus und rief zu neuen Mas-
senaktionen auf. Der Spartakusbund berief einen Reichskongress ein, auf dem
überwiegend von enttäuschten SPD-Mitgliedern die neue KPD gegründet wur-
de. Eine Mehrheit lehnte dort die Beteiligung an den kommenden Reichstags-
wahlen ab.
Nachdem Eberts Restregierung den Berliner Polizeipräsidenten Emil Eich-

horn (USPD) abgesetzt hatte, besetzten Arbeiter, die den Obleuten nahe stan-
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den, am 5. Januar 1919 das Berliner Zeitungsviertel. Von dort aus waren zuvor
bereits Mordaufrufe an den Führern der Linken verö�entlicht worden. Nach
gescheiterten Verhandlungen und um der Ausweitung eines Generalstreiks
zuvorzukommen, gab Ebert am 8. Januar dem Militär den Befehl, den soge-
nannten Spartakusaufstand niederzuschlagen. Zudem rückten am 10. Januar
die von Noske um Berlin zusammengezogenen Freikorps in die Stadt ein. Da-
mit war die Novemberrevolution, die Ebert zur Kanzlerschaft verholfen hatte,
praktisch beendet und eine Vorentscheidung über die Art der Weimarer Ver-
fassung gefallen.
Am 15. Januar wurden Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht von O�zie-

ren des gröÿten Freikorps, der Garde-Kavallerie-Schützen-Division, ermordet.
Deren Kommandeur, Waldemar Pabst, hatte nach eigener Aussage zuvor mit
der Reichskanzlei telefoniert. In den folgenden Monaten wurden die übrigen
Versuche, in deutschen Groÿstädten ein Rätesystem zu etablieren, ebenfalls
militärisch niedergeschlagen. Dabei kam es in ganz Deutschland zu geschätzten
3.000 � 5.000 Toten.

5.15.16 Reichspräsidentschaft (1919 � 1925)

Amtsverständnis und politische Reichweite

Am 19. Januar 1919 fanden die Wahlen zur Nationalversammlung statt. Die
SPD wurde mit 37,90% zwar stärkste Partei, blieb aber bis zum Ende der
Weimarer Republik auf Koalitionen mit der Zentrumspartei und den Libera-
len angewiesen. Die ab dem 6. Februar in Weimar tagende Nationalversamm-
lung wählte Ebert am 11. Februar 1919 zum Reichspräsidenten der Weima-
rer Republik. Die Gründe warum sich Ebert für dieses Amt und nicht das des
Reichsministerpräsidenten (später Reichskanzler genannt) anstrebte, sind un-
klar, da es darüber keine Selbstzeugnisse gibt. In seiner Rede nach der Wahl
de�nierte er das Amt des Reichspräsidenten als Wahrer der nationalen Ein-
heit, als Schützer des Rechts sowie der inneren und äuÿeren Sicherheit. 'Ich
will und werde als der Beauftragte des ganzen deutschen Volkes handeln, nicht
als Vormann einer einzigen Partei. Ich bekenne aber auch, dass ich ein Sohn
des Arbeiterstandes bin, aufgewachsen in der Gedankenwelt des Sozialismus,
und dass ich weder meinen Ursprung noch meine Überzeugung jemals zu ver-
leugnen gesonnen bin.'
Ebert wollte sich nicht nur auf die repräsentative Funktion des Amtes kon-

zentrieren, stattdessen sah er die Aufgabe der Präsidenten auch darin zu be-
raten und bei Kon�ikten schlichtend einzugreifen. Dies setzte eine Vertraut-
heit mit dem Geschehen im Lande voraus. Um diesem Anspruch gerecht zu
werden, verlangte Ebert nach einem eigenen Apparat. Damit stieÿ er bei dem
Reichsministerpräsidenten Philipp Scheidemann und auch der SPD Fraktion
in der Nationalversammlung auf starken Widerstand. Diese befürchtete, dass
so eine Nebenregierung entstehen könnte. Erst die bürgerliche Regierung von
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Konstantin Fehrenbach bewilligte dem Reichspräsidenten eine angemessene
personelle Ausstattung. Nach einigen Vorgängern übernahm Otto Meiÿner die
Leitung.
Um möglichst genaue Informationen zu erhalten, veranlasste Ebert bereits

1919 das Reichswirtschaftsministerium zur Abfassung umfassender Reichs-
wirtschaftsberichte. Er lieÿ sich auch über die Lage der Arbeiter informieren
und versuchte in Kon�iktfällen zwischen den Tarifpartnern oder anderer Kon-
trahenten im sozialen und ökonomischen Bereich zu vermitteln. Vor wichti-
gen Entscheidungen emp�ng er oft die zuständigen Minister. Allerdings waren
letztlich die Kompetenzen Eberts in dieser Hinsicht begrenzt. Sein Wunsch
etwa als Ausgleich für die sozialen Einschnitte von 1923 auf der anderen Sei-
te die Besitzenden �nanziell stärker zu belasten, wurde vom Reichs�nanzmi-
nisterium nicht befolgt, sondern dieses betrieb eine gegenteilige Politik. Gute
Informationen und Kontakte hatte er gerade in der Auÿenpolitik. Aber auch
in diesem Bereich wurde Ebert über wichtige Entscheidungen, wie etwa den
Rapallovertrag, häu�g erst zu spät informiert, um daran noch etwas ändern zu
können. Details der deutsch-russischen Beziehungen, wie die geheime Aufrüs-
tung Deutschlands mit Hilfe der UdSSR erfuhr er gar nicht erst. Nach auÿen
hin hat Ebert, bei aller intern geäuÿerten Kritik, die Auÿenpolitik der deut-
schen Regierungen gestützt.

5.15.17 Versailler Vertrag

Eine nicht unbedeutende Rolle spielte Ebert während der Krise um die Annah-
me des Versailler Vertrages. Anfangs hatte er sich in der Sache noch bedeckt
gehalten, ihm war aber klar, dass es keine realistische Alternative gab. Philipp
Scheidemann und ein Teil der Regierung konnten dies aber nicht mittragen
und kündigten ihren Rücktritt an. Ebert hatte in den letzten Einigungsver-
suchen im Kabinett, in den interfraktionellen Beratungen und in Verhandlun-
gen des Reichs mit den Ländern den Vorsitz. Ihm gelang es allerdings nicht
Scheidemann von seinem Rücktritt abzuhalten. Auch ein Appell an die SPD-
Fraktion scheiterte. Mit Erfolg drängte er Gustav Bauer eine neue Regierung
zu bilden. Ebert sprach sich nach der Unterzeichnung zwar für unbedingte Ver-
tragstreue aus, strebte aber auch eine Revision des Versailler Vertrages an.

5.15.18 Kapp-Putsch

Nach den Au�ösungsbestimmungen für die besonders mit rechtradikalen Ele-
mente durchsetzten Marinebrigaden Ehrhardt und Loewenfeld protestierte
General Walther von Lüttwitz und versuchte durch Ebert am 10. März 1920
die Rücknahme des Befehls zu erreichen. Ebert lehnte dies, wie die ebenfalls
von Lüttwitz geforderte Au�ösung der Nationalversammlung, Neuwahlen von
Reichstag und Reichspräsident ab. Dies und die von Gustav Noske angeordne-
te Amtsenthebung von General Lüttwitz zwangen diesen und Wolfgang Kapp
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dazu, den längst geplanten Putsch vorzeitig zu beginnen. Es zeigte sich bald,
dass ein Groÿteil der Truppen nicht die rechtmäÿige Regierung unterstützte,
sondern sich für neutral erklärte. In den Nacht vom 12. auf den 13. März 1920
kam es zu einem gemeinsamen Aufruf im Namen des Reichspräsidenten, der
sozialdemokratischen Regierungsmitglieder und des Vorstandes der Partei für
einen Generalstreik gegen Kapp und Lüttwitz.
Im Nachhinein gaben die sozialdemokratischen Regierungsmitglieder an,

nichts von dem Aufruf gewusst zu haben und warfen dem Reichspressechef Ul-
rich Rauscher vor, allein gehandelt zu haben. Heinrich August Winkler hält es
für sicher, dass zumindest Gustav Noske und Otto Wels den Text vor der Ver-
ö�entlichung kannten und billigten. Dagegen seien Bauer, Ebert und die üb-
rigen Minister nicht eingeweiht gewesen. Tatsächlich handelte dieser aber mit
Wissen von Ebert und Bauer. Der Aufruf führte tatsächlich zur Lahmlegung
von weiten Teilen von Wirtschaft und des Verkehrs. Auch die Mehrzahl der
Beamten stellten sich hinter die Regierung Bauer. Neben opportunistischen
Gründen spielte bei den Unterstaatssekretären, die für die höhere Beamten-
schaft sprachen, dabei auch echte Loyalität und Achtung gegenüber Ebert eine
Rolle. Vor dem Hintergrund von Streik und regierungstreuen Haltung der Be-
amten brach der Putsch rasch zusammen.
Nach dem Ende des Putsches war die Krise nicht beendet. Zunächst einmal

verlangte Scheidemann für die SPD, die Gewerkschaften und sogar Teile der
Beamten den Rücktritt Noskes. Ebert wollte diesen aber möglichst halten und
drohte gegenüber seiner eigenen Partei mit seinem eigenen Rücktritt. Dafür
war nicht nur die Person Noskes eine Ursache. Ein weiterer Grund waren die
weit reichenden Forderungen der Gewerkschaften, die nach Eberts Ansicht die
Verfassung zerstören würden. Auf die immer lauter werdenden Forderung nach
einer Regierungsneubildung reagierte Ebert mit der Bedingung, dass 'ihm die
Freiheit bei der Bildung des Kabinetts' gelassen werden müsste. Dem stimm-
te die bisherige Regierung zu und Ebert ernannte Hermann Müller zum neuen
Reichskanzler. Der Versuch der Gewerkschaften maÿgeblichen Ein�uss auf die
Regierung zu erhalten, war letztlich am Widerstand Eberts gescheitert. Letzt-
lich musste dieser aber Noske fallen lassen.

5.15.19 Instabile Regierungen

Nach der Reichstagswahl vom 6. Juni 1920, die für die Weimarer Koalition
mit erheblichen Verlusten endete, beauftragte Ebert Müller erneut mit der
Regierungsbildung. In der Reichstagsfraktion sprach sich dieser am 13. Juni
ebenso wie Scheidemann, Otto Wels, Otto Hue und Otto Braun gegen eine
erneute Regierungsbeteiligung aus, nur Eduard David und Eduard Bernstein
plädierten dafür. Vergeblich appellierten sie im Sinne Eberts dagegen die Posi-
tion freiwillig aufzugeben und befürchteten, dass die sozialen Errungenschaften
der Revolution nicht verteidigt werden könnten. Die Haltung der SPD zwang
Ebert dazu eine Minderheitsregierung aus Zentrum, DVP und DDP und Con-
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stantin Fehrenbach zu bilden. Diese brach allerdings vor dem Hintergrund des
Londoner Ultimatums im Mai 1921 wieder auseinander. Ebert strebte nun wie-
der eine Weimarer Koalition an. Um dieses Ziel durchzusetzen drohte er erneut
mit Rücktritt. Zwar weigerte sich die SPD das Reichskanzleramt zu überneh-
men, war aber in der Regierung von Joseph Wirth mit wichtigen Ressorts ver-
treten.
Die Regierung Wirth �el bereits Ende 1922 auseinander. Da eine Regierung

mit parlamentarischer Mehrheit nicht gebildet werden konnte, beauftragte
Ebert Wilhelm Cuno den der DVP nahe stehenden Generaldirektor des Ha-
pagkonzerns zum Reichskanzler. Dieser bildete ein 'Kabinett der Wirtschaft'
lediglich gestützt auf Zentrum, BVP und DVP. Diese Ernennung erwies sich
als Fehlentscheidung Eberts, da sich Cuno der Aufgabe nicht gewachsen zeigte.

5.15.20 Das Krisenjahr 1923

Das Jahr 1923 war geprägt von verschiedenen teilweise eng miteinander ver-
bundenen Krisenbereichen. Der Kon�ikt um die Reparationszahlungen des
Deutschen Reiches gipfelte in der Besetzung des Ruhrgebiets durch französi-
sche und belgische Truppen. Dagegen rief die deutsche Regierung den passiven
Widerstand aus. Die Kosten des so genannten Ruhrkampfes heizten die In�a-
tion noch einmal heftig an. Daraufhin brach die deutsche Währung faktisch
zusammen. Die Industriellen an Rhein und Ruhr zeigten sich entschlossen not-
falls ohne Rücksicht auf die Reichsregierung mit Frankreich zu verhandeln.
Am Rhein und an der Ruhr zeigten sich zudem separatistische Tendenzen. In
Sachsen und Thüringen bestanden Volksfrontregierungen aus KPD und SPD,
die zunehmend in Gegensatz zur Reichsregierung gerieten. In Sachsen riefen
kommunistische Mitglieder der Regierung zur Errichtung einer proletarischen
Diktatur auf. In Bayern arbeitete der Generalstaatskommissar Gustav Ritter
von Kahr mit den rechtsextremen Organisationen bis hin zur NSDAP zusam-
men. Dabei stellte er sich mehrfach gegen Beschlüsse der Reichsregierung und
arbeitete auf deren Sturz und eine Diktatur hin. Weiter verschärft wurde die
Lage durch Generalstreiks und kommunistische Aufstandsversuche.

5.15.21 Kon�ikt um Währungsreform und Sozialpolitik

Das Kabinett Cuno konnte sich noch bis August 1923 halten. Angesichts ins-
besondere des Misserfolgs des Ruhrkampfes waren auch die den Kanzler stüt-
zenden Parteien zu einer neuen Regierungsbildung bereit. Das Ziel Eberts war
es eine groÿe Koalition von der SPD bis hin zur DVP zu bilden. Da die politi-
sche Rechte einen sozialdemokratischen Regierungschef nicht anerkannt hätte,
ernannte Ebert Gustav Stresemann, den Vorsitzenden der DVP zum Reichs-
kanzler. In der Folge wurde der letztlich kontraproduktive Ruhrkampf einge-
stellt und die Regierung tat erste Schritte auf dem Weg zu einer Währungs-
reform. Hinsichtlich der Annäherung an Frankreich konnte sich Stresemann
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vor allem auf Ebert und die SPD stützen. Bei der Lösung der innenpolitischen
Probleme dagegen gab es zwischen SPD und Stresemann erhebliche Di�eren-
zen, die auch Ebert nicht ausräumen konnte. Im Gegensatz zu dem Beschluss
einer Kabinettssitzung unter dem Vorsitz Eberts, bei der beschlossen wurde,
die Sanierung der Reichs�nanzen auf der einen Seite und die Stabilisierung der
Währung auf der anderen Seite getrennt zu behandeln, beschloss die Regie-
rung später das Gegenteil. Nunmehr wurde die Währungsreform untrennbar
mit sozialen Einschnitten, wie der Aufhebung des Achtstundentages, verbun-
den. Die bürgerlichen Parteien wünschen zudem, dass Ebert den Kanzler in
diesem Sinne mit Berufung auf Artikel 48 der Reichsverfassung legitimieren
sollte, während die SPD bei den sozialpolitischen Fragen auf einem ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren bestand. Dieser Kon�ikt führte zum Bruch des
ersten Kabinetts Stresemann am 3. Oktober 1923. Ebert berief ihn daraufhin
erneut zum Regierungschef. Gleichzeitig übte er Druck auf die SPD aus und
brachte so noch einmal ein Kabinett der groÿen Koalition zu Stande. Auch in-
haltlich gab die SPD im Wesentlichen nach und stimmte der Lösung der Krise
auf dem Weg der Notverordnung gemäÿ Art. 48 zu.

5.15.22 Streit um Bayern und Sachsen

Kaum war dieses Problem überwunden, kam er wegen der Behandlung Sach-
sens und Bayerns erneut zu schweren Kon�ikten in der Koalition. Beide Län-
derregierungen hatten sich ganz oder teilweise von der Verfassungsordnung
entfernt. Aber die Rechtsparteien setzten gegen Sachsen unter Billigung Eberts
die gewaltsame Reichsexekution durch. Dasselbe im Fall Bayerns zu tun, wei-
gerten sich die Rechtsparteien mit dem Argument dafür sei die Regierung zu
schwach und Ebert stimmte dem letztlich zu. Zwischen Ebert und seiner Par-
tei kam es daraufhin zu einer deutlichen Entfremdung.
Ein Aspekt der Entscheidung Eberts war dessen Befürchtung, dass General

Hans von Seeckt die Situation nutzen könnte, um eine Militärdiktatur zu er-
richten. Um diesem den Wind aus den Segeln zu nehmen, übertrug er Seeckt
vorübergehend die gesamte vollziehende Gewalt nachdem dieser gezwungen
wurde Ebert ausdrücklich seine Loyalität zu erklären. Dadurch wurde Seeckt
von den bayerischen Kräften aber auch den Befürwortern einer Diktatur im
Militär getrennt und sah sich gezwungen entgegen seiner Absicht den Putsch
von Hitler und Ludendor� niederzuschlagen.
An dem Kon�ikt um die Länder Bayern und Sachsen zerbrach die Koaliti-

on. Die SPD ging nun in die Opposition und Ebert bildete ein Kabinett um
den Zentrumspolitiker Wilhelm Marx. Eberts Ansehen in der SPD und der
Arbeiterschaft insgesamt hat unter den Vorgängen von 1923 erheblich gelit-
ten. Immerhin wurden zentrale sozialpolitischer Errungenschaften der Revo-
lution aufgegeben. Andererseits war es insbesondere im Jahr 1924 gelungen,
die Währung zu stabilisieren, die Staatsausgaben in den Gri� zu kriegen und
mit dem Dawes-Plan Ansätze zu einer Erleichterung der Reparationen. Nicht
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zuletzt Ebert war es zu verdanken, die parlamentarische Demokratie in ihrer
bislang schwersten Krise zu bewahren.

5.15.23 Letzte Jahre

Eberts letzte Monate waren von einer politischen Niederlage geprägt. Ein Re-
dakteur der Mitteldeutschen Presse warf ihm vor, die Kriegsniederlage durch
sein Verhalten vor und nach Kriegsende mitverschuldet zu haben. Im Verlauf
des Verleumdungsprozesses, der als Dolchstoÿprozess bekannt wurde, wurde
sein Geheimabkommen mit General Groener publik. Dabei kam auch Eberts
Verhalten im Januarstreik 1918 zur Sprache. Ebert betonte, er habe sich nur
in die Streikkommission wählen lassen, um den Streik so schnell wie möglich
zu beenden. Das Gericht verurteilte die Journalisten, die das Staatsoberhaupt
herabgewürdigt hatten, im Dezember 1924 nur wegen Beleidigung. Auf der
anderen Seite erklärten die Richter des Magdeburger Schö�engerichtes, Ebert
habe 1918 faktisch Landesverrat begangen, indem er in die Streikleitung in der
Rüstungsindustrie eingetreten war.
Ebert hatte mit Rücksicht auf seinen laufenden Prozess eine medizinische

Behandlung seiner Blinddarmentzündung verzögert. Daran starb er am 28.
Februar 1925 im Alter von 54 Jahren. Er wurde in seiner Geburtsstadt Heidel-
berg beerdigt.

5.15.24 Einordnung und Beurteilung

Ebert war seit seinem Amtsantritt als SPD-Vorsitzender stark umstritten: Auf
der einen Seite standen Bewunderung und Verehrung für den Vertreter der
'kleinen Leute', der sich aus einfachen Verhältnissen zum Führer der gröÿten
und fortschrittlichsten Partei emporgearbeitet hatte. Seinen Ruf als einheits-
stiftender 'roter Kaiser' bewahrte Ebert noch bis weit in die Novemberrevoluti-
on hinein.
Aber spätestens nach seinem Entschluss, reichsweit Militär gegen revolutio-

näre Arbeiter und 'Räterepubliken' einzusetzen, galt er der radikalen Linken
als 'Verräter der Arbeiterklasse', 'reaktionärer Militarist' und 'Agent der Bour-
geoisie'. Bei Rechten und Rechtsradikalen wiederum galt er als der 'Verzichts-
politiker', der die Kapitulation des Deutschen Reiches und die Unterzeichnung
des Versailler Vertrags maÿgeblich zu verantworten hatte ('Novemberverbre-
cher', 'Landesverräter'). Diese Ablehnung erstreckte sich bei den Rechtsradi-
kalen auch auf die Weimarer Verfassung, für deren Zustandekommen Ebert
stand. Seine politische Prägung war im Kaiserreich gewachsen und blieb die-
sem verhaftet. Er verkörperte den Typus des Realpolitikers, der die gegebenen
legalen Spielräume nutzte, um kleine, schrittweise Verbesserungen für die Mas-
se der lohnabhängigen Bevölkerung zu erreichen � ein Revolutionär war er nie.
Er strebte eigentlich eine parlamentarische Monarchie an, die er schon mit der
Oktoberreform vom 5. Oktober 1918 erreicht sah. Sein Verständnis von 'So-
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zialismus' sah keine Eingri�e in Produktionsverhältnisse vor, obwohl dies dem
immer noch gültigen Erfurter Programm der SPD entsprochen hätte. Vielmehr
setzte er auf eine tari�iche Absicherung von Arbeitszeiten und Versorgungsan-
sprüchen der Arbeiter in der Tradition von Bismarcks Sozialgesetzen.
Damit setzte er sich in einen Gegensatz zu einem groÿen Teil der damaligen

SPD-Basis, die seit Anfang November in zahlreichen Resolutionen die Soziali-
sierung wichtiger Teilbereiche der deutschen Industrie gefordert hatte. Ebert
machte die Umsetzung solcher Schritte von einer parlamentarischen Mehrheit
abhängig, die er dann verfehlte.
Nach einer Aussage Max von Badens sagte Ebert am 9. November 1918 über

die Revolution: Ich aber will sie nicht, ich hasse sie wie die Sünde. Sein Miss-
trauen galt in erster Linie den Revolutionären, die den Übergang zur Demo-
kratie und seine Kanzlerschaft ermöglichten. Um 'geordnete Verhältnisse' wie-
der herzustellen, arbeitete er stattdessen mit Gegnern der Sozialdemokratie
zusammen: dem kaiserlichen O�zierskorps und Generälen der Obersten Hee-
resleitung. Diese hatten ihn im Oktober 1918 zur Teilhabe an der Macht einge-
laden, um sich ihrer eigenen Verantwortung für die Kriegsniederlage und deren
Folgen zu entziehen. Die Kriegsschuldfrage wurde damals fast nur in der Ab-
sicht gestellt und beantwortet, eine deutsche Mitverantwortung abzuwehren.
<� Quelle: Auch die SPD, die den Krieg unter Eberts Führung mitgetragen
hatte, sorgte dafür, dass die Aufarbeitung unterblieb. �>
Den Einsatz von Freikorps im Spartakusaufstand 1919 begründete Ebert

mit der Gefahr einer bolschewistischen Rätediktatur nach sowjetischem Vor-
bild. Man glaubte an eine gefährliche Führungsrolle des Spartakusbundes.
<� Quelle: Die Rätebewegung war jedoch unabhängig von diesem entstanden
und verfolgte in der groÿen Mehrheit sozialdemokratische Ziele. Es gab also in
Deutschland damals keine Organisation, die analog zu den Bolschewiki Len-
ins und ihrer Roten Armee eine sozialistische 'Räterepublik' hätte durchsetzen
können. �>
Die Niederschlagung des Januaraufstands führte mit dazu, dass die SPD im

Parlament keine stabile Mehrheit erhielt und letztlich nur einen geringen Teil
der Sozialreformen verwirklichen konnte, die Ebert befürwortete. Sein 'Verrat'
am SPD-Parteiprogramm und der Pakt, den er mit den alten Kräften einging,
destabilisierte gegen seine Absichten die Weimarer Republik, noch bevor sie ei-
gentlich gegründet war. Er entfremdete die SPD-Führung von einem Teil ihres
Wählerpotentials, der die Aufgabe der ursprünglichen Parteiziele nicht mitvoll-
zog. Dies trug zur Spaltung der Arbeiterbewegung in zwei verfeindete Lager
bei, die nur in Ausnahmesituationen wie dem Kapp-Lüttwitz-Putsch 1920 zu-
sammenhielten.
Nachdem die rechten Parteien die SPD für die Notlage nach dem Krieg hat-

ten verantwortlich machen können, verlor diese ihre führende Position in der
Weimarer Republik sehr bald wieder und geriet in die Defensive, aus der wei-
tere Kompromisse (z.B. Zustimmung zum Panzerkreuzerbau 1928) resultierten.
Eberts Einsatz der kaiserlichen Militärs gegen die Linke bewirkte deren schnel-
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le Rehabilitation: Sie konnten sich erneut als 'Retter des Vaterlands' darstel-
len, die den Übergang vom Kaiserreich zur Republik stabilisiert hätten. Rück-
blickend waren sie und nicht, wie Ebert geglaubt hatte, der Spartakusbund,
die 'Totengräber' der ersten deutschen Demokratie. Aus ihnen rekrutierten
sich später die Mitglieder der SA und SS, mit denen Adolf Hitler zur Macht
kam. Die heutige SPD sieht in Ebert eines ihrer gröÿten Vorbilder. Die 1925
gegründete sozialdemokratische Friedrich-Ebert-Stiftung spielt Eberts Rolle
in der Novemberrevolution und seine Verantwortung für die Folgen meist her-
unter und schreibt sie den Umständen zu. Angenommen wird, dass der Ver-
such einer Sozialisierung die deutsche Wirtschaft nachhaltig geschwächt hät-
te: Dadurch wären die Umstellung der Kriegs- auf Friedenswirtschaft und die
Integration von Millionen Kriegsheimkehrern in die Produktion erheblich er-
schwert, wenn nicht unmöglich gemacht worden.
Zudem standen, wie man glaubte, komplizierte Friedensverhandlungen be-

vor: Auch hierfür sei eine nationale Einheit ohne Sozialisierungen Vorausset-
zung gewesen.
Ferner wird auf äuÿere Gefahren für die Reichseinheit durch polnische Auf-

stände an der Ostgrenze wie durch separatistische Bestrebungen im Rheinland
hingewiesen. Zu deren Niederschlagung habe die SPD-Führung Stabilität in
der Hauptstadt gebraucht. Hinzu kamen tägliche Zeitungsmeldungen über blu-
tige Auseinandersetzungen im russischen Bürgerkrieg. All das habe Ebert vor
sozialistischen Experimenten zurückschrecken lassen und zur Zusammenarbeit
mit den alten Eliten des Kaiserreichs bewogen. Welche verheerenden Folgen
die so gescha�ene Kontinuität des deutschen Militarismus, des autoritären Ob-
rigkeitsstaates und des Ein�usses von Industrieverbänden auf die politische
Führungsschicht nach dem Weltkrieg haben würde, erkannte Ebert nicht; hier-
in sehen kritische Historiker wie Sebastian Ha�ner und Heinrich August Wink-
ler sein historisches Versäumnis. Nach ihrer Ansicht wäre die Entmachtung des
kaiserlichen Verwaltungsapparates, der Militärs und der gröÿten Industriekon-
zerne zwischen November 1918 und Januar 1919 sowohl möglich als auch nötig
gewesen.
Eine durchgreifende Gesellschaftsreform hatte seit dem November 1918 in

Deutschland eine breite demokratische Legitimationsbasis, da sie den For-
derungen der groÿen Bevölkerungsmehrheit entsprach, wie sie sich im Berli-
ner Rätekongress vom 16. bis 20. Dezember 1918 spiegelte. Die anhaltenden
Kämpfe hatten jedoch zur Folge, dass Ebert ein Rückgri� auf funktionierende
staatliche Einrichtungen wie Verwaltung und Militär unverzichtbar erschien.
Diese Gegenwehr der Übergangregierung sei durch zahlreiche Angri�e rechts-
und linksradikaler Kräfte erzwungen worden, wie Emil Felden, ein Partei-
freund und Zeitgenosse Eberts, in seinem 1927 erschienenen biographischen
Roman meinte.
Sie stellte die Weichen für die Beibehaltung vieler alter Strukturen. Damit

wurden die Bedingungen für den Übergang der ersten deutschen Republik in
die Diktatur des NS-Staates gescha�en. Dies hat die von Ebert geprägte SPD
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nicht gewollt. Die Partei wurde 1933 nach der KPD verboten, und viele ihrer
Mitglieder waren in Konzentrationslagern der Nationalsozialisten interniert, wo
sie teilweise ermordet wurden. Doch die Chance einer konsequenten Entmach-
tung der Kräfte, die den Ersten Weltkrieg zu verantworten hatten, war schon
im November 1918 vertan worden. Die kontrafaktische Diskussion, wie dieses
zweite Scheitern einer Revolution (nach der Märzrevolution von 1848) mit all
seinen verheerenden Folgen hätte abgewendet werden können, ist bis heute of-
fen.
Ein Link zur Friedrich-Ebert-Stiftung:
http://library.fes.de/fulltext/historiker/00211005.htm#LOCE9E5
http://www.preussen-chronik.de/_/person_jsp/key=person_friedrich_ebert.html
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5.16 Hugo Haase

Hugo Haase (* 29. September 1863 in Allenstein, Ostpreuÿen; � 7. November
1919 in Berlin) war ein deutscher Jurist, Politiker und Pazi�st.

5.16.1 Leben und Beruf

Hugo Haase wurde als Sohn eines jüdischen Schuhmachers und Kleinhändlers
in Allenstein geboren. Nach dem Abitur in Rastenburg studierte er in Königs-
berg Rechts- und Staatswissenschaften und lieÿ sich dort 1890 als Rechtsan-
walt nieder. In mehreren Prozessen verteidigte er politisch verfolgte Sozialde-
mokraten, so erreicht er im Königsberger Geheimbundprozeÿ einen Freispruch
für den späteren preuÿischen Ministerpräsidenten Otto Braun. 1912 verlegte er
seine Kanzlei nach Berlin.
Am 8. Oktober 1919 wurde Haase von Johann Voÿ, einem angeblich geis-

tesgestörten Lederarbeiter, durch Schüsse schwer verletzt und starb am 7. No-
vember 1919 in Berlin an den Folgen des Attentats. Er war mit Thea Lichten-
stein verheiratet und hatte einen Sohn. Von August 1945 bis April 1953 war
eine Straÿe in Leipzig, die heutige Erich-Weinert-Straÿe, nach Haase benannt.
Heute ist nach ihm die Hugo-Haase-Straÿe in Nürnberg, Strehla und Zwenkau
benannt.

5.16.2 Partei

Seit 1887 gehörte Haase der SPD an. Er gehörte dem so genannten revisionis-
tischen Partei�ügel an, der � anders als der marxistische � in allmählichen Re-
formen und nicht mehr in der Revolution den besten Weg zu sozialen und poli-
tischen Veränderungen sah. 1911 wurde er neben August Bebel SPD-Vorsitzender.
Nach Bebels Tod wurden Haase und Friedrich Ebert zu gleichberechtigten Par-
teivorsitzenden gewählt. Im Juli 1914 organisierte er die Antikriegskundgebun-
gen der SPD. Nach Ostern 1917 wurde er Vorsitzender der neu gegründeten
USPD (Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands), die sich von
der Mehrheitssozialdemokratie (MSPD) abspaltete und für sofortige Friedens-
verhandlungen eintrat. Die von Haase geführte USPD errang bei den Wahlen
zur Weimarer Nationalversammlung am 19. Januar 1919 nur 7,6% der Stim-
men. Nach Gründung der KPD sprach er sich für eine Wiedervereinigung von
USPD und SPD aus und stellte sich damit gegen den radikalen USPD-Flügel,
der einen Zusammenschluss mit der KPD und einen Anschluss an die Kommu-
nistische Internationale anstrebte.

5.16.3 Abgeordneter

Haase war seit 1895 der erste Sozialdemokrat im Stadtrat von Königsberg.
1897 wurde er erstmals für den Wahlkreis Königsberg 3 in den Reichstag des
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Kaiserreiches gewählt. Bei der Reichstagswahl 1907 gelang es ihm nicht, er-
neut den Wahlkreis zu gewinnen. Nach seiner Rückkehr in den Reichstag 1912
wurde er zusätzlich neben Philipp Scheidemann SPD-Fraktionsvorsitzender im
Reichstag. Er kämpfte am 31. Juli und 1. August 1914 in der SPD-Fraktion
gegen eine Annahme der Kriegskredite. Er konnte sich jedoch nicht gegen
Friedrich Ebert und die Fraktionsmehrheit durchsetzen. Aus Gründen der Par-
teidisziplin musste Haase in der entscheidenden Reichstagssitzung dann selbst
den gegen seinen Willen gefassten Beschluss der SPD-Fraktion begründen. Auf
seine Äuÿerung 'Wir lassen das Vaterland in der Stunde der Gefahr nicht im
Stich' reagiert die kaiserliche Reichsregierung mit der Verkündung des 'Burg-
friedens'.
Nach dem Scheitern der deutschen Kriegsplanungen Ende 1914 wandte sich

Haase aber immer stärker und o�ener gegen den Krieg und gegen die Kriegs-
politik der SPD-Reichstagsfraktion. 1915 wurde er deshalb zum Rücktritt als
Fraktionsvorsitzender, 1916 zum Rücktritt als SPD-Vorsitzender gezwungen.
Im März 1916 übernahm er die Leitung der Sozialdemokratischen Arbeitsge-
meinschaft, in der sich die Kriegsgegner unter den SPD-Abgeordneten zusam-
mengefunden hatten. Nach Ende des Krieges gehörte Haase als eines von drei
USPD-Mitgliedern dem Rat der Volksbeauftragten an, dessen Leitung er zu-
sammen mit Friedrich Ebert innehatte. Nach den Weihnachtskämpfen traten
die USPD-Volksbeauftragten geschlossen aus dem Rat aus. Seit den Wahlen
1919 gehörte er bis zu seinem Tode der Weimarer Nationalversammlung an
und führte dort die USPD-Fraktion.

5.16.4 Ö�entliche Ämter

Im Zuge der Novemberrevolution bildete er am 10. November 1918 mit dem
Mehrheits-Sozialdemokraten Friedrich Ebert eine provisorische Reichsregie-
rung, den Rat der Volksbeauftragten, dessen stellvertretenden Vorsitz er über-
nahm. Nach dem auf Befehl Eberts erfolgten gewaltsamen Vorgehen von Re-
gierungstruppen gegen die revolutionäre Volksmarinedivision an den Weih-
nachtstagen 1918, traten Haase und die beiden anderen USPD-Vertreter, Wil-
helm Dittmann und Emil Barth, am 29. Dezember aus dem Rat aus.
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5.17 Kurt Eisner

Kurt Eisner (* 14. Mai 1867 in Berlin; � 21. Februar 1919 in München, ermor-
det) war ein sozialistischer deutscher Politiker (zunächst als Mitglied der SPD,
dann ab 1917 der USPD). Während der wilhelminischen Ära des deutschen
Kaiserreichs hatte er sich auch als monarchiekritischer Journalist und Schrift-
steller einen Namen gemacht.

Historische Bedeutung erlangte er vor allem als Anführer der November-
revolution von 1918 in Bayern. Wenige Wochen nach der Ermordung Eisners
durch einen rechtsextremen Attentäter mündete die Revolution in die kurz-
lebige Münchner Räterepublik. Eisner war nach dem Ersten Weltkrieg der ers-
te Ministerpräsident des von ihm ausgerufenen 'Freistaates', der bayerischen
Republik.

5.17.1 Entwicklung bis zum Ende des Ersten Weltkrieges

Eisner wurde als Sohn des jüdischen Textilfabrikanten Emanuel Eisner gebo-
ren. Seine Kindheit und Jugend verbrachte er in Berlin. Hier besuchte er das
Askanische Gymnasium. Nach dem Abitur studierte er in Berlin Philosophie
und Germanistik. 1892 heiratete er Elisabeth Hendrich. Aus der Ehe gingen
fünf Kinder hervor.

In den neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts arbeitete er an einer Rei-
he von Zeitungen und Zeitschriften als Journalist mit, unter anderem für die
Frankfurter Zeitung. Nicht nur in literarischen Kreisen erregten seine geschlif-
fenen Nietzsche-Kritiken eine hohe Aufmerksamkeit.

Aufgrund von zeitkritischen Betrachtungen in einer Berliner Zeitschrift wur-
de er in einem Majestätsbeleidigungsprozess zu neun Monaten Gefängnis ver-
urteilt. Nach seiner Entlassung warb die SPD um ihn, obwohl er dem in der
Partei zu der Zeit vorherrschenden Marxismus, wenn auch nicht ablehnend, so
doch reserviert gegenüberstand. Eisner leitete seine Ideale eher aus der Philo-
sophie der Aufklärung Immanuel Kants ab. Dennoch war die SPD die Partei,
deren politischen Zielen er am nächsten stand. Er wurde Redakteur ihres Zen-
tralorgans Vorwärts und trat 1898 in die Partei ein. Kurz nach dem Tod von
Wilhelm Liebknecht, Chefredakteur des Vorwärts und einer der Gründerväter
der deutschen Sozialdemokratie, schrieb er 1900 die erste ausführliche Biogra-
phie über dessen Leben und Wirken.

1905 musste Eisner den 'Vorwärts' aufgrund inhaltlicher Di�erenzen verlas-
sen und wurde von Georg Davidsohn abgelöst: Unter dem Vorwurf der An-
hängerschaft der Revisionismustheorie Eduard Bernsteins, in der der Weg zum
Sozialismus über Reformen statt Revolution favorisiert wurde, war er auf hef-
tige Kritik der damals noch vorwiegend marxistisch orientierten Redaktion
gestoÿen. In dieser Zeit trennte er sich auch von seiner Ehefrau Elisabeth. Die
Kinder blieben bei ihr.
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Eisner zog nach Nürnberg, und war von 1907 bis 1910 Chefredakteur der so-
zialdemokratischen Fränkischen Tagespost, bis er erneut � diesmal nach Mün-
chen � umzog. Später, zu Beginn der Novemberrevolution, äuÿerte sich Eisner
zu seinen Beweggründen des Umzugs nach Bayern, dass die Leute dort viel
freiheitlicher gesinnt seien, weil ihnen die preuÿische 'Überdisziplin' fremd sei.

In München zog er mit Else Belli zusammen, die er 1917, nach der endgül-
tigen Scheidung von seiner ersten Frau, heiratete und mit der er zwei Töchter
hatte. Ab 1910 arbeitete Eisner bei der Zeitung 'Münchner Post' und publi-
zierte in verschiedenen Zeitschriften als Schriftsteller, Journalist und Thea-
terrezensent. Durch seine literarische Arbeit verstärkte sich sein Kontakt zum
damals breit gefächerten Münchner Künstler- und Intellektuellenmilieu. Eisner
ö�nete sich zusehends undogmatisch-emanzipatorischen Inhalten, und zählte
zum Umfeld der antibürgerlichen Schwabinger Bohème. Er blieb bis 1917 wei-
terhin politischer Mitarbeiter der SPD.

Zu Beginn des Ersten Weltkrieges begrüÿte er 1914 zunächst noch die Zu-
stimmung der Reichtagsfraktion seiner Partei zu den ersten Kriegskrediten,
entwickelte sich dann allerdings, nachdem deutlich geworden war, dass sich
die Fronten in einem Stellungskrieg festgefahren hatten und es immer mehr
Todesopfer gab, ab 1915 zu einem radikalen Pazi�sten. Mit dieser Einstel-
lung wurde Eisner ein erklärter Gegner der deutschen Kriegspolitik während
des weiteren Verlaufs des Krieges. Wo er 1914 noch der nationalen Propagan-
da einer Kriegsschuld Ruÿlands glaubte � eine Propaganda, die der traditio-
nell Zarismus-feindlichen Sozialdemokratie entgegen kam � war er ab Früh-
jahr 1915 überzeugt davon, dass es Deutschland gewesen sei, das den Welt-
krieg vom Zaun gebrochen hatte. Damit stellte er sich gegen die Haltung der
Mehrheit der SPD-Fraktion im Reichstag und im bayrischen Landtag. Ge-
meinsam mit anderen Kriegsgegnern � von Clara Zetkin über Albert Einstein
bis zu Ludwig Quidde � wurde er Mitglied im Bund Neues Vaterland, in dem
sich Pazi�sten mit unterschiedlichen politischen Weltanschauungen sammelten.
1917 spaltete sich im Zuge des zunehmenden Widerstands gegen die Burgfrie-
denspolitik � auch von Mandatsträgern der SPD � deren Antikriegs-Flügel als
Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) von der Mut-
terpartei ab. Eisner gehörte zu deren führenden Begründern in Bayern. Seit
1917 war er USPD-Vorsitzender in München.

Nachdem er im Januar 1918 den Streik der Münchner Munitionsarbeiter als
Teil der reichsweiten Januarstreikwelle, bei der Demokratisierung und ein Ver-
ständigungsfriede gefordert wurde, organisiert hatte, wurde Eisner verhaftet
und Ende Januar 1918 zu einer Haftstrafe verurteilt, aus der er im Oktober
des Jahres � als das Kriegsende mit dem sich abzeichnenden Zusammenbruch
der Westfront kurz bevor stand � wieder entlassen wurde.
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5.17.2 Novemberrevolution in München, Ministerpräsidentschaft

Im Verlauf der vom Kieler Matrosenaufstand ausgehenden reichsweiten No-
vemberrevolution zum Ende des Ersten Weltkrieges war Eisner der führende
Kopf der revolutionären Umwälzungen in Bayern, die München noch vor der
Reichshauptstadt Berlin erreichten. Eisner führte zusammen mit dem Vertre-
ter des revolutionären Flügels des Bayerischen Bauernbundes, Ludwig Gan-
dorfer, im Anschluss an eine Massenkundgebung auf der Theresienwiese am
7. November 1918 einen stetig gröÿer werdenden Demonstrationszug zuerst zu
den Garnisonen Münchens, und dann ins Stadtzentrum an, ohne auf nennens-
werten Widerstand zu tre�en. In der Nacht zum 8. November 1918 rief er in
der ersten Sitzung der Arbeiter- und Soldatenräte im Mathäser die Republik
Bayern als Freistaat aus (sinngemäÿ 'frei von Monarchie') und erklärte das
herrschende Königshaus der Wittelsbacher für abgesetzt. Eisner wurde vom
Münchner Arbeiter- und Soldatenrat zum ersten Ministerpräsidenten der neu-
en bayerischen Republik gewählt, und bildete kurz darauf ein Regierungska-
binett aus Mitgliedern der SPD und der USPD, in dem er neben seinem Amt
des Regierungschefs auch den Posten des Auÿenministers einnahm. Der ent-
thronte König Ludwig III. �oh zuerst an den Chiemsee und dann nach Öster-
reich.

Am 14. November 1918 lud Eisner den von ihm wegen seiner schriftstelleri-
schen und rhetorischen Begabung geschätzten anarchistischen Theoretiker Gu-
stav Landauer nach München ein und bat ihn, 'durch rednerische Betätigung
an der Umbildung der Seelen mit(zu)arbeiten'. Landauer folgte diesem Ruf. Er
wurde nach dem Tod Eisners ab dem 7. April 1919 als Beauftragter für Volks-
aufklärung einer der tragenden Köpfe der 'ersten' Münchner Räterepublik.

In Eisners etwa 100-tägiger Amtszeit als Ministerpräsident Bayerns blieben
grundsätzliche revolutionäre Veränderungen aus, da die Regierung nur ein Pro-
visorium bis zur angesetzten Landtagswahl darstellte, und in ihr verschiedene
Vorstellungen über die genauen Strukturen des kommenden Staates vertreten
wurden. Ein wesentlicher Streitpunkt dabei war die Auseinandersetzung um
die Frage der Einführung einer parlamentarischen � oder einer Rätedemokra-
tie. Eisner selbst vertrat eine Zwischenlösung. Er betrachtete die Räte als eine
beratende und kontrollierende Instanz gegenüber einem noch zu wählenden
Parlament, wollte ihnen jedoch auf Dauer keine legislative oder exekutive Ge-
walt übertragen. Die Macht der Räte zum Beginn der Revolution verteidigte
er als ein Mittel der Erziehung der Bevölkerung zur Demokratie (Zitat Eisner:
'Die Revolution ist nicht die Demokratie. Sie scha�t erst die Demokratie').

Die Banken als auch die groÿen Industrie- und Witschaftsunternehmen blie-
ben unter der Regierung Eisners unangetastet. Deren geplante Sozialisierung
wurde aufgeschoben. Die monarchistischen Beamten in der Justiz und staat-
lichen Verwaltung behielten im Wesentlichen ihre Stellungen und verhielten
sich abwartend. Lediglich einige soziale und gesellschaftliche Veränderungen

108



5 Wichtige Personen

zugunsten der bis dahin eher benachteiligten Bevölkerungsschichten, vor allem
der Arbeiter, wurden umgesetzt: So zum Beispiel die Einführung des Acht-
stundentags, des Frauenwahlrechts, oder die Abscha�ung der kirchlichen Schulauf-
sicht. Gleichwohl verprellte Eisner damit die vorherrschende katholische Kirche
und das konservative Bürgertum. Kardinal Faulhaber prangerte seine Regie-
rung als die 'von Jehovas Zorn' an.

Auÿenpolitisch vertrat Eisner zeitweise separatistische Bestrebungen. Er
konnte seine Vorstellungen einer Donauföderation zwischen Österreich, Bayern
und der neu ausgerufenen tschechoslowakischen Republik ebensowenig durch-
setzen wie die Forderung, dass die Weimarer Verfassung erst nach Zustimmung
der Länder gültig werden sollte. Beides scheiterte am Widerstand der Reichs-
regierung.

Um die von den den alliierten Siegern der Ententemächte postulierte Kriegs-
schuld des deutschen Reiches (und damit seiner preuÿischen Führung in der
Person des Kaisers) zu beweisen, und dadurch bessere separate Friedensbe-
dingungen für Bayern zu erreichen, gab er die geheimen Gesandtschaftsbe-
richte der bayerischen Regierung an die Alliierten. Damit machte sich Eisner
die führenden Militärs, die ihm sowieso argwöhnisch bis ablehnend gegenüber
standen, endgültig zum Feind. Auch von vielen reichspatriotisch und natio-
nalistisch gesinnten Bürgern wurde er deswegen als Verräter angesehen, da
er in ihren Augen auf diese Weise versuchte, einen Teil Deutschlands gegen
einen anderen auszuspielen. Am 25. November 1918 geriet er deswegen mit der
SPD-geführten Reichsregierung unter Friedrich Ebert in Berlin in einen o�e-
nen Kon�ikt.

Auch von der revolutionären Linken um den anarchistischen Schriftsteller
Erich Mühsam und die erst Anfang Januar 1919 gegründete Kommunistische
Partei Deutschlands (KPD) unter dem Münchner Vorsitz von Max Levien
wurde Druck auf die instabile Regierung aus SPD und USPD ausgeübt. Bei
dem Versuch von etwa 4000 Arbeitslosen, am 7. Januar 1919 das Sozialmi-
nisterium in München zu besetzen, blieben nach dem gewaltsamen Eingreifen
der Polizei drei Tote und acht Verwundete zurück. Eisner lieÿ darauf führen-
de KPD-Mitglieder und Anhänger des Revolutionären Arbeiterrates (RAR)
als vermeintliche Hintermänner der Unruhen kurzfristig verhaften, unter ihnen
auch Mühsam und Levien, die wenig später auf Druck einer Demonstration
wieder frei gelassen wurden. Nach diesen Ereignissen riefen die KPD, Anar-
chisten und der RAR zum Boykott der anstehenden Landtagswahl auf. Kurt
Eisner genoss zwar immer noch Ansehen als Anführer der Revolution, jedoch
trat er in den Augen der radikalen Linken zu unentschieden gegen die gemä-
ÿigte SPD-Übermacht in der Regierung um seinen Innenminister und politi-
schen Rivalen Erhard Auer auf. In seinen Entscheidungen erschien Eisner ih-
nen zu schwankend und nicht durchsetzungsfähig genug, um die revolutionären
Forderungen wirklich umsetzen zu können. Viele zweifelten auch zunehmend
seinen Willen dazu an.
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Vor den bayerischen Landtagswahlen am 12. Januar 1919 schätzte Eisner
trotz der zunehmenden Kritik an seinen Maÿnahmen die politischen Verhält-
nisse noch so ein, dass er meinte, die groÿe Mehrheit der bayerischen Bevölke-
rung stünde hinter ihm und der USPD, wobei er sich allerdings insbesondere
in der groÿen Wählerschicht der Landbevölkerung entscheidend irren sollte.
Nachdem die USPD bei den Wahlen mit nur 2,5 Prozent der Stimmen eine
erdrutschartige Niederlage hinnehmen musste, sah sich Eisner zum Rücktritt
gezwungen.

Die SPD unter dem Vorsitz Erhard Auers kam auf 33 Prozent und die kon-
servative Bayerische Volkspartei (BVP), die zusammen mit rechtsnationalis-
tischen Kreisen eine auf die Person Eisners ausgerichtete antisemitische Dif-
famierungskampagne gegen die 'jüdisch-bolschewistische' Revolution in der
Hauptstadt ausgelöst hatte, auf 35 Prozent.

5.17.3 Ermordung Eisners, unmittelbare politische Folgen, Begräbnis

Am 21. Februar 1919 verlieÿ Eisner die Räume des Bayerischen Ministeriums
des Äuÿeren, in denen er letzte Hand an seine Rücktrittsrede gelegt hatte, die
er um 10:00 Uhr im neu konstituierten Bayerischen Landtag verlesen wollte.
Er wurde begleitet von seinem Sekretär Felix Fechenbach und Benno Merkle
(Mitarbeiter des Bayer. Auÿenministeriums) sowie zwei Leibwächtern. Fechen-
bach hatte aufgrund der feindseligen Stimmung gegen Eisner und verschie-
dener in den vergangenen Tagen bekanntgewordenen Morddrohungen Eisner
dringend geraten, den Weg durch den rückwärtigen Eingang des Hotels Baye-
rischer Hof zu wählen, was dieser mit der Bemerkung ausschlug: 'Man kann
einem Mordanschlag auf die Dauer nicht ausweichen, und man kann mich
ja nur einmal totschieÿen.' Auf dem Weg durch die Promenadestraÿe (heute
Kardinal-Faulhaber-Straÿe) wurde Eisner von dem völkisch-nationalistischen
Studenten (man kann ihn dem Umfeld der Thule-Gesellschaft zuordnen) und
zu dieser Zeit beurlaubten Leutnant im Königlich Bayerischen Infanterie-Leib-
Regiment Anton Graf von Arco auf Valley aus unmittelbarer Nähe mit zwei
Schüssen in Rücken und Kopf erschossen. Eisner war sofort tot. Graf Arco
nannte später unter anderem einen 'Geheimnisverrat Eisners an die Alliierten'
als Motiv für sein Attentat. Unmittelbar nach dem Mord wurde der Attentäter
durch mehrere Schüsse von den beiden Leibwächtern Eisners lebensgefährlich
verletzt und festgenommen. Er überlebte durch eine Notoperation des berühm-
ten Chirurgen Ferdinand Sauerbruch.

Der Metzgergeselle Alois Lindner, ein Mitglied des revolutionären Arbei-
terrats, erschoss 2 Stunden nach dem Attentat auf Eisner aus Rache von der
Zuschauertribüne des Landtags aus zwei konservative Abgeordnete (Major v.
Jareiss und Heinrich Osel, beide BVP), da er die Hintermänner des Attentats
in deren Kreisen vermutete. Auch der SPD-Vorsitzende Erhard Auer wurde
niedergeschossen. Die konstituierende Landtagssitzung wurde nach diesen tu-
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multartigen und unter den Anwesenden Panik auslösenden Ereignissen vertagt.
Auer überlebte seine Verletzungen ebenfalls nach einer Notoperation durch
Dr. Sauerbruch. Aus der Befürchtung heraus, rechtsextreme Kreise könnten
einen Putschversuch wagen, wurde von der USPD in München der General-
streik ausgerufen, bürgerliche Zeitungen wurden verboten und ihre Redaktio-
nen besetzt. Die provisorische Regierungsgewalt übernahm vorübergehend der
vom Rätekongress eingesetzte Zentralrat der bayerischen Republik unter dem
Vorsitz von Ernst Niekisch (SPD, später USPD), der die politische Handlungs-
fähigkeit des zunächst führungslos gewordenen Freistaats erhalten sollte.

Am Tatort des Eisner-Attentats, der heute in der umbenannten Kardinal-
Faulhaber-Straÿe liegt, erinnert seit 1989 eine in den Gehsteig eingelassene
Reliefplatte an den Mord.

Kurt Eisner wurde unter groÿer Anteilnahme der Bevölkerung am 26. Fe-
bruar 1919 auf dem Münchner Ostfriedhof beigesetzt. Seine Urne wurde 1933
durch Anordnung der Nationalsozialisten auf den Neuen Israelitischen Friedhof
(am Münchener Nordfriedhof) in ein Gemeinschaftsgrab mit Gustav Landau-
er umgebettet (dieser war nach der Niederschlagung der Räterepublik am 2.
Mai 1919, also etwa zehn Wochen nach Eisner, von Freikorpssoldaten ebenfalls
ermordet worden).

5.17.4 Nachgeschichte, Münchner Räterepublik

Nach der Ermordung Eisners verschärften sich die Auseinandersetzungen zwi-
schen den Anhängern einer pluralistischen Demokratie und denen einer sozia-
listischen Räterepublik in Bayern. Der Rätekongress und der Landtag sprachen
sich gegenseitig eine Legitimation zur Regierungsbildung ab. Gegen die Wahl
von Martin Segitz (SPD) zum Ministerpräsidenten durch den Rätekongress am
1. März 1919 wählte der Landtag am 17. März Johannes Ho�mann (SPD) zum
Regierungschef des Freistaats. Dessen SPD-dominierte, von der BVP-Fraktion
tolerierte Minderheitsregierung in der Koalition mit Bayerischem Bauernbund
und vorerst noch der USPD, geriet jedoch in die Defensive und musste nach
Bamberg ausweichen.

In der Landeshauptstadt wurde am 7. April 1919 die Münchner Räterepu-
blik ausgerufen, worauf die USPD-Mitglieder aus der Landesregierung austra-
ten. Die Regierung der Räterepublik war zunächst dominiert von anarchisti-
schen und pazi�stischen Intellektuellen, unter ihnen Gustav Landauer, Erich
Mühsam und dem Nachfolger Eisners im Vorsitz der USPD, Ernst Toller, �
danach von Mitgliedern der KPD wie Eugen Leviné, Max Levien oder Rudolf
Egelhofer. Auch andere bayerische Städte schlossen sich der Räterepublik an.
Nach wenigen Wochen wurde sie von rechtsnationalistischen Freikorps- und
Reichswehrverbänden im Dienst der SPD-geführten 'Bamberger Landesre-
gierung' und der ebenfalls SPD-geführten Reichsregierung Anfang Mai 1919
blutig niedergeschlagen. Im Rahmen von Kämpfen nahmen Rotgardisten 10
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Geiseln aus der rechtsextremen Thule-Gesellschaft und deren Umfeld gefangen
und ermordeten diese später im Luitpold-Gymnasium. Mehr als 2200 � auch
vermeintliche � Anhänger der Räterepublik �elen der Rache der Freikorps zum
Opfer. Die meisten ihrer Anführer wurden ermordet, von Standgerichten zum
Tode oder bei anderen Gerichtsverfahren zu langen Haftstrafen verurteilt.

Nach dem Ende dieser relativ kurzen sozialistischen Periode in der baye-
rischen Geschichte, die mit Eisners Ministerpräsidentschaft begonnen hatte,
entwickelte sich Bayern zu einer konservativ-reaktionären 'Ordnungszelle' in-
nerhalb des deutschen Reichs während der Weimarer Republik. In München
begann in den 1920er Jahren, begünstigt durch eine nach der Revolution ver-
breitete antikommunistische und antisemitische Stimmungslage in der Ö�ent-
lichkeit, auch der politische Aufstieg Adolf Hitlers und seiner NSDAP.

Graf Arco, der Attentäter Eisners, wurde des Mordes angeklagt. Da er di-
rekt nach dem Attentat selbst angeschossen und schwer verletzt worden war,
begann sein Prozess erst acht Monate nach der Niederschlagung der dem Tod
Eisners folgenden Räterepublik in Bayern � und fast ein Jahr nach dem At-
tentat. Der Richter Georg Neithardt führte die Verhandlung au�allend ober-
�ächlich. Hinweisen auf Verbindungen zu führenden Militärs und zum völkisch-
rechtsextremen Geheimbund der Thule-Gesellschaft, einer Keimzelle der spä-
teren NSDAP, wurde nicht weiter nachgegangen. Arco wurde letztlich als Ein-
zeltäter verurteilt. In der Urteilsbegründung hieÿ es, dass die Tat 'nicht niede-
rer Gesinnung' entsprungen sei, sondern 'aus glühender Liebe zum Vaterland'.
Trotz dieser im Grunde mit den Motiven des Mörders sympathisierenden Rich-
teraussage wurde gegen Arco vom Gericht am 16. Januar 1920 das Todesur-
teil ausgesprochen. Die Bayerische Landesregierung begnadigte ihn allerdings
bereits am darau�olgenden Tag aufgrund des Richtervotums bezüglich Arcos
Motiven zu lebenslanger Festungshaft in der Festung Landsberg am Lech, von
wo er im Zuge einer Amnestierungswelle im April 1924 entlassen und im Okto-
ber 1927 endgültig begnadigt wurde
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5.18 Philipp Scheidemann

Philipp Heinrich Scheidemann (* 26. Juli 1865 in Kassel; � 29. November
1939 in Kopenhagen) war ein sozialdemokratischer Politiker. Er war der ers-
te Reichskanzler der Weimarer Republik.
Während der Novemberrevolution am 9. November 1918 rief Scheidemann

von einem Fenster des Reichstagsgebäudes und kurz darauf von einem Fenster
der Reichskanzlei die Republik aus. Er war nach seinem Rücktritt von 1922 bis
1925 Oberbürgermeister von Kassel. Nach der Machtergreifung der Nationalso-
zialisten �oh er ins Exil nach Dänemark, wo er bis zu seinem Tod 1939 lebte.
Schriftsetzer SPD 13.2.1919 � 20.6.1919 Ministerpräsident (Kanzler)

5.18.1 Leben und Beruf

Philipp Scheidemann wurde als Sohn eines Polsterermeisters in Kassel gebo-
ren. In Kassel besuchte er sowohl die Bürgerschule als auch die Höhere Bür-
gerschule. Nach seiner Schulausbildung absolvierte er von 1879 bis 1883 eine
Lehre zum Schriftsetzer und Buchdrucker. Seinen Lebensunterhalt verdiente er
sich in den folgenden Jahren als Schriftsetzergehilfe, Faktor und Redakteur bei
sozialistischen Zeitungen.
Unter dem Pseudonym Henner Pi�endeckel verö�entlichte er sonntäglich ab

1909 'Mundartliche Geschichderchen' im Casseler Volksblatt und einige Bücher
in Kasselänerisch (Kasseler Mundart).

5.18.2 Attentat

Am 4. Juni 1922 � während seiner Amtszeit als Oberbürgermeister von Kassel
� wurde ein Mordanschlag auf Scheidemann verübt. Während eines Spazier-
gangs mit einer Tochter am P�ngstsonntag 1922 spritzten Hanns Hustert und
Karl Oehlschläger Philipp Scheidemann Blausäure ins Gesicht. Scheidemann
überlebte schwer verletzt. Bereits vorher erhielt Scheidemann Morddrohungen
und sein Haus wurde mit Hakenkreuzen beschmiert. Das Attentat steht in ei-
ner Reihe mit den Morden an Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht, Matthias
Erzberger und anderen. Die Täter waren Mitglieder der Organisation Consul,
des Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbundes (Hustert), der Brigade Ehr-
hardt und der Eisernen Division (Oehlschläger). Sie wurden noch im selben
Jahr gefasst und � anders als im Falle anderer rechtsextremer Täter � zu ho-
hen Haftstrafen verurteilt.

5.18.3 Exil

Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten am 30. Januar 1933 ver-
lieÿ Scheidemann Deutschland und �oh zunächst nach Prag, ehe er über die
Schweiz, Frankreich und die USA nach Dänemark emigrierte. Am 29. Novem-
ber 1939 starb er in Kopenhagen. 1953 lieÿ die Stadt Kopenhagen Scheide-
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manns Asche nach Kassel überführen. Das Grab von Philipp Scheidemann be-
�ndet sich seitdem auf dem alten Teil des Kasseler Hauptfriedhofes und wird
als Ehrengrab von der Stadt Kassel erhalten.

5.18.4 Ausrufung der Republik

Philipp Scheidemanns Rede am Fenster des Reichstagsgebäudes am 9. Novem-
ber 1918 lautete wie folgt:

Arbeiter und Soldaten!
Furchtbar waren die vier Kriegsjahre. Grauenhaft waren die Op-
fer, die das Volk an Gut und Blut hat bringen müssen. Der un-
glückselige Krieg ist zu Ende; das Morden ist vorbei. Die Folgen
des Kriegs, Not und Elend, werden noch viele Jahre lang auf uns
lasten. Die Niederlage, die wir unter allen Umständen verhüten
wollten, ist uns nicht erspart geblieben. Unsere Verständigungs-
vorschläge wurden sabotiert, wir selbst wurden verhöhnt und ver-
leumdet. Die Feinde des werktätigen Volkes, die wirklichen inneren
Feinde, die Deutschlands Zusammenbruch verschuldet haben, sind
still und unsichtbar geworden. Das waren die Daheimkrieger, die
ihre Eroberungsforderungen bis zum gestrigen Tage ebenso aufrecht-
erhielten, wie sie den verbissensten Kampf gegen jede Reform der
Verfassung und besonders des schändlichen preuÿischen Wahlsys-
tems geführt haben. Diese Volksfeinde sind ho�entlich für immer
erledigt. Der Kaiser hat abgedankt; er und seine Freunde sind ver-
schwunden. Über sie alle hat das Volk auf der ganzen Linie gesiegt!
Prinz Max von Baden hat sein Reichskanzleramt dem Abgeordneten
Ebert übergeben. Unser Freund wird eine Arbeiterregierung bilden,
der alle sozialistischen Parteien angehören werden. Die neue Regie-
rung darf nicht gestört werden in ihrer Arbeit für den Frieden und
der Sorge um Arbeit und Brot.
Arbeiter und Soldaten! Seid euch der geschichtlichen Bedeutung

dieses Tages bewuÿt. Unerhörtes ist geschehen! Groÿe und unüber-
sehbare Arbeit steht uns bevor. Alles für das Volk, alles durch das
Volk! Nichts darf geschehen, was der Arbeiterbewegung zur Unehre
gereicht. Seid einig, treu und p�ichtbewuÿt. Das alte und morsche,
die Monarchie ist zusammengebrochen! Es lebe das Neue; es lebe
die deutsche Republik!

Philipp Scheidemann: Ausrufung der Republik, 9. November 1918

5.18.5 Partei

Im Jahr 1883 trat Scheidemann als überzeugter Sozialist in die SPD ein. Von
1911 bis 1918 war Scheidemann zuerst im Parteivorstand der SPD, zuletzt ge-
meinsam mit Friedrich Ebert als Parteivorsitzender.
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5.18.6 Abgeordneter

1903 wurde Scheidemann für den Wahlkreis Düsseldorf 3 (Landkreis Solingen)
erstmals in den Reichstag des Kaiserreiches gewählt, wo er von 1913 bis 1918
einer der beiden Vorsitzenden der SPD-Fraktion war. Von Juni bis Oktober
1918 war er Vizepräsident des Reichstages. 1919/20 gehörte er der Weimarer
Nationalversammlung an. Anschlieÿend war er bis 1933 erneut Reichstagsab-
geordneter. Seine Enthüllung der Zusammenarbeit von Reichswehr und Roter
Armee führte 1926 zum Rücktritt der Regierung Marx.
Während des Ersten Weltkriegs wandte sich Scheidemann gegen die Propa-

ganda für einen Siegfrieden und trat für einen Verständigungsfrieden ein.
In Kassel war Scheidemann von 1908 bis 1911 Stadtverordneter.

5.18.7 Ö�entliche Ämter

1918 war Scheidemann unter Max von Baden Staatssekretär, er legte jedoch
nach der Abdankung Kaiser Wilhelms II. sein Amt nieder und rief am 9. No-
vember 1918 die Republik vom Balkon des Reichstages aus. Dieses eigenmäch-
tige Vorgehen ist damit zu erklären, dass er Karl Liebknecht zuvorkommen
wollte, der etwas später die sozialistische Republik vom Balkon des Berliner
Stadtschlosses ausrief. Eigentlich sollte diese Entscheidung über die zukünftige
Staatsform der Nationalversammlung vorbehalten bleiben.
Im Verlauf der Novemberrevolution wurde er Mitglied im Rat der Volksbe-

auftragten zusammen mit Friedrich Ebert, und Otto Landsberg von der SPD,
sowie Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth von der USPD. Vom
13. Februar bis zum 20. Juni 1919 war Scheidemann der erste Reichsminister-
präsident (Reichskanzler) einer demokratisch gewählten Regierung in Deutsch-
land, trat jedoch aus auÿenpolitischen Gründen zurück. Er hatte sich gegen
die Unterzeichnung des Versailler Vertrages festgelegt � eher, so sagte er, sollte
ihm die Hand verdorren.
Als Nachfolger von Erich Koch war Scheidemann Oberbürgermeister in Kas-

sel von 1920 bis 1925.
Nachdem der Reichskanzler die Abdankung Wilhelms II. verkündet hat, legt

Scheidemann zusammen mit anderen Regierungsmitgliedern der SPD sein Amt
nieder und ruft vom Reichstag die "deutsche Republikäus. Er musste aller-
dings erst mit dem Hinweis, dass Karl Liebknecht beabsichtige, die "freie so-
zialistische Republik"vom Balkon des Berliner Schlosses auszurufen, dazu ge-
drängt werden und kam diesem dann zwei Stunden zuvor: "Was, nun sah ich
die Situation klar vor Augen. Deutschland eine russische Provinz? Eine So-
wjet�liale? Nein! Tausendmal nein! Kein Zweifel, wer jetzt die Massen vom
Schloÿ her bolschewistisch oder vom Reichstag zum Schloÿ hin sozialdemokra-
tisch in Bewegung bringt, der hat gesiegt. Ich sah den russischen Wahnsinn
vor mir, die Ablösung der zaristischen Schreckensherrschaft durch die bolsche-
wistische. Nein, nein! Nur nicht auch das noch in Deutschland nach all dem
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anderen Elend.Äm nächsten Tag konstituierte sich der Rat der Volksbeauf-
tragten, dem Scheidemann angehören wird, bis dieser nach den Wahlen zur
Nationalversammlung am 19. Januar 1919 aufgelöst wird. Scheidemann wird
unter Reichspräsident Friedrich Ebert der erste Ministerpräsident der Weima-
rer Republik und führt ab 13. Februar 1919 die erste demokratisch legitimierte
Reichsregierung, gebildet aus SPD, Zentrum und DDP. Doch schon am 20. Ju-
ni desselben Jahres tritt er von seinem Amt zurück, weil er, der sich während
des Krieges gegen die Kriegszielpropaganda des Alldeutschen Verbands und für
einen Verständigungsfrieden ohne Kriegsentschädigungen und Annexionen ein-
gesetzt hatte, nun die Friedensbedingungen des Versailler Vertrages nicht ak-
zeptieren kann. Bis Dezember des Jahres ist er erneut Mitglied des Parteivor-
stands, dann von 1920 bis 1925 Oberbürgermeister seiner Heimatstadt Kassel.
1922 verübten Rechtsradikale wegen seines Engagements gegen die Verantwort-
lichen des Kapp-Putsches in Kassel ein Attentat mit Blausäure auf ihn, dem
er jedoch unverletzt entkam. 1926 enthüllte Scheidemann als Abgeordneter in
einer Rede im Reichstag die bereits seit Anfang 1921 bestehende geheime Zu-
sammenarbeit zwischen Reichswehr und Roter Armee, die den Zweck hatte,
die im Versailler Vertrag festgeschriebenen Rüstungsbeschränkungen zu um-
gehen. Das führte zum Rücktritt des Kabinetts unter Reichskanzler Wilhelm
Marx. Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten verliert Scheidemann
1933 sein Reichtagsmandat und muss Deutschland verlassen. Nach einer lan-
gen Odyssee über Prag, wo er im Flüchtlingsheim der sudetendeutschen Sozi-
aldemokraten lebte, die Schweiz, Frankreich und die USA liess er sich in Däne-
mark nieder. Er starb 1939 im Alter von 75 Jahren im Exil in Kopenhagen
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5.19 Otto Braun

Otto Braun (* 28. Januar 1872 in Königsberg; � 15. Dezember 1955 in Locarno,
Schweiz) war ein deutscher Politiker (SPD) in der Weimarer Republik.

Als Ministerpräsident des Freistaats Preuÿen war Braun maÿgeblich daran
beteiligt, das republikanische Bollwerk Preuÿen in der Weimarer Republik auf-
zubauen. Im Gegensatz zur Reichspolitik gelang es ihm in Preuÿen, eine weit-
gehend stabile Regierung zu etablieren. In seine Amtszeit fällt unter anderem
die Umgestaltung der ö�entlichen Verwaltung unter demokratischen Gesichts-
punkten.
Der oft als Roter Zar von Preuÿen titulierte Braun war sowohl überzeugter

sozialer Demokrat als auch Preuÿe. Er betrieb eine zupackende, entschlosse-
ne Reformpolitik, die umstritten war, aber sich stets im Rahmen der Legali-
tät bewegte. Die Grenzen dieses Ansatzes wurden ihm am Ende der Weimarer
Republik vorgeführt. Nach Preuÿenschlag und Machtergreifung Hitlers wurde
seine Reformpolitik schnell und gründlich revidiert. Brauns völlig die neuen
machtpolitischen Realitäten verkennende Versuche, mit legalen Maÿnahmen
dem illegalen Vorgehen entgegenzutreten, blieben wirkungs- und bedeutungs-
los.

5.19.1 Leben

Braun war Sohn eines Angestellten, der in seinem Leben den sozialen Abstieg
vom selbstständigen Schuhmachermeister zum Bahnwärter erlitt. Otto Braun
selbst absolvierte nach kurzer Schulzeit eine Lehre als Drucker. Er war eine
eindrucksvolle Person: fast 1,90 Meter groÿ, breit gebaut, willensstark, mit
ausgeprägtem organisatorischem Talent und einer Fähigkeit auch komplizier-
te Gruppen zu führen. Einzig als Redner und Darsteller war er in der Weima-
rer Republik seinen Kontrahenten und Parteifreunden weit unterlegen. Dem
sachlich und nüchtern denkenden und auftretenden Braun fehlte sowohl das
rhetorische Geschick, als auch das Vermögen, seine Zuhörer mit einer emotio-
nalen Ansprache mitzureiÿen. Bei aller Pragmatik seiner Politik lieÿ er sich
stets von seiner tiefen humanistischen Überzeugung vom Recht der Menschen
auf Freiheit und politische Gleichberechtigung leiten.

Über seine Frau Emilie, geborene Podzius, sind wenige Informationen über-
liefert. Er lernte seine ein Jahr ältere Frau in den 1890ern auf einer Partei-
versammlung kennen, auf der er als Redner auftrat. In Brauns Zeit als Mi-
nisterpräsident trat Emilie nie in der Ö�entlichkeit auf, im engeren Freundes-
und Bekanntenkreis war sie schweigsam und wirkte in sich gekehrt. Gleich-
wohl scheint sie sehr energisch und selbstbewusst gewesen zu sein, denn sie
war angeblich in der Lage, den auch nicht gerade willensschwachen Braun zu
Hause in seine Schranken zu weisen. Emilie war mit Käthe Kollwitz befreun-
det. Am 3. April 1894 heirateten Emilie und Otto vor dem Amtsgericht Kö-
nigsberg. Da Emilie 1927 unheilbar erkrankte, war das Leben des Paares seit
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den 1920ern weitgehend auf das Haus beschränkt. Nach Augenzeugenberichten
p�egte Braun seine Frau aufopfernd, seine Flucht in die Schweiz 1933 scheint
vor allem aus Sorge um Emilie geschehen zu sein. Sein einziges Kind, Erich,
starb 1915 mit 21 Jahren im Ersten Weltkrieg als Kriegsfreiwilliger an der
Diphtherie � ein Verlust, der Braun tief traf.

Braun liebte die Natur Ostpreuÿens. In dem Neue-Welt-Kalender der SPD
aus dem Jahr 1911 schrieb er über Ostpreuÿen: Dem ober�ächlichen Beobach-
ter geht das Herz auf, wenn er an einem hellen Sommertage durch die nord-
östlichen Ebenen unseres Vaterlandes wandert. Er schreitet an saftigen, far-
benprächtigen Wiesen vorbei, wo das Summen der Bienen emsige Tätigkeit
verrät. Aller gesellschaftlichen Fesseln befreit, sich eins fühlend mit der ihn
umgebenden herrlichen Natur, wirft er sich am Waldesrande in den Schatten
eines Baums.

Später als preuÿischer Minister und Ministerpräsident, dem unter anderem
die Staatsgüter anvertraut waren, ging er gerne und oft auf die Jagd � was
ihm einige persönliche Angri�e einbrachte. Dabei wurde ihm von rechts vorge-
worfen, er würde nicht waidmännisch jagen, und von links, dass er ein derart
aristokratisches Hobby p�ege.

Braun engagierte sich schon früh in der Sozialdemokratie. Dort gehörte er,
beein�usst vom Anarchosyndikalismus, anfangs zum linken Flügel. Er gab als
Zwanzigjähriger gröÿtenteils im Alleingang eine Zeitung heraus und war in
dieser Zeit die herausragende organisatorische Figur der SPD in Ostpreuÿen.
Den gröÿten Teil seines Lebens verbrachte er als Berufspolitiker, erst als Ab-
geordneter, später als Minister und schlieÿlich als Ministerpräsident. Nach der
Machtergreifung der Nationalsozialisten �üchtete Braun am 4. März 1933 in
die Schweiz, wo er 1940 seinen Memoirenband Von Weimar zu Hitler verfass-
te. Auch nach Ende des Zweiten Weltkrieges blieb er bis an sein Lebensende
im Schweizer Exil. Er besuchte zwar noch die Bundesparteitage der SPD, hielt
sich aber sonst aus dem politischen Leben zurück. Obwohl er nach auÿen oft
als hart und sachlich, oder als preuÿischer Eisberg beschrieben wurde, hielten
ihn enge Freunde und Bekannte für sehr sentimental und von tiefen humanisti-
schen Grundüberzeugungen geleitet.

5.19.2 In der SPD

Brauns Karriere war in ihren Grundzügen typisch für viele Funktionäre der
SPD in der Weimarer Republik. Bereits im Alter von 16 Jahren engagierte
Braun sich illegal in der unter dem Sozialistengesetz verbotenen SPD. Er wur-
de Vorsitzender des Arbeiter-Wahlvereins Königsberg und später Produzent,
Redakteur und Drucker wechselnder sozialdemokratischer Zeitschriften. In ei-
ner Gegend, in der bereits mehrere Versuche der SPD gescheitert waren, eine
Parteizeitung zu etablieren, gründete Braun ein erfolgreiches Blatt und zwar
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ohne Startkapital, mit minimaler Unterstützung der Parteiführung und un-
ter abenteuerlich anmutenden Vertriebsbedingungen im groÿagrarisch gepräg-
ten ländlichen Raum. Besonders hatte er in dieser Zeit mit den Landarbeitern
Ostpreuÿens zu tun und entwickelte sich so zum Experten für Agrarpolitik in
der Partei sowie zum lebenslangen Gegner der Ostelbischen Landjunker.

In seiner späteren Schrift Das ostelbische Landproletariat schrieb er in seiner
sperrigen Prosa: Die ausgebeutete, entrechtete ostelbische Landbevölkerung ist
also der Sockel, auf dem zum überwiegenden Teil die Macht des ostelbischen
Junkertums ruht und auf den gestützt es seine volksaushungernde und ent-
rechtende Raubpolitik treibt. Dieser Sockel muÿ aber in dem Maÿ morscher
werden, als es gelingt, in den Bevölkerungsgruppen, die ihn bilden, den sozial-
demokratischen Grundsätzen Verbreitung zu scha�en.

Otto Braun regte die Gründung des deutschen Landarbeiter-Verbandes an.
Er war Vorsitzender der lokalen Ortskrankenkasse und Mitglied des Stadtrates
von Königsberg.

1892 erhielt Braun eine zweimonatige Haftstrafe wegen Majestätsbeleidi-
gung. 1904 wurde gegen Braun und andere Sozialdemokraten ein Verfahren
wegen Hochverrats eingeleitet. Die Ankläger beschuldigten ihn, anarchistische
und zum Sturz des Zaren aufrufende Schriften nach Ruÿland eingeführt zu ha-
ben. Die Beweise wurden vom Gericht als nicht stichhaltig angesehen. Zum
anderen war Hochverrat an ausländischen Monarchen in Deutschland zu die-
ser Zeit nur strafbar, wenn mit dem entsprechenden Land ein Abkommen auf
Gegenseitigkeit geschlossen war. Mit Ruÿland war dies nicht der Fall.

1898 wurde er Vorsitzender der SPD Ostpreuÿens, 1905 übernahm er als
Mitglied der Kontrollkommission sein erstes Amt auf Reichsebene. Braun rück-
te 1911 als Hauptkassierer in den Reichsvorstand der SPD auf, dem er bis
1917 angehörte. 1913 bekam er ein Mandat im Abgeordnetenhaus Preuÿens.
Obwohl anfangs dem linken Flügel der Partei zugehörig, trennten den Auto-
didakten doch Welten von den oft hoch gebildeten späteren Spartakisten und
Kommunisten. Er fand deren Argumentation zu weltfremd, zu theoretisch und
zu wenig an erreichbaren und praktischen Zielen ausgerichtet. Bereits 1895
kommentierte er die Diskussionen um ein Agrarprogramm in der Partei: Für
die praktische Agitation bietet der Entwurf nichts. Um Doktorfragen hat man
dort wie in der ganzen Debatte gestritten. Nach der Ablehnung des Entwurfs
durch die Partei: Also lassen wir unser Programm, welches uns schon über
manchen Berg geholfen hat und zu manchem Siege geführt hat, vorläu�g ganz
unberührt, und quacksalbern wir nicht so oft daran herum, das kann zu kei-
nem guten Resultat führen. Anders aber mit unserer Taktik, die hat sich zu
allen Orten auf Grund unseres Programms natürlich den jeweiligen Verhältnis-
sen anzupassen.

An Rosa Luxemburg kritisierte er ihre 'unausstehliche schulmeisterliche Ma-
nier'. Im Ersten Weltkrieg blieb er auf Seiten der MSPD und unterstützte die

119



5 Wichtige Personen

so genannte Burgfriedenspolitik der Partei. Diese sollte während des Krieges
innenpolitische Auseinandersetzungen in Deutschland verhindern. 1917 be-
teiligte er sich an der Organisation des Januarstreiks, 1918 wurde er für die
MSPD Mitglied im Arbeiter- und Soldatenrat Berlins. Braun, dem Zuverläs-
sigkeit und organisatorische E�zienz am Herzen lagen, wurde im Rat nicht
glücklich. In diesem herrschten oft wechselnde Mehrheiten, die personelle Zu-
sammensetzung war hochgradig vom Zufall abhängig und oft drehten sich die
Diskussionen nicht um praktische Fragen, sondern verloren sich in ideologi-
schen Grundsatzdebatten. Aus dieser Zeit behielt er lebenslang eine Abnei-
gung gegen das Räteunwesen.

1919/1920 gehörte Braun der Weimarer Nationalversammlung an. Von 1920
bis 1933 war er Mitglied des deutschen Reichstags. Aufgrund der Interessen-
kon�ikte zwischen Reich und Preuÿen und aufgrund Brauns oft zupackender
und unkonventioneller Art kam es zu einer Entfremdung zwischen ihm und der
Parteiführung der SPD in der Weimarer Republik. Während Braun als Prag-
matiker vor allem das Interesse der SPD/DDP/Zentrums-Koalition in Preuÿen
und damit die Stabilität der Regierung in den Mittelpunkt seines Handelns
stellte, gingen für die Partei- und Fraktionsführung im Reichstag naturgemäÿ
die ureigenen Interessen der SPD vor. Insbesondere nach der Wiedervereini-
gung mit der USPD kam es oft zu Kon�ikten über den politischen Kurs. Per-
sönliche Rivalitäten, besonders zwischen den beiden Führungs�guren Braun
und Otto Wels verschlechterten das Kommunikationsklima weiterhin. Braun
warf der SPD-Führung vor, unverantwortlich zu handeln, diese attestierte
Braun rücksichtloses Verhalten gegenüber der Partei und mangelnden Respekt
vor sozialdemokratischen Grundsätzen.

Emotional erfolgte der Bruch, als Braun Ende der 1920er die restaurierte
Neue Wache in Berlin als Mahnmal an den Ersten Weltkrieg einweihte. Die
politische Rechte weigerte sich, das Mahnmal eines 'Vaterlandsverräters' zu
honorieren. Tiefer traf den aufgrund seines gefallenen Sohnes persönlich be-
tro�enen Braun aber auch die einhellige Ablehnung der politischen Linken und
der Sozialdemokratie. Eine für ihn persönlich auÿergewöhnlich wichtige Erin-
nerung erfuhr seitens seiner Genossen wenig mehr als Spott und Hohn.

5.19.3 In der preuÿischen Regierung

Braun war bereits im Kaiserreich Mitglied des preuÿischen Abgeordneten-
hauses. 1918 wurde er unter Paul Hirsch Landwirtschaftsminister des Landes.
Braun war gegen die Zerschlagung des Landes Preuÿen, das er als demokrati-
sche Ordnungszelle Deutschlands wahrnahm. Zudem fürchtete er, dass die Auf-
lösung Preuÿens die Annexionsforderungen der Siegermächte bestärken würde.
Als Landwirtschaftsminister versuchte er eine Agrarreform, die vor allem die
mächtigen Landbesitzer östlich der Elbe entmachten sollte. Das Herzstück sei-
ner Vorstellungen war eine Siedlungspolitik, die ehemalige Soldaten auf brach
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liegenden Ländereien ansiedeln sollte: So hätten die Soldaten selbst eine Zi-
vilbeschäftigung gefunden; gleichzeitig hätte sich die angespannte Nahrungs-
mittellage im Reich verbessert. Erbitterter Widerstand der Groÿagrarier, die
zögerliche Haltung Hirschs und die Brauns Plänen widersprechende Gesetzesla-
ge lieÿen die Pläne weitgehend scheitern.

5.19.4 Ministerpräsident

Braun war von März 1920 bis März 1921, von November 1921 bis Januar 1925
und von April 1925 bis Mai 1932 preuÿischer Ministerpräsident. Ironischerwei-
se wurde er nur Ministerpräsident, weil er seinen Gegnern als Landwirtschafts-
minister gefährlicher erschien und sie dementsprechend die eher rechten Koali-
tionsparteien beein�ussten. Er war damit mächtigster Mann im mit Abstand
gröÿten und bevölkerungsreichsten Bundesstaat der Weimarer Republik. Von
kurzen Unterbrechungen abgesehen, die den instabilen politischen Verhältnis-
sen der Republik geschuldet waren, besetzte er dieses Amt zwölf Jahre lang bis
zum Preuÿenschlag 1932.

Zu den zahlreichen Problemen, mit denen sich Braun befassen musste, ge-
hörten die Auseinandersetzung mit den Groÿgrundbesitzern und der mit ih-
nen verbündeten DNVP, Spannungen mit Polen sowie mit der polnischen Min-
derheit in Preuÿen über Grenz- und Minderheitenfragen, Ruhrbesetzung und
Ruhrkampf. Erschwert wurde ihm das Amt durch einen Kleinkrieg mit dem
Kölner Oberbürgermeister und Vorsitzenden der preuÿischen Provinzenver-
tretung, dem Staatsrat Konrad Adenauer, um den Status des Rheinlandes im
preuÿischen Staat. Hinzu kam der Kleinkrieg mit der Familie der Hohenzol-
lern über ihren Familien- beziehungsweise preuÿischen Staatsbesitz, der bis zu
einem Volksentscheid 1926 führte. Innerhalb der Koalition war die Zentrums-
partei der kritische Partner � diese hätte die meiste Zeit auch zusammen mit
DNVP und DVP eine so genannte Rechtskoalition bilden können, wie sie es
auf Reichsebene wiederholt tat.

5.19.5 'Demokratisches Bollwerk' Preuÿen

Braun betrieb in dieser Zeit eine ehrgeizige Politik inmitten eines von Span-
nungen durchzogenen politischen Feldes. Brauns gröÿter Vorteil gegenüber der
Reichspolitik waren zum einen die Wahlergebnisse � die Weimarer Koalition
behielt stets eine knappe Mehrheit im Landtag �, zum anderen die preuÿi-
sche Verfassung: der Ministerpräsident wurde vom Landtag gewählt, konnte
sich also anders als der Reichskanzler zumindest meist auf eine Mehrheit im
Parlament verlassen. Brauns wichtigste Verbündete waren die beiden sozialde-
mokratischen Innenminister des Landes Carl Severing und Albert Grzesinski.
Die Koalition, die er führte, bestand aus den Parteien der Weimarer Koalition,
bis 1924 noch unter Hinzuziehung der DVP. Hauptkon�iktpunkte waren zum
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einen die Schulpolitik, zum anderen die Auseinandersetzungen um die Beset-
zung der Beamtenstellen. Während die Zentrumspartei kirchlich gebundene
Konfessionsschulen favorisierte, setzten SPD und DDP auf religiös unabhän-
gige staatliche Schulen. In der Besetzung der Beamtenschaft gab es Di�eren-
zen darüber, ob diese primär unter politisch-demokratischen Gesichtspunkten
erfolgen sollte oder vorrangig unter den Gesichtspunkten der fachlichen Kom-
petenz, die aufgrund der Rekrutierung des Beamtennachwuchses bis 1919 ein
groÿes Übergewicht konservativer und der Republik ablehnend gegenüberste-
hender Beamter ergab. Schlieÿlich kritisierten die Koalitionspartner ebenso oft
die Agrarpolitik, die ihnen vor allem als 'voller sozialistischer Experimente'
erschien.
Aufgrund seines autoritären Regierungsstils wurde Braun als Zar von Preu-

ÿen bezeichnet, Preuÿen selbst galt unter seiner Regierung als demokratisches
Bollwerk. Die Regierungen wechselten wesentlich seltener als im Reich. Mit
Braun blieb fast die gesamte Zeit ein einziger Politiker an der Macht.

5.19.6 Reformpolitik

In Brauns Amtszeit gelang unter anderem teilweise eine Bodenreform und ei-
ne demokratische Reform des Schulwesens. Die Besetzung des Beamten- und
insbesondere Polizeiapparats mit Demokraten gehörte zu den vorrangigsten
Zielen der Regierung Braun. Insbesondere nach dem Kapp-Putsch ergri� die
Regierung anders als in anderen Ländern konsequent Disziplinarmaÿnahmen
gegen illoyale Beamte. Innenminister Grzesinski fasste das Programm anläss-
lich seines Amtsantritts 1926 zusammen: Kampf gegen die Feinde der Repu-
blik. Festigung der Staatsmacht, insbesondere durch den Ausbau der polizeili-
chen Exekutive. Beseitigung der reaktionären leitenden Beamten in der Staats-
verwaltung und ihre Ersetzung durch überzeugte Anhänger der Verfassung
von Weimar, auch aus den breiten Schichten des Volkes. Beseitigung der noch
bestehenden junkerlichen Vorrechte in Preuÿen durch Aufhebung der Guts-
bezirke. Inangri�nahme und Durchführung der staatlichen und kommunalen
Verwaltungsreform. Fast alle Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Land-
räte und Polizeipräsidenten wurden von Braun und Preuÿens Innenminister
Carl Severing ausgewechselt. Insbesondere die preuÿische Polizei galt nach ih-
rer Reorganisation durch Wilhelm Abegg als einer der wichtigsten Garanten
der Weimarer Republik. Am Ende war sie etwa 50.000 Mann stark, überwie-
gend republikanisch gesinnt und teilweise paramilitärisch ausgebildet. Auch in
der Zeit der Straÿenkämpfe, die Ende der 1920er und Anfang der 1930er häu�g
wurden, wusste sie sich zu behaupten.
Da es jedoch kaum Anhänger der Demokratie gab, die bereits eine Beam-

tenausbildung oder gar längere Erfahrung im Amt hatten, konnte die Umbe-
setzung nur teilweise durchgeführt werden. Besonders unterhalb der direkten
Leitungsebene musste die Regierung viele kaisertreue Beamte im Amt belas-
sen. Vor allem konservative und bürgerliche Parteien lehnten eine 'politische'
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Neubesetzung von Stellen vehement ab, obwohl sowohl DDP als auch DVP
überdurchschnittlich viele Stellen in den Leitungsgremien der Verwaltung zu-
gesprochen bekamen. Die Re-Integration der DVP in die preuÿische Regierung
scheiterte mehrmals hauptsächlich an dieser Frage.

5.19.7 Präsidentenwahl 1925

Bei der Reichspräsidentenwahl 1925 kandidierte Braun für die Nachfolge Fried-
rich Eberts ins Amt des Reichspräsidenten gegen den Zentrums-Politiker Wil-
helm Marx, Karl Jarres von der DVP und Ernst Thälmann von der KPD. Die
Sozialdemokraten setzten dabei auf eine reichsweit bekannte Führungs�gur,
die in ihrer Mentalität Ebert nicht unähnlich war. Im ersten Wahlgang erhielt
er 29 Prozent der Stimmen, ein Ergebnis, das um einiges besser war, als das
SPD-Ergebnis bei der letzten Reichstagswahl. Weil das Zentrum sich weigerte,
im zweiten Wahlgang einen sozialdemokratischen Kandidaten zu unterstüt-
zen, zog Braun zugunsten Marx' zurück. Da es Marx aber ebenso wenig wie
Braun gelang, das rechtskonservative Spektrum anzusprechen, verlor dieser ge-
gen Paul von Hindenburg.

5.19.8 Ende der Weimarer Republik

Braun hatte anfangs, sowohl für Beobachter als auch für die beiden überra-
schend, ein gutes Verhältnis zum neuen Präsidenten Hindenburg. Der Minister-
präsident, der den groÿgewachsenen Generalfeldmarschall noch um eine Hand-
breit überragte, war auch symbolisch einer der wenigen Männer, die Hinden-
burg auf Augenhöhe begegneten. Weder war er im Alten System zu verfangen,
um neben dem verehrten Held und gefeierten Weltkriegsveteran nicht auch
den 'politisch völlig naiven' (Braun) Menschen zu sehen, noch litt er an dem in
der damaligen Sozialdemokratie weit verbreiteten Komplex des sozialen Auf-
steigers gegenüber den alten Machteliten. Eine gemeinsame Gesprächsebene
fanden sie in ihrer beiderseitigen Leidenschaft für die Jagd in Ostpreuÿen.
Hindenburg erlebte Braun als einen Politiker, der weniger in ideologischen
Finessen dachte, sondern innerhalb gewisser Grundüberzeugungen vor allem
o�en und pragmatisch an der Tagespolitik orientiert war. Hindenburg konsta-
tierte nach ihrem ersten Tre�en: Meine Freunde in Hannover hatten mir ge-
sagt, der Otto Braun sei ein fanatischer Hetzer. Jetzt sehe ich, daÿ er ein ganz
vernünftiger Mensch ist, mit dem man über alles sprechen kann.

Langfristig allerdings konnte Braun sich nicht gegen das Umfeld des Präsi-
denten durchsetzen. Spätestens nach dem Verbot des rheinischen Stahlhelms
im Oktober 1929 � Hindenburg war Ehrenmitglied des Verbandes und nahm
das Verbot persönlich � war jede Vertrauensebene zwischen ihnen zerstört; der
Präsident war bereit, sich politisch hinter den Preuÿenschlag zu stellen. In der
Endphase der Weimarer Republik versuchte Braun o�ensiv gegen die Natio-
nalsozialisten vorzugehen. Er verbot wie erwähnt den rheinischen Stahlhelm
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und setzte zusammen mit der preuÿischen Polizei und den Innenministern
Carl Severing und Albert Grzesinski das reichsweite Verbot der SA durch. Der
Staatsschutz arbeitete vergleichsweise zielorientiert und erfolgreich gegen die
NSDAP, allerdings waren sowohl seine Befugnisse als auch seine Möglichkei-
ten begrenzt. Nach dem Scheitern der Groÿen Koalition im Reich unterstütz-
te die SPD im Reichstag weitgehend die Regierung Brüning, vor allem damit
das Zentrum in Preuÿen weiterhin Braun unterstützte und so die preuÿische
Polizei weiter unter der Befehlsgewalt von Demokraten stand. Die Mehrheit
Brauns schwand jedoch langsam, zumal sich die Gegner der Weimarer Repu-
blik zumindest zur Zusammenarbeit gegen die Regierung entschlieÿen konnten.
1930 stellten DNVP und KPD einen gemeinsamen Misstrauensantrag im Par-
lament, 1931 versuchte der Stahlhelm mit Unterstützung von NSDAP, DNVP,
DVP und KPD ein Volksbegehren zur Absetzung der marxistischen Regierung
in Preuÿen durchzubringen.

5.19.9 Absetzung

Bei den Landtagswahlen am 24. April 1932 verfehlte die Weimarer Koalition
erstmals bei preuÿischen Landtagswahlen die Mehrheit. Da allerdings keine
mit parlamentarischer Mehrheit versehene Regierung gebildet werden konnte,
blieben Braun und sein Kabinett, nachdem diese formal in ihrer Gesamtheit
ihren Rücktritt eingereicht hatten, entsprechend dem Artikel 59 der Landes-
verfassung geschäftsführend im Amt. Braun selbst war bereits nach den An-
strengungen des Wahlkampfs in der Nacht vom 22. zum 23. April von einem
körperlichen Zusammenbruch getro�en worden. Als sich abzeichnete, dass die
Regierung weiter im Amt bleiben würde, gab Braun die laufenden Amtsge-
schäfte an den Zentrumspolitiker Heinrich Hirtsiefer ab und bezog in Berlin-
Zehlendorf sein Krankenlager. Am Morgen des 20. Juli 1932 überbrachte ihm
ein Ministerialbeamter das Entlassungsschreiben von Reichskanzler Franz von
Papen. Braun reagierte auf den so genannten 'Preuÿenschlag', indem er ver-
suchte, zu von Papen vorzudringen. Angeblich war jedoch sein Dienstwagen
bereits beschlagnahmt worden, Braun blieb in Zehlendorf und bereitete im Na-
men der preuÿischen Landesregierung eine Klage beim Staatsgerichtshof des
Reichsgerichts vor. Von Papen nutzte sowohl das schlechte Wahlergebnis als
auch die schwer angeschlagene Gesundheit Brauns, um das wichtigste Macht-
zentrum der republikanischen Parteien auszuhebeln, als vorgeschobener An-
lass galt der 'Altonaer Blutsonntag'. Braun blieb zwar o�ziell Ministerpräsi-
dent, seine Befugnisse wurden jedoch auf Reichskommissare übertragen, deren
oberster von Papen selbst war.

Der Staatsgerichtshof lehnte es am 25. Juli ab, eine einstweilige Verfügung
gegen von Papen zu erlassen. Braun verbrachte danach den Sommer in einem
Erholungsurlaub im österreichischen Bad Gastein und im schweizerischen As-
cona. Ab Mitte Oktober war Braun wieder in Berlin, am 25. Oktober urteilte
der Staatsgerichtshof in der Sache Preuÿen contra Reich, dass die Maÿnahmen
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von Papens und Hindenburgs gerechtfertigt gewesen seien, dass die Regierung
Braun aber weiterhin die verfassungsmäÿigen Rechte gegenüber Landtag und
Reichsregierung behielt. Gespräche mit von Papen und von Hindenburg am 29.
Oktober brachten keinen Fortschritt. Juristisch war Braun zwar noch Minister-
präsident Preuÿens, seine einzige 'Macht' lag aber im Vorsitz von bedeutungs-
losen Tre�en der so genannten Hoheitsregierung, während Reichskommissar
von Papen im Eiltempo die Reformen der letzten zwölf Jahre revidierte. Die
Einsetzung Kurt von Schleichers als Reichskommissar brachte keine wesentli-
chen Unterschiede. Erst nach der Machtergreifung Hitlers sollte sich das än-
dern. Hermann Göring sicherte sich mit Hilfe von Papens eine neue Notver-
ordnung Paul von Hindenburgs, die die bedeutungslose Hoheitsregierung auch
o�ziell absetzte. Wieder beschränkten sich die Aktionen Brauns darauf, am 7.
Februar 1933 eine Klage beim Reichsgericht einzureichen.

Erst die auf den Reichstagsbrand folgenden Ereignisse und Warnungen, dass
sein Leben bedroht sei, veranlassten Braun zur Flucht. Am 2. März 1933 �
Datumsangabe korrekt? � �üchtete er mit dem Auto über die Grenze nach Ös-
terreich. Diese Flucht, die noch vor Schlieÿung der Wahllokale in der am 5.
März statt�ndenden Landtags- und Reichstagswahl bekannt wurde, verzieh
ihm die Parteiführung der SPD nicht. Es wirkte auf sie wie eine Desertion, mit
vielleicht desaströsen Auswirkungen auf das Wahlergebnis und einer demorali-
sierenden Wirkung auf die Verteidiger der Republik. Zwischen Braun und der
Parteiführung im Exil, der Sopade, bestand praktisch kein Kontakt.

Braun selbst wurde im Nachhinein oft vorgeworfen, dass er sich kamp�os
ergeben habe und nicht beispielsweise den Generalstreik ausgerufen oder mit
Hilfe der zu dieser Zeit 50.000 Mann starken preuÿischen Schutzpolizei ver-
sucht habe, seine Befugnisse wiederzuerlangen. Im Nachblick symbolisiert ge-
rade Brauns Verhalten während des Preuÿenschlags die Machtlosigkeit der de-
mokratischen Kräfte angesichts eines Feindes, der sich weder an Ordnung noch
geltendes Gesetz gebunden fühlte. Er selbst hielt ein aktiveres Vorgehen an-
gesichts der politisch-militärischen Kräfteverhältnisse 1932 allerdings für aus-
sichtslos. Seiner Meinung nach hätte es unnötiges Blutvergieÿen provoziert;
Braun ergab sich dem Ende der Republik mit einer wirkungslosen Klage vor
Gericht.

5.19.10 Im Exil

Nachdem Braun aus dem Umfeld des Reichspräsidenten vor einer Verhaftungs-
welle gewarnt worden war, �üchtete er nach Ascona in der Schweiz, das er
schon als Ferienort kannte. In der Schweiz war ihm jede politische Betätigung
verboten, ebenso wie Erwerbsarbeit. Braun hatte zwar den gröÿten Teil sei-
nes Vermögens retten können, dieses aber, in der sicheren Zuversicht seine
Pensionsbezüge als preuÿischer Ministerpräsident ausgezahlt zu bekommen,
für ein Grundstück mit Haus ausgegeben und dafür sogar noch Hypotheken
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aufgenommen. Nachdem klar war, dass er fast ohne Geld auskommen werden
müsse, zog sich Braun unter Depressionen in die Gartenarbeit und damit in
die von ihm geliebte Natur zurück. In einem Brief schrieb er, er brüte über
dem 'ganzen Jammer meines elenden Daseins', er fragte sich: 'Wie soll ich als
62-jähriger, abgearbeiteter Mann, der ich in meiner Bewegungsfreiheit durch
meine gelähmte Frau noch stark behindert werde, mir unter den heutigen Be-
dingungen eine neue Existenz scha�en.' Der Gestapo erschien es zwar unglaub-
haft, dass der rote Zar sich im Exil mit Karto�elanbau begnügte, aber sie fand
selbst keine überzeugenden Gegenbeweise.

Im Sommer 1937 �üchtete Braun nach Paris, als ein Rechtsanwalt versuch-
te, fünfhundert Mark Schulden über die Schweiz einzutreiben; Braun bemühte
sich erfolglos, sein Haus zu vermieten oder zu verkaufen; aus Angst vor dem
Gerichtsvollzieher verlieÿ er schlieÿlich die Schweiz. In Paris hatte er erstmals
wieder näheren Kontakt mit der SPD, vor allem aber �el auf, dass er unter
einem ständigen manischen Selbstrechtfertigungszwang stand. Seine Freun-
de konnten ihn überreden, seine Memoiren zu schreiben. Braun vergrub sich
in den Akten, und 1938 war das Manuskript zu Von Weimar zu Hitler abge-
schlossen. Ende 1939 erschien sein 'politisches Testament', stark gekürzt wegen
der Schweizer Armee-Zensur.

Er war zudem nun in der Lage, sein Haus in Ascona zu einem guten Preis
zu vermieten, so dass er zurück in die Schweiz ziehen und dort - zumindest der
schlimmsten �nanziellen Sorgen enthoben - bis Kriegsanbruch leben konnte.
Dann ging es wieder bergab; es fand sich kein Mieter mehr, so dass Braun oh-
ne Einkünfte in sein Haus zurückziehen musste. Die Einnahmen aus seinem
Buch reichten nicht einmal für die Hypothekzinsen seines Hauses. Im Som-
mer 1941 verkaufte Braun seine Uhr und 'sonstige entbehrlichen Dinge, die
man zu Geld machen kann.' Einen groÿen Teil der Zeit verbrachte er unter
rheumatischen Anfällen im Bett, an seinen engsten Vertrauen Herbert Weich-
mann schrieb er, 'wenn ich so in mancher Woche wie ein Bettelstudent von
Freitisch zu Freitisch wandere, kann ich mich eines deprimierenden Gefühls
kaum erwehren.' Erst der ehemalige Reichtagsabgeordnete Heinrich Georg
Ritzel brachte Braun wieder ins soziale Leben zurück. Er stellte Kontakt zum
bayerischen Sozialdemokraten Wilhelm Hoegner und dem ehemaligen Reichs-
kanzler Joseph Wirth her. Zusammen entwarfen sie Pläne für eine mögliche
Nachkriegsordnung und versuchten diese den Alliierten nahe zu bringen. Ritzel
vermittelte eine bescheidene �nanzielle Unterstützung des Schweizer Arbeiter-
hilfswerkes, so dass Braun zumindest nicht mehr betteln musste.

5.19.11 Nachwirkung

Obwohl er einer der mächtigsten Männer der Weimarer Republik war, ver-
schwand Braun nach dem Zweiten Weltkrieg weitgehend aus dem ö�entlichen
Gedächtnis, seine Vorstellungen für eine Nachkriegspolitik waren nicht durch-
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setzungsfähig. Weder seine politischen Ansichten noch das, was er symbolisier-
te, passten in die geänderte Lage in Deutschland. Der alte Freistaat Preuÿen
war nun auf die vier Staaten Bundesrepublik Deutschland, Deutsche Demokra-
tische Republik, Polen und Sowjetunion verteilt, die Vorstellung eines genuin
demokratischen und republikanischen Sozialismus lief im Kalten Krieg sowohl
westlichen wie östlichen Politikkonzeptionen zuwider. In der SBZ und der spä-
teren DDR war er sowohl als Sozialdemokrat wie als Preuÿe viel zu nah am so
bezeichneten Revanchismus, um eine Würdigung erfahren zu können. In der
Bundesrepublik dominierte lange Jahre Konrad Adenauer, überzeugter Geg-
ner des Preuÿentums und des Sozialismus wie auch Brauns innenpolitischer
Gegner über viele Jahre. Daneben wurde Brauns Einsatz für die Republik
über lange Jahre durch seinen letztendlichen Misserfolg und seine weitgehen-
de Passivität während des Preuÿenschlags in den Schatten gestellt. Erst in den
1970ern begann sich die Geschichtswissenschaft wieder für Otto Braun zu in-
teressieren.
Seit 1995 ist in Berlin eine Straÿe nach ihm benannt, die zuvor Hans-Beimler-

Straÿe hieÿ.

5.19.12 Werke

Otto Braun: Von Weimar zu Hitler. Europa Verlag Zürich, datiert 1940, er-
schienen im Herbst 1939. Otto Braun erhielt 1941 eine einzige Zahlung von
857 Franken als Honorar.

5.19.13 Ehrungen

Im Haus 2 an der Potsdamer Straÿe hat die Berliner Staatsbibliothek einen
ihrer groÿen Versammlungssäle nach Otto Braun benannt. Ferner be�ndet
sich dort eine Büste aus Bronze von ihm von Hermann Brachert. Dort �n-
den Mitarbeiter-Vollversammlungen der Stiftung Preuÿischer Kulturbesitz und
Ausstellungen statt.

Weitere interessante Links:
http://staatsbibliothek-berlin.de/deutsch/bibliotheksmagazin/pdf/bibliotheksmagazin_0601.pdf
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5.20 Max von Baden

Maximilian Alexander Friedrich Wilhelm Prinz von Baden (* 10. Juli 1867 in
Baden, Baden; � 6. November 1929 in Salem bei Überlingen), genannt Max
von Baden, war letzter Thronfolger des Groÿherzogtums Baden, preuÿischer
General und für einen Monat der letzte Reichskanzler des Deutschen Kaiser-
reiches.

Maximilian Alexander Friedrich Wilhelm wurde 1867 als Sohn des preuÿi-
schen Generals und badischen Prinzen Wilhelm (1829�1897), eines jüngeren
Bruders Groÿherzog Friedrichs I., und der Maria von Leuchtenberg (1841�
1914), Fürstin Romanowskaja, Enkelin von Eugène de Beauharnais, dem Stief-
sohn Napoléon Bonapartes, und Nichte Zar Alexanders II. von Ruÿland, gebo-
ren. Nach der Ausbildung in einem humanistischen Gymnasium wird er Jurist
und wird während der universitären Ausbildung aktiv in den Corps Rhenania
Freiburg, Saxo-Borussia Heidelberg und Suevia Heidelberg. Danach tritt er als
O�zier in die preuÿische Armee ein.

1907, nach dem Tod seines Onkels, wird Max, da der neue Groÿherzog, sein
Vetter, kinderlos war, badischer Thronfolger und Präsident der Ersten Badi-
schen Kammer. 1911 nimmt er als Generalmajor seinen Abschied aus dem ak-
tiven Militärdienst. 1914 wird er reaktiviert und nimmt für kurze Zeit seinen
Dienst beim Generalstab des 14. Armeekommandos auf, dem die badischen
Truppenkontingente unterstehen. Aber schon im Oktober kehrt er nach Ba-
den zurück und widmete sich als Ehrenpräsident des badischen Roten Kreuzes
während des gesamten Krieges der Fürsorge für Kriegsgefangene aller Nationa-
litäten. 1916 wird er Ehrenpräsident der deutsch-amerikanischen Kriegsgefan-
genenhilfe des Weltbundes der Christlichen Vereine Junger Männer (CVJM).

Prinz Max von Baden gilt als liberaler Aristokrat und wird immer mehr
zum Kristallisationspunkt des gemäÿigten politischen Lagers, das in Opposi-
tion zum ultrarechten Flügel, vertreten durch die Quasi-Militärdiktatur der
Obersten Heeresleitung, steht. Schon 1917 lehnt er ö�entlich die Wiederauf-
nahme des uneingeschränkten U-Boot-Krieges ab, der schlieÿlich am 6. April
1917 zum Kriegseintritt der Vereinigten Staaten von Amerika führte.

Als man im Oktober 1918 in Berlin � den drohenden militärischen Zusam-
menbruch vor Augen � hastig einen glaubwürdigen Regierungschef für die an-
stehenden Wa�enstillstandsverhandlungen sucht, scheint Prinz von Baden der
richtige Mann zu sein. Man ho�t darauf, dass er wegen seiner nationalen und
internationalen Reputation und wegen seines Eintretens gegen den uneinge-
schränkten U-Boot-Krieg vom amerikanischen Präsidenten Wilson akzeptiert
wird.

Aber auch innenpolitisch ist die Oberste Heeresleitung zu Zugeständnis-
sen bereit, um die Glaubwürdigkeit des Gesuchs zu untermauern. Ludendor�
selbst fordert die Umwandlung des Reiches in eine parlamentarische Monarchie
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unter Einbeziehung der oppositionellen Parteien, v.a. der Sozialdemokraten,
um das Wa�enstillstandsgesuch nicht selbst übergeben und die Verantwortung
für die militärische Niederlage übernehmen zu müssen. Auch hier scheint Prinz
Max von Baden als Liberaler und Mitglied des badischen Fürstenhauses für
Sozialdemokraten und Konservative gleichermaÿen ein annehmbarer Kandidat.
Noch-Reichskanzler Georg von Hertling schlägt ihn als seinen Nachfolger vor
und am 3. Oktober 1918 ernennt ihn der Kaiser zum Reichskanzler und preu-
ÿischen Ministerpräsidenten.

Max von Baden bildet noch am selben Tag eine parlamentarische Regierung,
in die mit Philipp Scheidemann erstmals auch ein sozialdemokratischer Mi-
nister berufen wird. Am 4. Oktober übermittelt er � auf Drängen der Obersten
Heeresleitung � das vorbereitete Wa�enstillstandsgesuch an Wilson. Doch die-
ser macht deutlich, dass er an eine Demokratisierung des Deutschen Reiches
nicht glaubt, so lange der Kaiser noch immer im Amt sei. Prinz von Baden
weiÿ, dass mehr als nur kosmetische Korrekturen nötig sind, um die Alliierten
zum Einlenken zu bewegen. Er beendet den U-Boot-Krieg und setzt am 26.
Oktober die Entlassung Ludendor�s, des mächtigsten Mannes im Reich, aus
der Obersten Heeresleitung durch.

Als die Novemberrevolution ausbricht, ist die Stellung Kaiser Wilhelms nicht
mehr zu retten. Um zumindest die Monarchie als solche zu retten und die Re-
volutionäre zu beschwichtigen verkündet Max von Baden am späten Vormittag
des 9. November 1918 eigenmächtig und verfassungswidrig die Abdan-
kung des Kaisers, der sich zu dieser Zeit im Hauptquartier der Obersten Hee-
resleitung im belgischen Spa be�ndet, sowie den Thronverzicht des Kronprin-
zen. Diese Handlung Max von Badens wird durch den Kaiser und dessen Sohn
erst im Nachhinein schriftlich bestätigt (vom Kaiser am 28. November 1918
und vom Thronfolger am 1. Dezember 1918).

Gleichfalls am 9. November übergibt Max von Baden entgegen der Ver-
fassung das Reichskanzleramt dem Führer der stärksten Reichstagspartei,
Friedrich Ebert. Dessen Bitte, als Reichsverweser die Position des Reichsober-
hauptes zu besetzen, bis eine Nationalversammlung einen neuen Souverän für
das Deutsche Reich bestimmt hat, lehnt er ab. Er zieht sich ins Privatleben
zurück und widmet sich zusammen mit Karl Reinhardt und Kurt Hahn der
Gründung der Schule Schloss Salem, die zur Heranbildung einer neuen geisti-
gen Elite in Deutschland beitragen soll.

Nach dem Tod seines Vetters, des ehemaligen Groÿherzogs Friedrich II., am
9. August 1928 wird er für kurze Zeit Chef des Hauses Baden.
Max von Baden stirbt am 6. November 1929 in Salem bei Überlingen.

5.20.1 Ehe und Nachkommen

Aus der am 10. Juli 1900 in Gmunden/Oberösterreich geschlossenen Ehe mit
Maria-Luise von Hannover-Cumberland, Prinzessin von Groÿbritannien und
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Irland (* Gmunden 11. Oktober 1879; � Salem 31. Januar 1948), Tochter von
Ernst August, Kronprinz von Hannover, gingen zwei Kinder hervor:
Marie Alexandra Thyra Viktoria Luise Carola Hilda (* 1. August 1902; �

Frankfurt 29. Januar 1944) heiratete am 17. September 1924 Wolfgang von
Hessen(* 6. November 1896 in Schloss Rumpenheim bei O�enbach; � 12. Juli
1989 in Frankfurt am Main). Sie kam bei einem Luftangri� ums Leben.
Berthold Friedrich Wilhelm Ernst August Heinrich Karl (* 24. Februar 1906

in Karlsruhe; � bei Spaichingen Württ. 27. Oktober 1963), Markgraf von Ba-
den.
Enkel: Max Markgraf von Baden, * Salem 3. Juli 1933.
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